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I. Teilnehmer 

An der 78. Interparlamentarischen Konferenz nah- 
men 683 Delegierte, darunter 409 Parlamentarier und 
51 Beobachter aus insgesamt 93 Mitgliedsländern 
der Interparlamentarischen Union teil. Die Delegati- 
on der Philippinen wurde nach Aufhebung der Sus- 
pendierung der Mitgliedschaft als 108. Mitglieds- 
land wieder zugelassen. Gleichzeitig wurde die Mit- 
gliedschaft der Nationalen Gruppe Burundis aufge- 
hoben. 

Als Beobachter waren Vertreter folgender interna- 
tionaler Organisationen zugelassen: 

- die Vereinten Nationen 

- das Amt des Hohen Flüchtlingskommissars der 
Vereinten Nationen (UNHCR) 

- die Organisation der Vereinten Nationen für 
Hilfsmaßnahmen im Grenzgebiet (UNBRO) 


- der Fonds der Vereinten Nationen für Bevölke- 
rungsprogramme (UNFPA) 

- das Hilfswerk der Vereinten Nationen für Palästi- 
naflüchtlinge im Mittleren Osten (UNRWA) 

- die Internationale Arbeitsorganisation (ILO) 

- die Organisation der Vereinten Nationen für Er- 
ziehung, Wissenschaft und Kultur (UNESCO) 

- die Internationale Bank für Wiederaufbau und 
Entwicklung (IBRD) 

- der Europarat 

- die Parlamentarische Versammlung des Europara- 
tes 

- die Liga der Arabischen Staaten 

- die Organisation für Afrikanische Einheit (OAU) 

- das Lateinamerikanische Parlament 

- das Anden-Parlament 

- die Parlamentarische Vereinigung des Common- 
wealth (CPA) 

- die Internationale Vereinigung französischspre- 
chender Parlamentarier 

- die Arabische Interparlamentarische Union 

- die Union der Afrikanischen Parlamente (UAP) 

- die Interparlamentarische Organisation der 
ASEAN-Staaten (AIPO) 

- die Parlamentarische Vereinigung für euro-arabi- 
sche Zusammenarbeit 

- das Internationale Komitee vom Roten Kreuz 
(ICRC) 

- der Weltverband der Gesellschaften für die Ver- 
einten Nationen (WFUNA) 
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- der Palästinensische Nationalrat 

Der Delegation des Deutschen Bundestages gehör- 
ten folgende Mitglieder an: 

Abg. Frau Leni Fischer (CDU/CSU), Leiterin der De- 
legation 

Abg. Dr. Uwe Holtz (SPD), stellv. Leiter der Delegati- 
on 

Abg. Ulrich Inner (FDP) 

Abg. Dr. Günther Müller (CDU/CSU) 

Abg. Frau Ellen Olms (DIE GRÜNEN) 

Abg. Freiherr Reinhard von Schorlemer (CDU/CSU) 
Abg. Prof. Dr. Harmut Soell (SPD) 

Abg. Frau Dr. Helga Timm (SPD) 

Abg. Dr. Uwe Holtz (SPD) nahm gleichzeitig als be- 
auftragter Vertreter und Mitglied der Parlamentari- 
schen Versammlung des Europarates an der 78. In- 
terparlamentarischen Konferenz teil. 

II. Entschließungen 

In der Sitzung am 17. Oktober 1987 verabschiedete 
das Plenum der 78. Interparlamentarischen Konfe- 
renz folgende Entschließungen: 

- Der Beitrag der Parlamente zur 

- Wahrung, Weiterentwicklung und Förderung 
der Menschenrechte 

- Beachtung der für die zwischenstaatlichen Be- 
ziehungen gültigen Grundregeln, Verträge und 
Verpflichtungen mit dem Ziel, das Flüchtlings- 
und Vertriebenenproblem zu lösen; 

- Der Beitrag der Parlamente zu den Bemühungen 
um Verwirklichung der Erklärung über die Ge- 
währung der Unabhängigkeit an koloniale Länder 
und Völker und zur Abschaffung der Apartheid 
und aller Formen des Rassismus; 

- Der Beitrag der Parlamente zur Herbeiführung ei- 
nes gerechten und umfassenden Friedens zwi- 
schen dem Iran und dem Irak und zur Sicherheit 
der Schiffahrt im Golfgebiet in Anwendung der 
Resolution 598 (1987) des Sicherheitsrates der Ver- 
einten Nationen. 

Die Gruppe der Bundesrepublik Deutschland hatte 
einen Entschließungsantrag zum Thema 

„Der Beitrag der Parlamente zur 

- Wahrung, Weiterentwicklung und Förderung 
der Menschenrechte 

- Beachtung der für die zwischenstaatlichen Be- 
ziehungen gültigen Grundregeln, Verträge und 
Verpflichtungen mit dem Ziel, das Flüchtlings- 
und Vertriebenenproblem zu lösen" 

eingebracht. Der Text dieses Entschließungsantra- 
ges war in zwei Resolutionen aufgeteilt worden. Die 
Interparlamentarische Gruppe der Bundesrepublik 
Deutschland hatte darüber hinaus ein Memorandum 
zu diesem Tagesordnungspunkt eingebracht. Der 
Text des Resolutionsentwurfes sowie des Memoran- 
dums ist im Anhang (Punkt 1) abgedruckt. 


III. Eröffnung und Ablauf der Konferenz 

Am 12. Oktober 1987 eröffnete Seine Königliche Ho- 
heit, König Bhumipol Adulyadej von Thailand, im 
Großen Ballsaal Vibhavadi des Hyatt Central Plaza 
Hotels in Bangkok die 78. Interparlamentarische 
Konferenz. König Bhumipol Adulyadej richtete fol- 
gende Ansprache an die Delegierten: 

„Es ist eine große Freude für mich. Sie alle - die Par- 
lamentarier aus zahlreichen Ländern der ganzen 
Welt - hier begrüßen zu können und die 78. Interpar- 
lamentarische Konferenz feierlich zu eröffnen. 

Für die Aufrechterhaltung des Friedens und der Si- 
cherheit in der Welt gehören Zusammenarbeit und 
ein gemeinsam abgestimmtes Vorgehen zu den 
wichtigsten Aufgaben der zivilisierten Länder und 
Völker, die den Wunsch haben, daß Friede in der 
Welt herrsche, und daß Menschen aller Rassen, Na- 
tionalitäten und Religionen in Wohlstand und Zu- 
friedenheit Zusammenleben, entsprechend ihren Fä- 
higkeiten Fortschritte erreichen und an allen Orten 
der Welt jedermann in Freiheit lebe. Aus diesem 
Grunde haben verschiedene Nationen versucht, 
zahlreiche internationale Organisationen zu schaf- 
fen, deren Ziel die Herbeiführung von Sicherheit 
und dauerhaftem Frieden ist. Die IPU, zu der Sie alle 
gehören, ist eine dieser Organisationen, die ihre Ar- 
beit, geleitet von diesen Zielen, kontinuierlich und 
mit großem Eifer seit fast einem Jahrhundert durch- 
führt. Dieses Mal sind Sie sogar nach Bangkok ge- 
kommen, um ein Zusammentreffen zu veranstalten, 
bei dem Wege gefunden werden sollen, eine Lösung 
für die zahlreichen Probleme zu finden, die die Ent- 
wicklung von Frieden und Sicherheit gefährden, 
und geeignete Mittel zu suchen und festzulegen, um 
Freiheit und Unabhängigkeit sowie Wohlergehen 
und Glück der Völker aller Nationen zu fördern und 
zu bewahren. Ich bin daher zuversichtlich, daß Ihre 
feste Entschlossenheit und die Zielsetzung, in Ver- 
bindung mit Erfahrung und Wissen und der Über- 
einstimmung und dem Zusammenhalt unter Ihnen 
im Hinblick auf Zusammenarbeit und Konsultation 
Ihnen helfen und Sie dabei unterstützen werden, ei- 
nen Weg für erfolgversprechende Lösungen zu fin- 
den. Dies bedeutet, den Frieden zu wahren und die 
Entwicklung und den Fortschritt in unserer Welt für 
alle Zeiten zu sichern. 

Der wichtige Augenblick ist nun gekommen, und ich 
erkläre hiermit die 78. Konferenz für eröffnet. Ich 
wünsche der Konferenz gutes Gelingen und viel Er- 
folg für alle Aufgaben, die sie sich gestellt hat. Mei- 
ne besten Wünsche gelten Ihnen allen, die Sie sich 
hier versammelt haben. Möge Ihre Arbeit jederzeit 
von Glück, Wohlergehen, Gesundheit und Sicher- 
heit begleitet sein." 

Im Verlauf der Eröffnungssitzung ergriffen der stell- 
vertretende Premierminister des Königreichs Thai- 
land, Bichal Rattakul, der Präsident des Interparla- 
mentarischen Rates, Dr. Hans Stercken, MdB, der 
stellvertretende Generalsekretär der Vereinten Na- 
tionen, S.A.M.S. Kibria, sowie der Präsident der Na- 
tionalversammlung und Interparlamentarischen 
Gruppe des Königreichs Thailand, Prof. Dr. Ukrit 
Mongkolnavin, das Wort. 
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Ratspräsident Dr. Hans Stercken ging auf die Auf- 
gabenstellung der Interparlamentarischen Union 
ein und machte folgende Ausführungen (Original- 
sprache Englisch/Französisch): 

„Bevor eine Konferenz eröffnet wird, empfehle ich 
uns immer wieder, an unsere Völker zu denken und 
uns zu fragen, was sie von uns erwarten. 

Die Völker, die ich kenne, wollen keine Kriege ge- 
winnen, träumen nicht von Raketen und anderen 
Waffen, möchten nicht hungern; sie wollen ein Dach 
über dem Kopf haben, wünschen sich ein Leben, in 
dem sie für sich und für ihre Kinder eine bessere Zu- 
kunft erarbeiten können, und hoffen, daß die von ih- 
nen gewählten Politiker die Voraussetzungen schaf- 
fen, damit diese Wünsche Erfüllung finden. 

Es gibt auch heute noch Repräsentanten, die uns 
glauben machen wollen, daß es ruhmreicher und 
glücklicher macht, wenn man andere Menschen be- 
herrscht, statt ihnen zu dienen, daß unsere Völker 
Kanonen wollen und nicht Butter, daß sie das 
Schlachtfeld dem friedlichen Miteinander vorzie- 
hen. 

Es muß noch viele solcher Repräsentanten geben, 
denn an jedem neuen Tag hören wir von Mord und 
Totschlag, von Flucht und Hunger, von Zerstörung 
und Elend. Wer verantwortet dies eigentlich? Ist es 
etwa ein Naturgesetz, daß sich die Menschen quälen 
und einander Leid zufügen? Haben wir in der Inter- 
parlamentarischen Union unsere Pflicht getan, wenn 
unsere Resolutionen so tun, als trügen andere dafür 
die Verantwortung und nicht wir selber? 

Ist jemand unter uns, der nicht den Frieden will? 
Und doch ist Krieg in dieser Welt! Ist jemand unter 
uns, der den Hungrigen nicht Nahrung geben möch- 
te, und doch verhungern Millionen, weil sie der 
Überfluß dieser Welt nicht erreicht! 

Ist jemand unter uns, der den Menschen nicht ein 
Dach über dem Kopf wünscht, und doch erleben wir 
oft mehr Zerstörung als Aufbau. 

Wer also sind die Verantwortlichen für das Elend in 
dieser Welt? Können die Parlamentarier aus 107 Län- 
dern ihre Finger erheben und auf andere zeigen, die 
das Leid über diese Welt bringen? Haben wir alle 
unsere Pflicht getan und unsere Chancen genutzt? 

Was haben wir getan, um kriegerische Handlungen 
zu unterbinden, um dem Terror und der Unterdrük- 
kung zu begegnen, um Bürger- und Bruderkriegen 
den Boden zu entziehen, statt Waffen zu liefern? Was 
haben wir getan, um mehr Gerechtigkeit zwischen 
den Völkern walten zu lassen? Haben wir unseren 
Völkern gesagt, daß dies ohne Opfer nicht möglich 
ist? Haben wir gefordert, daß wir teilen lernen müs- 
sen? 

Wir reden alle vom Frieden. Und weil wir selbst häu- 
fig nicht unmittelbar betroffen sind, neigen wir dazu, 
das Thema damit als erledigt zu betrachten. Aber die 
Realität sieht ganz anders aus: 

Über 150 Kriege, Bürgerkriege und Konflikte haben 
seit 1945 das Leben von mehr als 30 Millionen Men- 
schen ausgelöscht. Wir sprechen von den Grausam- 


keiten des Zweiten Weltkriegs und vergessen, daß 
85 Staaten, die in der IPU vertreten sind, weniger als 
30 Millionen Einwohner haben. 30 Millionen! Jedes 
Opfer ist ein Opfer zuviel! 

Wir werden unserer Verantwortung für den Frieden 
nicht gerecht, wenn das beherrschende Thema unse- 
rer Tagungen nicht die Beendigung noch andauern- 
der Kampfhandlungen wird. 

Ich appelliere an die Delegierten aller Staaten, die 
miteinander in kriegerischen Auseinandersetzun- 
gen stehen oder an Konflikten beteiligt sind, die 
Waffen zum Schweigen zu bringen und, der Zielset- 
zung dieser Friedensunion entsprechend, aufeinan- 
der zuzugehen und miteinander zu sprechen. Wer 
den Weg zum anderen sucht, der kann ihn in der IPU 
finden. Ich stelle mich ganz persönlich in diesen 
Dienst. 

Frieden schaffen bedeutet aber nicht alleine die Ab- 
wesenheit von Krieg. Wir sind auch aufgerufen, die 
Folgen der Kriege und Auseinandersetzungen zu be- 
wältigen, um Zusammenarbeit zu ermöglichen: 

79 Länder haben den Vereihten Nationen die Auf- 
nahme von Flüchtlingen angezeigt: 

3.4 Millionen in Afrika! Acht afrikanische Länder, 
aus denen diese Flüchtlinge stammen, sind hier ver- 
treten. 

6.4 Millionen in Asien. Fünf Länder, aus denen die 
Flüchtlinge stammen, sind unter uns! 

Über 300000 in Lateinamerika! Fünf Länder, aus de- 
nen sie stammen, sind in der IPU vertreten. 

Allzuviele dieser Flüchtlinge werden von benach- 
barten Staaten unterstützt, die selbst zu den ärmsten 
Ländern in der Welt gehören. 

Die Zahl der Flüchtlinge aus diesen Erdteilen, die in 
Europa und Nordamerika Aufnahme gefunden ha- 
ben, beträgt über 2 Millionen! 

Was können Parlamentarier tun, um so vielen Men- 
schen die angestammte Heimat zu erhalten? Es ist 
unerträglich, daß immer noch Menschen vor Men- 
schen fliehen! Das ist keine Normalität in dieser 
Welt! Wie menschlich und normal die Welt wieder 
wird, liegt in unserer Hand, in unserer Verantwor- 
tung! Flüchtlinge brauchen Hoffnung! Wir könnten 
sie geben! 

Auch der Hunger in der Welt ist eine vergleichbare 
Herausforderung an uns alle! Die FAO schätzt die 
Zahl der Kinder, die jährlich an mit Hunger verbun- 
denen Ursachen sterben, auf 15 Millionen, Das be- 
deutet alle zwei Tage ein Nagasaki, alle vier Tage 
ein Hiroshima! 

Diese sogenannten Realitäten dieser Welt dürfen 
uns Parlamentarier nicht unberührt lassen. Wir müs- 
sen Wege finden und weisen, die Ressourcen dieser 
Erde zur Bewältigung der Nöte aller Mitmenschen 
einzusetzen, Frieden und Zusammenarbeit sind da- 
für Voraussetzung. 

Deshalb gibt es, wenn die IPU zusammentrifft, um 
Rat zu halten, keine Veranlassung zur Selbstbeweih- 
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räucherung! Es müssen sich nicht nur die angespro- 
chen fühlen, die Krieg führen, Zerstörung verursa- 
chen, Haß und Zwietracht säen, sondern auch dieje- 
nigen, die anderen helfen sollten, endlich den Weg 
des Friedens und der Entwicklung zu finden. 

Wir sprechen hier über die Probleme einer kleinen 
Erde, die wir gemeinsam bewohnen. Frieden und 
Gerechtigkeit sind die Voraussetzungen für unser 
aller Leben. Niemand gestaltet nur seine eigenen 
Lebensverhältnisse. Beim Schutz unserer Umwelt 
wird dies besonders deutlich. Es geht aber nicht nur 
um die Natur! Der Mensch, sein Leben, seine Würde 
müssen den gleichen Schutz erfahren! 

Sind wir Politiker geworden, weil wir wie Konsu- 
menten Forderungen an andere stellen wollten, oder 
wollten wir diese Welt verändern, verbessern? 

Doch was heißt, die Welt verbessern? Sind es nicht 
die Menschen, die besserer Einsichten bedürfen, 
Einsichten, die Politiker glaubhaft Vorleben sollen. 
Wir machen diese Welt menschlicher, nicht Parla- 
mentarier von einem anderen Stern. 

Parlamentarier kontrollieren die Exekutive. Sie sind 
nicht deren Erfüllungsgehilfe! Sie sollen daher auch 
die Sprache der Parlamente sprechen und nicht den 
Stil der Un Verbindlichkeit kopieren, in dem heute 
internationale Dokumente formuliert werden. Worte 
sind dazu da, um Gedanken Ausdruck zu verleihen 
und nicht, um Banalitäten in Watte einzupacken. 
Frieden ist nicht ein bißchen weniger Töten und 
Zerstören. Frieden ist, wenn sich die Feinde verstän- 
digen und versöhnen. Sind nicht viele unter uns, die 
noch vor 43 Jahren untereinander Krieg führten und 
die ihre Länder und ihre Parlamente miteinander 
vereinigen, weil sie Freunde geworden sind. 

Die IPU will eine Friedensunion sein, und doch gibt 
es manche unter uns, die ablehnen, mit anderen De- 
legationen zu sprechen. Das bedrückt mich sehr, 
denn solches Verhalten steht im Gegensatz zu unse- 
ren Prinzipien. Ich ersuche daher nochmals alle, die 
ein solches Gespräch führen wollen, meine Hilfe in 
Anspruch zu nehmen. Ich werde gerne im Sinne der 
Zielsetzung der IPU eine Vermittlung versuchen. Sie 
alle sind frei, dies zu tun. Einem Parlamentarier kann 
niemand etwas vorschreiben. Er ist nur seinem Ge- 
wissen unterworfen. 

Ist es eine Illusion, wenn ich einmal mehr die IPU 
beschwöre, sich der traditionellen Aufgabe der Frie- 
densstiftung zu widmen? Waren die Gründer der 
Union Träumer weitab von den Zentren der Macht, 
in denen über Krieg und Frieden entschieden wird? 

Nein, ich beuge mich nicht dem Gedanken, daß wir 
uns der Resignation oder dem Opportunismus hin- 
geben müßten. 

Die Stimme der Parlamente ist mächtig, wenn wir 
sie für gemeinsame Ziele erklingen lassen. Gibt es 
über viele Gegensätze hinweg solche Gemeinsam- 
keiten? Wenn es sie nicht gibt, wird es auch keinen 
Frieden geben! 

Gewiß, dies ist ein langer Weg! Frieden, Freiheit und 
Gerechtigkeit wollen an jedem Tag neu arbeitet 


werden. Dazu gibt uns diese Konferenz eine neue 
Chance. Ich bitte Sie alle, insbesondere diejenigen, 
die Verantwortung in den Ausschüssen und Redak- 
tionskomitees tragen, nach solchen Grundsätzen 
und Zielsetzungen kreatives Handeln zu fördern. 

Die Konferenz von Bangkok muß ein weiterer 
Schritt auf diesem mühevollen Weg werden. 

Die Liebenswürdigkeit und Menschlichkeit des Vol- 
kes der Freien, dessen Repräsentanten, Seine Maje- 
stät der König, Parlament und Regierung uns hier 
empfangen, werden uns in diesen Tagen ein guter 
Begleiter sein. Im Namen aller Delegationen darf ich 
Seiner Majestät dem König, dem thailändischen Par- 
lament und dem Volk Thailands für die Einladung 
zu dieser Konferenz und die uns erwiesene Gast- 
freundschaft sehr herzlich danken." 

Zu Beginn der 78. Interparlamentarischen Konferenz 
lagen insgesamt vier Entschließungsanträge zur Be- 
handlung als zusätzlicher Tagesordnungspunkt vor. 
Es handelte sich hierbei um Anträge der Interparla- 
mentarischen Gruppen Guatemalas und Nicaraguas, 
der Islamischen Republik Iran, des Irak und Italiens. 

Die Anträge betrafen folgende Themenbereiche: 

1. Die Abkommen von Esquipulas II - Eine Hoff- 
nung auf Frieden in Zentralamerika (Guatemala 
und Nicaragua) 

2. Sicherheit im Persischen Golf und die Notwen- 
digkeit des Abzuges ausländischer Truppen (Isla- 
mische Republik Iran) 

3. Der Beitrag der Parlamente zur Anwendung der 
Entschließung 598 (1987) des Sicherheitsrates der 
Vereinten Nationen über die Einstellung der 
Feindseligkeiten und die Herbeiführung eines 
gerechten und umfassenden Friedens zwischen 
dem Irak und dem Iran (Irak) 

4. Initiative der Parlamente zum Kampf gegen Dro- 
gen und, angesichts der Verschärfung des Pro- 
blems, insbesondere zur Förderung eines ange- 
messenen Vorgehens der internationalen Ge- 
meinschaft bei der Bekämpfung des organisierten 
Verbrechens, einer Umstellung der Bodennut- 
zung im Ackerbau und zur Unterstützung der Ak- 
tivitäten des Fonds der Vereinten Nationen zur 
Bekämpfung des Drogenmißbrauchs (Italien) 

Die Konferenz beschloß einvernehmlich - nachdem 
Guatemala und Nicaragua sowie Italien ihre Anträ- 
ge zurückzogen - die von der Islamischen Republik 
Iran und dem Irak eingebrachten Anträge zu einem 
Entschließungsantrag zusammenzufassen und als 
zusätzlichen Tagesordnungspunkt zu behandeln. 

Beide Antragsteller hatten der Neufassung, die nun- 
mehr folgenden Wortlaut aufwies, zugestimmt: 

„Der Beitrag der Parlamente zur Herbeiführung 
eines gerechten und umfassenden Friedens zwi- 
schen dem Iran und dem Irak und zur Sicherheit 
der Schiffahrt im Golf gebiet in Anwendung der 
Resolution 598 (1987) des Sicherheitsrates der Ver- 
einten Nationen" 
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Tagesordnungspunkt: 

Der Beitrag der Parlamente zur 

- Wahrung, Weiterentwicklung und Förde- 
rung der Menschenrechte; 

- Beachtung der für die zwischenstaatlichen 
Beziehungen gültigen Grundregeln, Ver- 
träge und Verpflichtungen mit dem Ziel, 
das Flüchtlings- und Vertriebenenproblem 
zu lösen. 

Von der Delegation der Interparlamentarischen 
Gruppe der Bundesrepublik Deutschland ergriffen 
die Abgeordneten Dr. Günther Müller (CDU/CSU), 
Frau Dr. Helga Timm (SPD) sowie Dr. Uwe Holtz 
(SPD) als Vertreter der Parlamentarischen Versamm- 
lung des Europarates das Wort. 

Abg. Dr. Günther Müller (CDU/CSU), (Originalspra- 
che Englisch): 

„Herr Präsident, liebe Kollegen, 
zunächst einmal möchte ich im Namen der Delega- 
tion der Bundesrepublik Deutschland unseren Dank 
ausdrücken für die außerordentlich herzliche Gast- 
freundschaft, mit der wir hier vom Parlament und 
den liebenswürdigen Menschen dieses Landes emp- 
fangen wurden. Wir sind sehr glücklich, hier sein zu 
dürfen. 

Meine Delegation hat einen Entschließungsantrag 
zu Punkt 5 eingebracht. Wir haben unsere Zielset- 
zungen in einem Memorandum, das Ihnen vorliegt, 
genauestens erläutert. 

Es gab eine Zeit, in der der Grundsatz der Nichtein- 
mischung in die inneren Angelegenheiten eines an- 
deren Staates es uns nicht erlaubt hätte, unsere Stim- 
me gegen massive Menschenrechtsverletzungen, 
die auf dem Staatsgebiet eines anderen Staates be- 
gangen wurden, zu erheben. 

Bismarck hätte niemals daran gedacht, die Men- 
schenrechtssituation in Rußland unter dem Zaren zu 
kritisieren, noch wäre diese Idee den Mitgliedern 
des Reichstages - des ehemaligen deutschen Parla- 
ments in Berlin - gekommen. 

Heute haben wir nicht nur ein Recht einzugreifen, 
wenn Menschenrechte verletzt werden, sondern es 
besteht auch eine Pflicht dazu. 

Menschenrechte sind universelle Rechte. 

Solange Menschenrechte verletzt werden, wird es 
keinen Frieden geben, weder in den einzelnen Län- 
dern noch zwischen den Ländern untereinander. 

Die Leistungen der internationalen Staatengemein- 
schaft und insbesondere die der Vereinten Nationen 
sind oft zitiert worden. 

Es wurden Vorschriften festgelegt, von denen erwar- 
tet wird, daß jeder Mitgliodstaat sie akzeptiert und 
einhält. 

Mein Land hat sowohl den Internationalen Pakt für 
bürgerliche und politische Rechte von 1966 als auch 
den Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Rechte unmittelbar nach seinem 
UNO-Beitritt 1973 ratifiziert. Aufgrund der Bestim- 
mungen des Grundgesetzes wurden sie in nationales 


Recht transformiert, das von jedem Gericht ange- 
wandt werden und auf das sich jeder Bürger berufen 
kann. 

Sollte es nicht möglich sein, ähnliche Garantien auf 
weltweiter Ebene zu schaffen? Dies ist das Ziel unse- 
res Entschließungsentwurfs. 

Lassen Sie mich Ihre Aufmerksamkeit noch auf eine 
besondere Initiative der Bundesrepublik Deutsch- 
land bei den Vereinten Nationen lenken: Die Initia- 
tive, die Todesstrafe weltweit abzuschaffen; viel- 
leicht noch nicht heute, aber hoffentlich morgen. 

Erlauben Sie mir noch auf den zweiten großen Pro- 
blemkreis , Weltweite Lösung der Flüchtlings- und 
Vertriebenenfrage' einzugehen. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist einer der weni- 
gen Staaten, die das Asylrecht in ihre Verfassung 
auf genommen und als subjektives Recht des verfolg- 
ten Flüchtlings, das im Klagewege vor Gericht 
durchsetzbar ist, ausgestaltet haben. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg haben so unzählige 
Verfolgte Schutz und eine neue Heimat bei uns ge- 
funden. Auch heute zählt die Bundesrepublik 
Deutschland zu den Hauptaufnahmeländern von 
Flüchtlingen. 1986 fanden bei ims mehr als die Hälf- 
te der nach Europa gelangten Flüchtlinge Aufnahme 
(99650 von insgesamt 196000). 

Um eine wirkliche Lösung des Flüchtlings- und Ver- 
triebenenproblems zu erreichen, ist die Solidarität 
und die Verantwortung der internationalen Staaten- 
gemeinschaft gefordert, da nur gemeinsame An- 
strengungen zu einem weltweit funktionierenden 
Schutz der Flüchtlinge und Vertriebenen führen. 
Dies gilt auch für die grundlegende Forderung nach 
einer Beseitigung der Flucht- und Vertreibungsursa- 
chen. In diesem Sinne möchte ich daher an alle Staa- 
ten appellieren, 

- soweit noch nicht geschehen, die Genfer Konven- 
tion über die Rechtsstellung der Flüchtlinge von 
1951 und das Zusatzprotokoll von 1967 zu zeichnen 
und zu ratifizieren, sowie bestehende, insbesonde- 
re regionale Vorbehalte, aufzugeben, 

- soweit noch nicht geschehen, die beiden Men- 
schenrechtspakte der Vereinten Nationen vom 
19. Dezember 1966 zu zeichnen und zu ratifizieren. 
Sie enthalten zwar keine Regelung über die 
Schutzgewährung für Flüchtlinge. Ihr Pflichten- 
kanon der Wahrung der elementaren Menschen- 
rechte stellt aber die Basis für das friedliche Zu- 
sammenleben der Menschen dar. Die Nichteinhal- 
tung dieses Pflichtenkanons ist die Hauptursache 
für das Entstehen von Flüchtlingsbewegungen, 

- mehr zu tun, um die Fluchtursachen zu bekämp- 
fen. Die 41. Generalversammlung der Vereinten 
Nationen hat den von der Bundesrepublik 
Deutschland eingebrachten Resolutionsentwurf 
ohne Gegenstimme angenommen. 

Meinen Appell verbinde ich mit der Bitte, den von 
der deutschen Delegation vorgelegten Entschlie- 
ßungsentwürfen die notwendige Unterstützung 
nicht zu versagen. 

Ich danke Ihnen." 
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Abg. Frau Dr. Helga Timm (SPD), (Originalsprache 
Englisch): 

„Herr Präsident, liebe Kollegen, 

mit großer Aufmerksamkeit habe ich den ganzen 
Tag diese höchst interessante und engagierte Debat- 
te sowie die wohlüberlegten und bedeutenden Bei- 
träge mitverfolgt. Ich denke, sie beweisen, ebenso 
wie schließlich auch die lange Rednerliste, wie rich- 
tig es war, hier in Thailand das brennende Flücht- 
lingsproblem unter dem Aspekt der Menschenrech- 
te zu behandeln. Nicht nur im Hinblick auf die Ver- 
letzungen der Menschenrechte, welche Anlaß für 
viele Menschen sind, außerhalb ihrer Heimat Zu- 
flucht zu suchen, sondern ebenso im Hinblick auf die 
Achtung der Menschenrechte der Flüchtlinge und 
den Schutz ihres Status. 

Wir sind uns natürlich bewußt, daß es verschiedene 
Gründe für die Flüchtlingsströme und das Elend der 
Flüchtlinge und der Vertriebenen gibt. Aber ich 
denke, daß ich dem zustimme, was der Hohe Flücht- 
lingskommissar der Vereinten Nationen in seinem 
Bericht angeführt hat, daß nämlich noch immer die 
Verletzung der Menschenrechte der Hauptgrund für 
dieses Elend ist. Als internationale Gemeinschaft 
und im Rahmen der Vereinten Nationen haben wir 
gemeinsam die beiden Pakte über bürgerliche Rech- 
te erarbeitet und verabschiedet. Sie sind von den 
meisten Ländern ratifiziert worden. Damit besitzen 
wir einen wertvollen Katalog von Normen und 
Grundsätzen, auf den wir immer dann zurückgreifen 
können, wenn es um Menschenrechte geht. Als ich 
heute den zahlreichen Rednern zugehört habe, frag- 
te ich mich, ob wir wohl das Richtige tun, oder ob 
wir nicht im Gegenteil etwa das Falsche tun, etwas, 
was in der Sache den Menschenrechten abträglich 
ist und sie verwässert, wenn wir jetzt versuchen, bei 
den Menschenrechten Ergänzungen vorzunehmen 
und neue Elemente einzufügen, wie z.B. das Recht 
auf ein Existenzminimum oder das Recht auf Leben. 

Liebe Kollegen, in Frieden miteinander leben zu 
können, das ist das Ziel der Bemühungen und der ge- 
samten Arbeit der Vereinten Nationen. Das haben 
wir hier auch alle deutlich gemacht! Die Charta der 
Vereinten Nationen und die Allgemeine Erklärung 
der Menschenrechte sowie die Pakte über die bür- 
gerlichen und politischen Rechte jedoch definieren 
eingehend, welche Art von Leben wir als der Würde 
des Menschen angemessen betrachten, und diese 
Qualifizierung, denke ich, sollten wir aufrechterhal- 
ten. Lassen Sie uns deshalb bei einer Errungenschaft 
bleiben, und ich halte es für eine große Errungen- 
schaft, daß dieser Katalog von Normen und höchsten 
Prinzipien zur Orientierung unserer gemeinsamen 
Anstrengungen aufgestellt wurde, und von diesen 
Anstrengungen haben wir in der Tat heute abend 
gehört. Auch die IPU braucht solche Anstrengungen. 
Ich denke, was wir als Parlamentarier in der Tat da- 
zu beitragen können, gemeinsam oder in nationalen 
Gruppen, ist das Bemühen, morgen eine gute Ent- 
schließung zu verabschieden. Lassen Sie uns im Re- 
daktionsausschuß harte Arbeit leisten, um ein In- 
strument zu erhalten, das wir gegenüber unseren 
Parlamenten und gegenüber den Vereinten Natio- 


nen verwenden können. Lassen Sie uns Zusammen- 
arbeiten, und, wie einer unserer Kollegen sagte, nie- 
mals aufhören in unserem Bemühen. Ich danke Ih- 
nen für Ihre Aufmerksamkeit." 

Abg. Dr. Uwe Holtz (SPD, Mitglied der Parlamentari- 
schen Versammlung des Europarates), (Originalspra- 
che Französisch): 

„Herr Vorsitzender, liebe Kolleginnen und Kollegen, 

Es ist mir eine große Ehre und zugleich eine große 
Freude, im Namen der Parlamentarischen Versamm- 
lung des Europarates zu Ihnen zu sprechen. 

Lassen Sie mich damit beginnen, dem Parlament, 
dem Volk und den Behörden Thailands für den 
freundlichen Empfang zu danken. Wir kennen die 
Tradition der thailändischen Gastfreundschaft und 
freuen uns ganz besonders, daß sie uns während die- 
ser Tage hier in Bangkok zuteil wird. 

Parlamentarische Demokratie und Menschenrechte 
sind genauso untrennbar wie die beiden Seiten einer 
Medaille. Die in zu vielen Ländern praktizierte Fol- 
ter - nicht nur in Chile und in Südafrika - ist ein Ver- 
brechen gegenüber der Würde des Menschen, der 
schrecklichste Angriff gegen die Menschlichkeit. 

Aus diesem Grund müssen wir Parlamentarier laut- 
stark gegen jedes Land, ganz gleich welches, prote- 
stieren, in dem die Menschenrechte mit Füßen ge- 
treten werden. Was die Venni;eilung der Menschen- 
rechtsverletzungen anbelangt, so stellt sie keine ille- 
gitime Einmischung in die inneren Angelegenheiten 
eines Landes dar, und wir müssen diejenigen Kräfte 
und Institutionen unterstützen, die für die Demokra- 
tie kämpfen und sie stärken. Es ist daher von größter 
Wichtigkeit, die Folter in allen Ländern abzuschaf- 
fen. Nach der Ansicht des Europarates ist es unerläß- 
lich, daß alle Länder die Internationale Konvention 
gegen die Folter ratifizieren. 

Der Europarat hat selbst eine solche Konvention ge- 
gen die Folter ausgearbeitet, die noch verbindlicher 
ist als die der Vereinten Nationen. Sie sieht z.B. die 
Einsetzung einer unabhängigen Kommission vor, 
die berechtigt ist, Gefängnisse und andere Haftan- 
stalten der Mitgliedstaaten zu besuchen. 

Die Verteidigung der Menschenrechte kennt keine 
Grenzen. Deshalb verfolgt die Parlamentarische 
Versammlung die Entwicklung der Demokratie in 
der Welt sehr genau. Sie hat mehrere Konferenzen 
und Kolloquien über dieses Thema veranstaltet, und 
ich möchte in diesem Zusammenhang die Straßbur- 
ger Konferenz über parlamentarische Demokratie 
erwähnen. Die Zweite Straßburger Konferenz hat 
gerade vom 28. bis 30. September dieses Jahres statt- 
gefunden. Außer den Mitgliedern unserer Parlamen- 
tarischen Versammlung, in der 21 europäische Län- 
der vertreten sind, haben Parlamentarier aus etwa 20 
andern Ländern über die beiden Hauptthemen , Er- 
ziehung zur Demokratie' und ,Partizipation in der 
Demokratie' diskutiert. 

Eine herausragende Delegation des thailändischen 
Parlaments hat sich aktiv an dieser weltweiten Kon- 
ferenz über Demokratie beteiligt und uns durch den 
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Gehalt ihrer Stellungnahmen beeindruckt, indem 
sie die Forderung nach einer Beschränkung des Ein- 
flusses von Militär und Polizei auf den Staatsapparat 
stellte und sich für eine qualitative Verbesserung 
der Demokratie aussprach. 

Einige Teilnehmer aus anderen Kontinenten haben 
uns zu verstehen gegeben, daß unsere europäische 
Vorstellung von Partizipation in der Demokratie 
vielleicht zu introvertiert sei. Dies gilt es zu berück- 
sichtigen. 

Diese Beteiligung zahlreicher Delegationen aus 
mehreren Teilen der Welt ist eine einschneidende 
Etappe in der Entwicklung der Beziehungen zwi- 
schen Europa und den anderen Staaten der Welt, die 
sich hoffentlich im Laufe der kommenden Jahre fort- 
setzen wird. 

Während einer Debatte am 3. Oktober dieses Jahres 
hat die Parlamentarische Versammlung des Europa- 
rates das Inkrafttreten der Afrikanischen Charta der 
Menschenrechte und Rechte der Völker sehr be- 
grüßt - eine Charta, die ein regionales Schutzsystem 
der Menschenrechte verwirklicht, das den besonde- 
ren Verhältnissen in Afrika Rechnung trägt. 

Der folgende Vorschlag ist überaus interessant, ja so- 
gar einzigartig: Die Parlamentarische Versammlung 
hat die Regierungen des Europarates aufgefordert, 
mit der OAU ein Abkommen zu schließen, in dem 
außer einem regelmäßigen Informationsaustausch in 
allen Bereichen gemeinsamen Interesses, Kontakte 
auf parlamentarischer und Ministerebene, sowie 
zwischen der Europäischen Menschenrechtskom- 
mission und der Afrikanischen Kommission der 
Menschenrechte und Rechte der Völker vorgesehen 
werden. 

Die Parlamentarier des Europarates und Afrikas soll- 
ten auf ein solches europäisch-afrikanisches Abkom- 
men hinarbeiten. 

Was das Thema der Flüchtlinge anbetrifft, so weiß 
der Europarat sehr genau, daß vor allem folgende 
Ursachen für die Flüchtlingsströme, für die Emigra- 
tion, verantwortlich sind; 

Die Unterdrückung und die staatliche Gewaltan- 
wendung, die Weigerung einiger Länder, das Recht 
auf Leben, auf ein menschenwürdiges Leben, zu ga- 
rantieren, der Krieg, der Bürgerkrieg, die Situation 
des Entwicklungsrückstandes, der Wirtschaftskrise, 
der Abhängigkeit und der Unsicherheit. Will man al- 
so die Emigration, die Flüchtlingsströme, bekämp- 
fen, so muß man all diese Ursachen bekämpfen. 

In den vergangenen Monaten hatte sich die Ver- 
sammlung mit den Lebens- und Arbeitsbedingun- 
gen von Flüchtlingen und Asylbewerbern sowie mit 
ihrer Aufnahme durch die europäischen Behörden 
befaßt. Am Ende der Debatten hatte sich die Ver- 
sammlung für eine Harmonisierung der nationalen 
Verfahren zur Gewährung des Flüchtlingsstatus und 
einen besseren Schutz für Personen ausgesprochen, 
die zwar die Bestimmungen der Genfer Konvention 
erfüllen, jedoch formell nicht als Flüchtlinge aner- 
kannt sind. 


Die Europäische Menschenrechtskonvention ist für 
uns wirklich die wichtigste Grundlage für den 
Schutz der Menschenrechte im Rahmen des Europa- 
rates. Dies ist jedoch nicht der einzige Beitrag der 
Organisation zur Verteidigung der Menschenrechte. 
Zu nennen wäre noch die Europäische Sozialcharta, 
die zahlreiche Wirtschafts- und Sozialrechte betrifft, 
jedoch den Nachteil hat, daß sie nicht über einen 
ebenso wirksamen Mechanismus zum Schutz dieser 
Rechte verfügt. Darüber hinaus gibt es verschiedene 
andere Konventionen des Europarates und zahlrei- 
che Entschließungen und Empfehlungen des Mini- 
sterkomitees über die Menschenrechte oder andere 
damit in Zusammenhang stehende Fragen, Rechtsin- 
strumente wie die Europäische Konvention zum 
Schutz von Personen im Bereich personenbezogener 
automatischer Datenverarbeitung dienen dazu, den 
Schutz der Menschenrechte in ganz neuen Berei- 
chen zu verstärken. 

Bitte erlauben Sie mir, meine verehrten Kolleginnen 
und Kollegen, abschließend einige Worte zu zitie- 
ren, die der Präsident der Parlamentarischen Ver- 
sammlung des Europarates auf der letzten Straßbur- 
ger Konferenz über die Demokratie gesagt hat; 

Die Demokratie, sagte er, ist nicht nur ein politisches 
System. Es ist heute anerkannt, daß sie der beste 
Rahmen ist, in dem eine Gesellschaft ihren wirt- 
schaftlichen und sozialen Fortschritt, Gerechtigkeit 
für alle und den Frieden der Völker untereinander 
verwirklichen kann. 

Die Demokratie ist keine definitive Lösung; sie ist zu 
einem bestimmten Zeitpunkt die beste Institution, 
die man trotz der menschlichen Schwächen schaffen 
kann. Sie ist kein Ideal, aber eine Gesellschaftsform, 
die ihre eigenen Fehler ausgleicht. 

Ich danke Ihnen." 

Tagesordnungspunkt: 

Der Beitrag der Parlamente zu den Bemühun- 
gen um Verwirklichung der Erklärung über 
die Gewährung der Unabhängigkeit an kolo- 
niale Länder und Völker und zur Abschaffung 
der Apartheid und aller Formen des Rassis- 
mus. 

Zu diesem Tagesordnungspunkt sprachen die Abge- 
ordneten Ulrich Irmer (FDP) sowie als Vertreter der 
Parlamentarischen Versammlung des Europarates 
Dr. Uwe Holtz (SPD). 

Abg. Ulrich Irmer (FDP), (Originalsprache Englisch): 

„Herr Präsident, liebe Kollegen, meine sehr verehr- 
ten Damen und Herren, 

die erste Welle der Kolonialisierung durch Europa 
nahm im 15. Jahrhundert ihren Anfang und führte zu 
der Kolonialisierung und Besiedlung Nordamerikas, 
Lateinamerikas, Australiens und Neuseelands durch 
westeuropäische Staaten sowie zu der Kolonialisie- 
rung Sibiriens durch Rußland. Eine zweite Kolonia- 
lisierungsphase fand zwischen 1880 und 1914 statt. 
Während dieser Zeit wurden fast ganz Afrika und 
zahlreiche andere Gebiete in Südostasien und Zen- 
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tralasien von den europäischen Mächten koloniali- 
siert. 

Nach 1776 haben die Staaten Nord- und Südameri- 
kas, in einer ersten Phase der Entkolonialisierung, 
ihre Unabhängigkeit erlangt. Die zweite Phase der 
Entkolonialisierung entstand durch den Widerstand 
der kolonialisierten Völker. Das Mandatssystem des 
Völkerbunds ermöglichte erste Schritte in Richtung 
auf eine Politik der Dekolonialisierung. 

Während die meisten Länder, die von westeuropäi- 
schen Staaten kolonialisiert worden waren, ihre Un- 
abhängigkeit erlangten, wurde vielen Völkern in 
der Welt noch immer die Selbstbestimmung und Un- 
abhängigkeit verweigert. Auch heute noch haben 
wir mit Bedauern festzustellen, daß z. B. dem im süd- 
lichen Afrika gelegenen Namibia noch immer die 
Unabhängigkeit aufgrund der rechtswidrigen und 
obstruktiven Politik des rassistischen Regimes in 
Südafrika verweigert wird. 

Obgleich unser Jahrhundert zahlreiche Befreiungs- 
kriege kolonialisiert er Völker gegen die Kolonial- 
mächte erlebt hat, gibt es noch das bedauernswerte 
Beispiel eines Volkes, das bis vor einigen Jahren 
noch frei und unabhängig war, dann aber seine Un- 
abhängigkeit verloren hat und bis zum heutigen Tag 
für seine Souveränität, Freiheit und Unabhängigkeit 
kämpfen muß. Natürlich meine ich Afghanistan. 
Aber auch Kambodscha wartet noch immer auf seine 
Unabhängigkeit, seitdem es von militärischen 
Streitkräften einer regionalen Macht vor gut acht 
Jahren besetzt worden war. 

Was Rassendiskriminierung und Apartheid angeht, 
so ist zutiefst zu bedauern, daß beide noch immer 
nicht in Südafrika abgeschafft wurden und daß es 
bislang keine wesentlichen Fortschritte gegeben 
hat. Apartheid und Rassendiskriminierung sind be- 
sonders verabscheuungswürdige und erschreckende 
Formen der Verletzung der grundlegenden Rechte 
des Menschen auf Würde und Gleichheit. Deshalb 
ist es dringend notwendig, daß alle zuständigen in- 
ternationalen Gremien sich dieser unmenschlichen 
Systeme annehmen und daß alle zivilisierten Staa- 
ten sich im Kampf gegen die Apartheid vereinen. 
Lassen Sie mich jedoch betonen, daß ich nur friedli- 
che Mittel befürworte und alle Arten von militäri- 
scher oder anderer Gewalt ablehnen muß. 

Wir sind uns der Tatsache bewußt, daß es auch in 
anderen Ländern schwerwiegende Verstöße gegen 
den inneren Frieden und den Frieden in der Welt auf 
der Grundlage einer offiziellen Politik der Diskrimi- 
nierung von ethnischen Gruppen, Geschlechts- und 
Religionszugehörigkeit sowie politischer Meinungs- 
äußerung, etc. gibt. Innerer Frieden und Frieden in 
der Welt können nur gewährleistet werden, wenn 
das Problem der Diskriminierung nicht selektiv, d.h. 
ausgerichtet auf ein bestimmtes Gebiet in der Welt 
oder eine bestimmte Form der Diskriminierung, son- 
dern weltweit, generell und mit aller notwendigen 
Offenheit behandelt wird. 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, die Bundesrepublik Deutschland unterstützt 
nachdrücklich die Notwendigkeit einer uneinge- 


schränkten Anerkennung und strikten Anwendung 
der Internationalen Pakte über bürgerliche und poli- 
tische Rechte sowie über wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Rechte vom 16. Dezember 1966. Dieses in- 
ternationale Abkommen ist nicht nur die legale und 
obligatorische Grundlage für das Recht der noch 
nicht unabhängigen Völker auf Unabhängigkeit, 
sondern auch Grundlage für die Verpflichtung der- 
jenigen, die diese Völker verwalten, die Durchset- 
zung dieser Rechte zu unterstützen, zum Wohle des 
Friedens und der Menschenrechte der abhängigen 
Völker. 

Herr Präsident, im Namen meiner Delegation möch- 
te ich den thailändischen Behörden unseren Dank 
aussprechen für ihre Gastfreundschaft, aber auch für 
die Amnestie, die sie vor wenigen Tagen verkündet 
haben. Diese Amnestie beinhaltet u.a. die Umwand- 
lung von Todesstrafen in Gefängnisstrafen. Wir be- 
grüßen diesen Schritt der thailändischen Behörden 
als einen Beitrag zur Abschaffung der Todesstrafe 
und zu der Kampagne für die weltweite Ächtung der 
Folter und der Todesstrafe, bei der sich unser Au- 
ßenminister Hans-Dietrich Genscher, ganz beson- 
ders engagiert. 

Wir danken den thailändischen Behörden für diese 
Maßnahme." 

Abg. Dr. Uwe Holtz (SPD, als Vertreter der Parlamen- 
tarischen Versammlung des Europarates), (Origi- 
nalsprache Englisch): 

„Herr Vorsitzender, liebe Kolleginnen und Kollegen, 

im Namen des Europarates möchte ich folgendes 
feststellen: Sieben Jahre vor den Erklärungen - den 
skandalösen Erklärungen - des Führers der französi- 
schen Partei der Nationalen Front, hat die Parlamen- 
tarische Versammlung des Europarates eine Ent- 
schließung über die Notwendigkeit der Bekämp- 
fung des Wiederauflebens faschistischer Propaganda 
und ihrer rassistischen Aspekte verabschiedet. Die 
darin geäußerte tiefe Besorgnis über das Auftauchen 
bösartiger Propaganda in mehreren Mitgliedstaaten, 
welche versucht, faschistische Theorien sowie deren 
rassistische Aspekte zu. rehabilitieren, erscheint im- 
mer noch aktuell. In der Entschließung wurden die 
Regierungen und Parlamente der Mitgliedstaaten 
u. a. dringend ersucht, in Übereinstimmung mit dem 
Übereinkommen der Vereinten Nationen zur Besei- 
tigung jeder Form von Rassendiskriminierung Ge- 
setze zu verabschieden - soweit dies noch nicht ge- 
schehen ist -, mit denen Aktionen, die auf Rassismus 
und Fremdenhaß zurückgehen, eingedämmt werden 
sollen. 

Was die Apartheid betrifft, so findet man in Westeu- 
ropa oder unter den verschiedenen Parteien keine 
einheitliche Front gegen oder für umfassende bin- 
dende Sanktionen. Die Parlamentarische Versamm- 
lung des Europarates bestätigte in einer Dringlich- 
keitsdebatte vom Oktober 1985 den Aufruf der 21 
Außenminister an die südafrikanische Regierung, im 
Hinblick auf die Abschaffung der Apartheid durch 
die Einleitung eines echten Dialogs mit den Vertre- 
tern aller Bevölkerungsgruppen, die Beendigung 
des Ausnahmezustands und die bedingungslose 
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Freilassung aller politischen Gefangenen, Änderun- 
gen ihrer Politik vorzunehmen. Sie äußerte ebenfalls 
Unterstützung für all diejenigen, deren Kampf in 
Südafrika der Verwirklichung der Ideale von Frei- 
heit, Demokratie sowie der Achtung der Menschen- 
rechte gilt, die das gemeinsame Erbe des Europara- 
tes darstellen. 

Erst vor kurzem hat die Versammlung am 3. Oktober 
einen ausführlichen Bericht über die politischen Be- 
ziehungen zwischen Europa und Afrika erörtert, na- 
türlich einschließlich eines Abschnitts über die Kon- 
flikte im südlichen Afrika. Diese Debatte, an der eine 
hochrangige Delegation schwarzafrikanischer Parla- 
mentarier aus der Elfenbeinküste teilnahm, fand ih- 
ren Höhepunkt in der Verabschiedung einer Emp- 
fehlung. Darin schlägt die Parlamentarische Ver- 
sammlung den Mitgliedstaaten vor, sich in Abstim- 
mung untereinander zu bemühen, gemeinsam eine 
positive Haltung zu erarbeiten gegenüber der 
SADCC (Konferenz über die Koordination der Ent- 
wicklung im südlichen Afrika), welche in die Lage 
versetzt werden sollte, ihre Mitglieder von der wirt- 
schaftlichen Vormachtstellung Südafrikas zu befrei- 
en sowie in bezug auf den Aktionsplan AFRICA (Ac- 
tion for Resisting Invasion of Colonialism and Apart- 
heid), der von der Bewegung der Blockfreien aufge- 
stellt wurde, um den Ländern des südlichen Afrikas 
zu helfen, die von Südafrika ergriffenen wirtschaftli- 
chen Zwangsmaßnahmen sowie die Auswirkungen 
der von der internationalen Gemeinschaft gegen das 
Apartheidregime verhängten Sanktionen auf ihre 
Wirtschaft zu bewältigen. 

Wenn diese Empfehlung von den Ländern des Euro- 
parates verwirklicht wird, würden einige Erwartun- 
gen erfüllt werden, die während dieser Debatte, be- 
sonders von den afrikanischen Kollegen, geäußert 
wurden. Die Verwirklichung dieser Empfehlung 
würde dazu beitragen, die Apartheid auszumerzen. 
In einem kürzlich erschienenen und der Parlamenta- 
rischen Versammlung vorgelegten Bericht über die 
politische Zusammenarbeit zwischen Europa und 
Afrika ist folgendes zu lesen: 

,In den Jahren, nachdem die früheren Kolonien ih- 
re Unabhängigkeit erlangt hatten, betrachteten 
die beiden Supermächte den afrikanischen Konti- 
nent als einen Nebenschauplatz ihres Macht- 
kampfes.' 

Diese Feststellung trifft mehr oder weniger auch für 
andere Gebiete der sogenannten Dritten Welt zu. So 
hat die Parlamentarische Versammlung mehrfach 
den unverzüglichen Abzug der sowjetischen Trup- 
pen aus Afghanistan und eine Lösung mit friedlichen 
Mitteln in Mittelamerika gefordert. 

Wenn wir nicht eine stark vereinfachende Vorstel- 
lung von Kolonialismus haben - um das Wort eines 
australischen Freundes aufzugreifen -, sollten wir 
die Entkolonialisierung nicht nur auf die Unabhän- 
gigkeit der kolonialisierten Staaten beschränken. 
Wir sollten sie erweitern auf die Abschaffung jeder 
Form von politischer, militärischer, kultureller und 
wirtschaftlicher Beherrschung und Durchdringung, 
ganz zu schweigen von dem inneren Kolonialismus. 


In dieser Hinsicht kommt der Nord-Süd-Frage ent- 
scheidende Bedeutung zu= 

Seit 1984 beschäftigt sich die Parlamentarische Ver- 
sammlung des Europarates mit dem folgenden The- 
ma: ,Nord-Süd: Europas Rolle'. 

Der Europarat bereitet in enger Zusammenarbeit mit 
der europäischen Gemeinschaft und Nichtstaatli- 
chen Organisationen eine europäische Öffentlich- 
keitskampagne über Nord-Süd-Interdependenz und 
Solidarität vor, die im Frühjahr 1988 durchgeführt 
werden soll. 

Das Schicksal der Länder des Nordens ist eng mit 
dem der Länder des Südens verbunden. Die Natio- 
nen sind voneinander abhängig in einem komplexen 
Geflecht wirtschaftlicher, sozialer, kultureller und 
ökologischer Beziehungen. Dauerhafte Entwicklung 
ist eine weltweite Notwendigkeit, und doch sind die 
Nord-Süd-Beziehungen noch immer gekennzeich- 
net von scharfen Gegensätzen und dramatischer Un- 
gleichheit. Die Nord-Süd-Zusammenarbeit ist eine 
politische Notwendigkeit, sowohl als ein Gebot der 
Vernunft als auch als eine moralische Verpflichtung. 
Nur ein starkes Gefühl der Verbundenheit wird zu 
einer gerechteren und damit friedlicheren interna- 
tionalen Gemeinschaft führen. 

Das doppelte Konzept des Gebots der Vernunft und 
der moralischen Verpflichtung kommt in der grund- 
legenden Botschaft dieser Nord-Süd-Kampagne zum 
Ausdruck. Es ist eine Botschaft, welche eine Überset- 
zung in leicht zugängliche Begriffe und Beispiele er- 
fordert. Sie ist an die europäische Öffentlichkeit ge- 
richtet. Ihr Ziel ist es, das öffentliche Bewußtsein zu 
schärfen für die verschiedenen Dimensionen der In- 
terdependenz und Solidarität und für die in der na- 
tionalen und europäischen Entwicklungshilfepolitik 
verfolgten Positionen. Ein solches Bewußtsein wird 
die Voraussetzungen dafür schaffen, daß Europa ei- 
ne aktivere Rolle bei der Forderung nach partner- 
schaftlicher Zusammenarbeit zwischen Nord und 
Süd übernehmen kann, was das Ziel dieser Kampa- 
gne ist. Der spanische König hat die Präsidentschaft 
dieser Kampagne übernommen, und aus führenden 
Persönlichkeiten aus Nord und Süd ist ein Ehrenko- 
mitee gebildet worden. 

In Übereinstimmung mit der Botschaft der Kampa- 
gne wurden folgende sieben Schwerpunkte vom Eu- 
ropäischen Organisationskomitee als besonders 
wichtig für die Nord-Süd-Interdependenz und Soli- 
darität festgelegt: 

- Handelsbeziehungen zwischen Nord und Süd 

- Landwirtschaft 

- Natürliche Ressourcen und Umwelt 

- Schulden und Finanzierung 

- Entwicklungshilfe 

- Beschäftigung 

- Sozio-kulturelle Beziehungen 

Herr Vorsitzender, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
bitte lassen Sie mich etwas näher auf diese Punkte 
eingehen: 


9 



DrUCkS3Ch6 11/1 491 Deutscher Bundestag — ^11. Wahlperiode 


Handel 

Eine Ausweitung des Welthandels setzt faire Spiel- 
regeln voraus. Angemessene industrielle Strukturre- 
form und Anpassung im Norden müssen Hand in 
Hand gehen mit politischen Maßnahmen zum Ab- 
bau des Protektionismus. Während der Süden als 
schwächerer Partner ein größeres Bedürfnis nach 
Selbstschutz hat, werden weniger protektionistische 
Politiken im Norden angemessene Veränderungen 
im Süden erleichtern. Besondere Aufmerksamkeit 
gebührt den Bedürfnissen der Entwicklungsländer, 
die im Übermaß von Exporten einer Ware oder eini- 
ger weniger Waren abhängig sind; deshalb sollten 
Maßnahmen der Diversifizierung Unterstützung er- 
halten. Die Handelsexpansion hängt auch von der 
industriellen Entwicklung, vom Marketing und vom 
technologischen Know-how ab. 

Natürliche Ressourcen und Umwelt 

Es gibt enge Beziehungen zwischen landwirtschaft- 
licher Entwicklung und der Umwelt. Nord und Süd 
hängen von den gleichen natürlichen Ressourcen ab, 
die nicht unbeschränkt vorhanden sind. Ein sorgfäl- 
tiges Wirtschaften mit den nicht- erneuerbaren Res- 
sourcen sowie die Bewahrung und Wiederherstel- 
lung der natürlichen Umwelt müssen Gegenstand 
unserer gemeinsamen Politik und unseres Handelns 
sein. 

Schulden und Finanzierung 

Ohne Erleichterung der Schuldenlast und Mobilisie- 
rung neuer finanzieller Ressourcen werden die Ent- 
wicklungsländer nicht in der Lage sein, aus dem 
Teufelskreis der Verschuldung und der wirtschaftli- 
chen Stagnation herauszukommen. 

Entwickiungshiife im Kontext 

Sowohl die Qualität als auch der Umfang der Ent- 
wicklungshilfe müssen verbessert und erweitert 
werden, damit sie der Herausforderung, die Bedürf- 
nisse des Menschen befriedigen zu können und bes- 
sere Verhältnisse zu schaffen für eine selbsttragende 
Entwicklung des Südens, gerecht werden können. 
Europa sollte dabei seine Rolle übernehmen, um 
mitzuhelfen, diese Bedingungen zu schaffen, in Ver- 
bindung mit den Schwerpunkten der Kampagne, so- 
wie im Hinblick auf Technologietransfer, Gesund- 
heit, Erziehung und die umfassende Beteiligung der 
Frau an allen Aspekten des Entwicklungsprozesses. 

Sozio-kulturelle Beziehungen 

Die Interdependenz hat auch ihre sozialen und kul- 
turellen Dimensionen. Es gibt eine offensichtliche 
Verbindung zwischen der Armut in der Dritten Welt 
und der wirtschaftlichen Instabilität auf der einen 
Seite, sowie Flüchtlingsproblemen, Wanderbewe- 
gungen und der sich daraus ergebenden Gefahr von 
wachsendem Rassismus auf der anderen Seite. 
Gleichzeitig hat die wirtschaftliche Interdependenz 
Auswirkungen auf die kulturelle Identität. Dies 
kann die kulturelle Vielfalt in der Welt und grundle- 
gende Werte in Gefahr bringen. Der Verlust der kul- 
turellen Identität kann leicht zu einem Verlust von 


Selbstachtung führen. Diese Faktoren unterstrei- 
chen deutlich die Notwendigkeit eines Dialogs zwi- 
schen den Kulturen, der auch zur Verteidigung der 
Menschenrechte in Nord und Süd beiträgt. Die kul- 
turelle Entwicklung ist eine Voraussetzung für so- 
ziale und wirtschaftliche Entwicklung, und die Be- 
deutung einer Erziehung, welche die Horizonte er- 
weitert, zu einer weniger ethnozentrischen Betrach- 
tung der Welt führt und die Achtung vor Völkern an- 
derer Länder und anderer Kulturen fördert, ist au- 
ßerordentlich groß. 

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen, in 
fast allen Mitgliedstaaten des Europarates wurden 
nationale Komitees eingerichtet, um eine Reihe von 
Aktivitäten für die Kampagne vorzubereiten, unter 
Beteiligung von Nichtstaatlichen Organisationen, 
Städten und Regionen, Schulen, Kirchen, For- 
schungseinrichtungen, usw. 

Auf europäischer Ebene koordiniert das Europäi- 
sche Organisationskomitee die Arbeiten der natio- 
nalen Komitees und bereitet eine Reihe von Aktivi- 
täten vor: Acht Round-Table-Debatten, eine Rund- 
reise von Persönlichkeiten aus der Dritten Welt in 
Europa, Ausbildungsaktivitäten, Medienaktivitäten 
u. a. 

In Afrika wird ein Nord-Süd-Rockkonzert veranstal- 
tet, welches nach Europa und in andere Kontinente 
übertragen wird. 

Eine Reihe von politischen Ereignissen ist geplant, 
vor allem eine umfassende Debatte über die Schwer- 
punkte der Kampagne in der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarates im nächsten Januar, 
sodann eine Debatte über Nord-Süd-Fragen im Mi- 
nisterkomitee, um aus der Kampagne Lehren zu zie- 
hen und ein zukünftiges Aktionsprogramm Vorschlä- 
gen zu können. In diesem Zusammenhang wird einer 
Konferenz europäischer Parlamentarier, die nach 
Abschluß der Kampagne vom 1. bis 3. Juni 1988 in 
Madrid abgehalten werden soll, große Bedeutung 
zukommen. Die IPU ist eingeladen, an dieser Konfe- 
renz teilzunehmen. Der Ratspräsident Hans Stercken 
hat bereits ein entsprechendes Schreiben erhalten. 
Als einer der Berichterstatter des Europarates für die 
Nord-Süd-Kampagne wäre ich sehr erfreut, die Kol- 
leginnen und Kollegen der IPU bei dieser parlamen- 
tarischen Nord-Süd-Konferenz im Juni nächsten 
Jahres in Madrid Wiedersehen zu können." 

Tagesordnungspunkt: 

Generaldebatte über die politische, wirt- 
schaftliche und soziale Lage in der Welt 

In der Generaldebatte ergriffen die Delegationslei- 
terin, Abg. Frau Leni Fischer (CDU/CSU) sowie 
Abg. Prof. Dr. Hartmut Soell (SPD) das Wort. 

Abg. Frau Leni Fischer (CDU/CSU), (Originalsprache 
Englisch): 

„Herr Vorsitzender, liebe Kollegen, 

lassen Sie mich hier in der Debatte der IPU, unserer 
einzigen weltweiten Versammlung von Parlamenta- 
riern, die in der Lage ist, für die Würde des Men- 


10 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/1491 


sehen und insbesondere für die weniger Privilegier- 
ten im großen Rahmen einzutreten, drei Anliegen als 
Hauptpunkte meiner Überlegungen nennen. 

Die Menschenrechte werden in vielen Teilen der 
Welt und in vielen Ländern, die sich zu den Prinzipi- 
en unserer Versammlung bekennen, mißachtet. 
Menschen leiden. Menschen hungern. Menschen 
werden ihrer Grundrechte beraubt. Obwohl wir ihr 
Elend miterleben, können wir nichts tun, um ihr 
Schicksal zu ändern. Menschenrechte heißt nicht 
nur schriftliche Festlegung in einer Verfassung. 
Menschenrechte müssen für uns als Parlamentarier 
bedeuten, den Grundgedanken der Menschenrechte 
tagtäglich in der Praxis zu verwirklichen und zu ver- 
suchen, auf unsere Kollegen in allen 108 Parlamen- 
ten der Welt so einzuwirken, daß sie als Repräsen- 
tanten ihres Volkes ihren Auftrag erfüllen und in ih- 
ren Heimatländern das verwirklichen, für das wir 
hier bei der 78. IPU-Konferenz eintreten. 

Beide Themen, mit denen wir uns in dieser schönen 
Stadt Bangkok befaßt haben, sind untrennbar mit- 
einander verbunden, und wir müssen erkennen, daß 
es die fehlende Garantie von Menschenrechten ist, 
die zum Exodus der notleidenden Menschen führt. 
Lassen Sie mich es betonen: Ich spreche von den 
notleidenden Menschen und nicht von den Ent- 
scheidungsträgern, in deren Händen die Vorausset- 
zungen zur Sicherstellung der Würde dieser Men- 
schen liegt. Ich fordere alle Staaten auf, in denen 
Krieg oder kriegsähnliche Zustände eine leidende 
Bevölkerung, verkrüppelte und obdachlose Men- 
schen hinterlassen, nach friedlichen Lösungen zu su- 
chen, die dem Wohl der betroffenen Menschen die- 
nen. Die Statuten der IPU verpflichten uns, alles in 
unserer Macht Stehende zu tun, um zu Lösungen zu 
gelangen und jene Probleme zu bewältigen, zu de- 
ren Entstehung wir sogar beigetragen haben. Ob- 
wohl wir wissen, was getan werden sollte, obwohl 
wir uns 4en Prinzipien der Union und der Vereinten 
Nationen verpflichtet fühlen, handeln wir nicht so, 
wie es erforderlich wäre. 

Meine zweite Sorge ist, daß in vielen Ländern der 
Union ein Anspruch auf das Asylrecht nicht gegeben 
ist. Wir können den geknechteten Menschen, die 
durch verschiedene Formen von Unterdrückung und 
Folter verfolgt werden und ihrer Rechte und ihrer 
individuellen Möglichkeiten einer Entwicklung 
zum Besseren hin beraubt werden, nicht das Asyl- 
recht verwehren. Es reicht nicht allein aus, das Recht 
auf Asyl als solches zu gewähren. Dieses Recht ist 
ein Grundrecht, ein Grundrecht, das übrigens ein 
wesentlicher Bestandteil der Verfassung der Bun- 
desrepublik Deutschland ist. Es muß Berücksichti- 
gung finden im Hinblick darauf, daß in den Ländern, 
aus denen die Flüchtlingsströme kommen, jene 
rechtlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse ge- 
schaffen werden, die als Grundlage für ein Leben in 
Würde, Wohlstand und Frieden dienen. Unsere Auf- 
gabe besteht darin, nach Lösungen für diese Proble- 
me und nach Möglichkeiten zu suchen, die verhin- 
dern, daß die Ärmsten unter diesen Menschen zu 
Flüchtlingen werden. Wenn es uns gelingt, die 
Flüchtlinge in ihren eigenen Ländern wieder anzu- 
siedeln oder, falls dies nicht möglich ist, sie in Län- 


der zu bringen, in denen sie sicher sind und ihnen 
ein friedliches Leben garantiert wird, dann haben 
wir die Verpflichtungen, von denen hier so viel ge- 
sprochen wird, erfüllt. Lassen Sie uns als Parlamen- 
tarier sofort, sowohl auf nationaler als auch auf inter- 
nationaler Ebene, Schritte ergreifen. Falls bis zur 
nächsten Konferenz keine Fortschritte erzielt wer- 
den, haben wir versagt, und ich müßte es ablehnen, 
zu diesem Thema hier noch einmal zu sprechen, 
wenn ich wüßte, daß wirklich nichts zum Wohle die- 
ser Menschen erreicht worden ist. Lassen Sie uns da- 
mit beginnen, den Ländern, in die die Flüchtlings- 
ströme ziehen, mehr finanzielle Mittel zur Verfü- 
gung zu stellen. Lassen Sie uns somit die Vorausset- 
zungen schaffen, damit die Flüchtlingslager aufge- 
löst werden können. Lassen Sie uns für diejenigen 
eintreten, die unsere Unterstützung dringend benö- 
tigen. 

Schließlich möchte ich noch zwei kurze Bemerkun- 
gen anfügen, die ich für wichtig halte. Die Bundesre- 
publik Deutschland gehört zu den Staaten, die auf 
der Grundlage der Rechtsstaatlichkeit die Grund- 
rechte garantieren, die Menschenrechte dabei in um- 
fassender Weise. Das seit vierzig Jahren bestehende 
Grundgesetz hat eine friedliche Entwicklung und 
ein starkes demokratisches System in unserem Land 
garantiert. Es stellt die beste Grundlage für die freie 
Entfaltung aller Deutschen tatsächlich dar. Die Men- 
schenrechte werden im weitesten Sinne jedem ge- 
währt, unabhängig von seiner politischen Anschau- 
ung, Religionszugehörigkeit oder Abstammung. Wir 
müssen hierbei darauf achten, nicht denjenigen, die 
die verfassungsmäßig verbürgten Rechte mißbrau- 
chen wollen, um die demokratische Struktur unserer 
Gesellschaft zu zerstören und unseren Rechtsstaat zu 
untergraben, dazu eine Gelegenheit zu geben. Wenn 
die Feinde des demokratischen Rechtsstaates unter 
Mißbrauch der auch ihnen verbürgten Menschen- 
rechte tätig sein können, dann sind Rechtsstaat und 
demokratische Gesellschaft in Gefahr. Unsere Ver- 
gangenheit und die derzeitige Situation in vielen 
Ländern haben gezeigt, wohin dies führen kann. 

Als Parlamentarierinnen, als Frauen in der IPU, sind 
wir ebenfalls aufgefordert, unseren Beitrag zu lei- 
sten. Aber wie können wir das tun, wenn uns sogar 
hier in der IPU gleiche Rechte und Verantwortung 
versagt werden? Lassen Sie mich deshalb wiederho- 
len, was die Parlamentarierinnen bei ihrem Treffen 
am vergangenen Sonntag festgestellt haben. Wir 
brauchen mehr Anerkennung für unsere geleistete 
Arbeit. Wir wollen in den verschiedenen Gremien 
der IPU in einer angemessenen Weise vertreten sein. 
Das heißt auch, und ich hoffe. Sie alle unterstützen 
meine Bitte, daß zumindest eine Parlamentarierin 
Mitglied im Exekutivausschuß sein wird. Es bedeu- 
tet weiterhin, daß mehr Parlamentarierinnen in den 
nationalen Delegationen vertreten sein müssen. Ich 
kann mich dem unsachlichen Argument nicht an- 
schließen, daß einige Mitgliedstaaten keine Parla- 
mentarierinnen oder nicht genügend Vertreterinnen 
haben. Lassen Sie uns einen Weg finden, um die 
Vertretung von Frauen in den nationalen Delegatio- 
nen obligatorisch zu machen. Dies kann nicht aus- 
schließlich über Empfehlungen geschehen. Es muß 
in den Statuten festgelegt werden. Ich fordere Sie 
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alle auf, meine verehrten Kollegen, im Namen mei- 
ner parlamentarischen Kolleginnen und in meiner 
Funktion als Leiterin der deutschen Delegation, den 
von der Gruppe der Bundesrepublik Deutschland 
eingebrachten Änderungsantrag zu unterstützen. 

Ich danke Ihnen, Herr Vorsitzender, und ich bin 
überzeugt, daß wir in der abschließenden Plenarsit- 
zung morgen eine positive Antwort erwarten kön- 
nen." 

Abg. Prof. Dr. Hartmut Soell (SPD), (Originalsprache 
Französisch): „Herr Präsident, werte Kolleginnen, 
werte Kollegen, 

wir haben - wie schon in Managua und auf früheren 
Konferenzen - auch hier in Bangkok viele Stunden 
unserer Arbeit der Frage gewidmet, auf welche Wei- 
se der Konflikt am Golf beendet werden kann. Das 
war und bleibt richtig. 

Wir haben uns ebenso schon mehrfach mit den Kon- 
flikten in Zentralamerika, im südlichen Afrika, mit 
der sowjetischen Intervention in Afghanistan und 
mit vielen anderen Konfliktherden und Krisensitua- 
tionen in der ganzen Welt beschäftigt. Auch dies war 
richtig. 

Denn wenn nicht die Vertreter der Parlamente der 
ganzen Welt für die betroffenen Völker, für die Un- 
terdrückten, Geschlagenen, für die Opfer einer je- 
weils falschen Politik überhaupt eintreten würden, 
wer sollte es dann tun? 

ln unseren Beratungen sind aber nicht alle Konflikte 
in gleicher Intensität behandelt worden. Manche 
Konflikte, die ungeheuere Leiden verursacht haben, 
blieben im Hintergrund. Ich nenne nur den Konflikt- 
herd, der unserem Konferenzort geographisch am 
nächsten ist: Kambodscha. Dieses Land ist Opfer ei- 
nes mörderischen Bürgerkrieges und einer Interven- 
tion durch Streitkräfte eines fremden Staates. Beides 
hat Leiden verursacht, deren Wirkungen noch anhal- 
ten. 

Wahrscheinlich hat sich schon mancher Kollege Ge- 
danken darüber gemacht, weshalb - außer der jährli- 
chen Pflichtdebatte in der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen, die in diesen Tagen wiederholt 
wurde - dieser Konflikt in unseren Debatten nur ei- 
ne geringe Rolle spielt. 

Gewiß hängt diese ,Diskretion' damit zusammen, 
daß keines der traditionellen Lager - West oder Ost, 
Nord oder Süd, rechts oder links - bei diesem Kon- 
flikt ein gutes Gewissen haben kann; wahrscheinlich 
auch damit, daß keine internationale Ausweitung 
des Konfliktes drohte, die sofort die Großmächte mo- 
bilisiert hätte. 

Es bleibt jedenfalls eine Mahnung von großem Ernst 
an die ganze internationale Gemeinschaft, daß ein 
Völkermord, wie dies durch das Pol-Pot-Regime ge- 
schehen ist, stattfinden kann, ohne daß die Weltöf- 
fentlichkeit zumindest mit einem empörten Auf- 
schrei reagiert hätte. 

Die Intervention Vietnams in Kambodscha seit 1979 
geschah wohl kaum in erster Linie aus humanitären 
Gründen. Sie erfolgte erst, als das Pol-Pot-Regime 


sich dem Willen Hanois nicht fügen wollte und dar- 
über hinaus eine große Zahl vietnamesischer Bürger 
ermordete. 

Ich erwähne dies nicht, um lediglich der Vergangen- 
heit Gerechtigkeit widerfahren zu lassen. Vielmehr 
deshalb, weil es trotz allem notwendigen Protest ge- 
gen die Besetzung Kambodschas durch Vietnam ei- 
ne Tatsache bleibt, daß wahrscheinlich große Teile 
der Bevölkerung Kambodschas immer noch die An- 
wesenheit vietnamesischer Truppen und der von 
diesen gestützten Regierung in Pnom Penh der Wie- 
derkehr des mörderischen Pol-Pot-Regimes vorzie- 
hen. 

Ein durch den Rückzug vietnamesischer Truppen 
eingeleiteter Friedensprozeß muß die Wiederkehr 
dieser Schrecken der Vergangenheit verhindern. 

Ohne mich in diesem Rahmen auf Einzelheiten die- 
ses Prozesses - insbesondere auf die in den letzten 
Monaten intensiver gewordenen diplomatischen 
Kontakte - einzulassen, möchte ich doch hervorhe- 
ben, daß letztlich die praktische Verwirklichung des 
Friedensprozesses ohne internationale Kontrolle vor 
enormen Schwierigkeiten steht. Ich spreche aus- 
drücklich von , Kontrolle' und nicht von , Beobach- 
tung*. D. h.: wenn die erneute Überwältigung der ei- 
nen über die andere Seite - es sind ja mehrere betei- 
ligte Parteien y wirksam verhindert werden soll, 
brauchen wir zunächst zur Entwaffnung und Auflö- 
sung der jeweiligen Streitkräfte eine starke Frie- 
denstruppe, am besten zusammengesetzt aus Trup- 
pen benachbarter Staaten unter der Flagge der Ver- 
einten Nationen. 

Wir brauchen dann eine umfassende internationale 
Kontrolle bei der Abhaltung freier Wahlen. Diese 
Wahlen werden, wie man hört, von allen beteiligten 
Parteien gewünscht. 

Wir brauchen schließlich eine internationale Hilfs- 
aktion zum Wiederaufbau dieses so zerstörten Lan- 
des. 

Es würde also große Anstrengungen und auch den 
Einsatz erheblicher finanzieller Mittel verlangen, 
die von den Staaten der Region nur zum geringeren 
Teil aufgebracht werden können. Müssen wir aber 
als Interparlamentarische Union nicht zunächst die 
am Konflikt in irgendeiner Weise beteiligten Groß- 
mächte - die global wie regional operierenden - und 
dann auch die ganze internationale Gemeinschaft zu 
dieser großen Anstrengung aufrufen, die öffentliche 
Meinung mobilisieren und unsere Regierungen da- 
zu bringen, sich daran zu beteiligen? 

Auf diese Weise könnte ein Teil der moralischen 
Schuld, die auch die internationale Gemeinschaft 
durch ihr Schweigen sich aufgeladen hat, wieder ab- 
getragen werden." 

Während der Konferenz traf die deutsche Delegation 
mit den Delegationen der Gruppe der Sozialisti- 
schen Republik Vietnams und von fünf ASEAN- 
Staaten (Indonesien, Malaysia, Philippinen, Singa- 
pur und Thailand) zu einem Meinungsaustausch zu- 
sammen. 


12 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/1491 


Bei der Begegnung mit der Gruppe Vietnams hielt 
die Leiterin der Delegation, Abg. Frau LenI Fischer, 
folgende Ansprache (Originaisprache Französisch): 

„Frau Präsidentin, liebe Kollegen der Interparla- 
mentarischen Gruppe Vietnams, Herr Botschafter, 
meine Damen und Herren! 

Zunächst möchte ich Sie, Frau Präsidentin, und die 
Mitglieder Ihrer Delegation im Namen meiner Kol- 
legen aus dem Deutschen Bundestag wie auch per- 
sönlich sehr herzlich begrüßen. 

Wir freuen uns aufrichtig, daß Sie die Einladung der 
deutschen Delegation zu diesem Zusammentreffen 
heute angenommen haben und wir danken Ihnen 
dafür. 

Wir sind höchst interessiert daran, auf diesem Wege 
in Gesprächen und verstärkten Kontakten die Zu- 
sammenarbeit zwischen unseren interparlamentari- 
schen Gruppen und darüber hinaus zwischen unse- 
ren Parlamenten zu fördern und zu vertiefen. 

Wir dienen mit diesem besonderen Zusammentref- 
fen heute nicht nur den Zielen der Interparlamenta- 
rischen Union, die in den Statuten festgelegt sind, 
und damit internationaler Verständigung und fried- 
licher Zusammenarbeit. 

Wir vertiefen gleichzeitig die für unsere Völker 
wichtigen und erstrebenswerten Kontakte. 

Diese Kontakte haben sich in der Vergangenheit er- 
heblich vermehrt. So hat Ihr Land an der , Internatio- 
nalen Tourismus-Börse' und an der Ausstellung 
,Partner des Fortschritts' in Berlin teilgenommen. Ich 
möchte auch den Besuch des Direktors des Instituts 
für Auswärtige Beziehungen Vietnams, Herrn Phan 
Binh, in der Bundesrepublik Deutschland, sowie den 
Besuch von Kollegen des Ausschusses für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit aus dem Deutschen Bundes- 
tag in Vietnam erwähnen. 

Die vermehrten Kontakte und Gespräche begrüßen 
wir alle außerordentlich. 

Sie fördern die gegenseitige Kenntnis übereinander 
und vertiefen das Verständnis der Menschen ver- 
schiedener Kulturkreise und gesellschaftlicher Ord- 
nungen. 

Die Kontakte wurden möglich seit der Ankündigung 
der Regierung Ihres Landes, bis 1990 die Truppen 
aus Kambodscha zurückzuziehen. Die Tatsache, daß 
ein festes Datum genannt worden ist, läßt hoffen, 
daß es eingehalten wird. 

Die Einhaltung dieses Zieles ist für uns deshalb 
wichtig, weil damit die Entscheidung der Bundesre- 
publik Deutschland verbunden ist, Vietnam bei sei- 
nen Bemühungen um den Wiederaufbau nach den 
vielen Jahren des Krieges zu helfen. 

Die damit verbundenen Schwierigkeiten sind gera- 
de uns Deutschen bekannt. 

Wir haben aus der eigenen Geschichte gelernt, was 
es bedeutet, ein zerstörtes Land wieder aufzubauen. 

Schon aus diesem Grunde werden wir zur Hilfe be- 
reit sein. Wir verfolgen bereits jetzt mit Sympathie 


und Anteilnahme die Auswirkungen der Entschei- 
dung zu größerer individueller Gestaltungsfreiheit 
bei der wirtschaftlichen Entwicklung Ihres Landes. 
Wir sind hierbei überzeugt, daß die Erfahrungen, die 
wir gemacht haben, überall auf der Welt die glei- 
chen sind und alle ideologischen Grenzen über- 
springen: Die private Initiative ist der stärkste Mo- 
tor, die Wirtschaft eines Landes voranzubringen. 

Natürlich braucht man für eine solche Entwicklung 
viel Mut und Entschlossenheit. 

Wir wünschen Ihnen beides von ganzem Herzen. 

Wir wissen, welche verantwortungsvolle Aufgabe 
Ihnen als Abgeordnete Ihres Volkes im Parlament 
bei der zukünftigen Gestaltung Vietnams und seiner 
Lebensbedingungen zukommt. 

Die Jahre des Krieges haben tiefe Wunden hinterlas- 
sen, nicht nur in wirtschaftlicher Hinsicht, sondern 
vor allem im menschlichen und psychologischen Be- 
reich. 

Die Vietnamesen sind aber in aller Welt bekannt als 
ein fleißiges, geschicktes und tüchtiges Volk, das 
seine Ausdauer und seinen starken Willen bewiesen 
hat, sein Schicksal selbst in die Hand zu nehmen. 

Auf diesem Wege, Frau Präsidentin, verehrte Kolle- 
ginnen und Kollegen, wünschen wir Ihnen alles Gu- 
te, Glück und Erfolg." 

Die Begegnung diente unter anderem der Vorberei- 
tung eines Besuches, den die Abgeordneten Frau 
Leni Fischer, Dr. Günther Müller und Prof. Dr. 
Hartmut Soell der Sozialistischen Republik Viet- 
nam im Anschluß an die 78. Interparlamentarische 
Konferenz abstatteten. Die Durchführung dieses Be- 
suches erfolgte entsprechend dem Inhalt der Statu- 
ten der Interparlamentarischen Union mit dem Ziel 
einer Verstärkung der Kontakte zwischen den Grup- 
pen beider Parlamente. 

Die Abgeordneten besuchten vom 19. bis 21. Ok- 
tober 1987 die Sozialistische Republik Vietnam auf 
Einladung der Vorsitzenden der Interparlamentari- 
schen Gruppe Vietnams, Abg. Frau Nguyen Thi 
Binh, Vorsitzende des Ausschusses für Auswärtige 
Beziehungen in der Nationalversammlung. Im Ver- 
laufe dieses Besuches trafen die deutschen Parla- 
mentarier mit dem Präsidenten der Nationalver- 
sammlung, Herrn Le Quang Do, dem Minister für 
Auswärtige Angelegenheiten, Herrn Nguyen Co 
Thach, dem Vizeminister für Auswärtige Angele- 
genheiten, Herrn Tran Cuan Co, der Vorsitzenden 
des Ausschusses für Auswärtige Angelegenheiten, 
Frau Nguyen Thi Binh, dem Minister für Justiz, 
Herrn Phan Hien, mehreren Mitgliedern des Komi- 
tees für Auswärtige Beziehungen sowie dem Assi- 
stenten des Ministers für Auswärtige Angelegenhei- 
ten, Herrn Vo Van Sung, zusammen. 

Im Vordergrund der Gespräche standen Fragen 

- der Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen 
den Interparlamentarischen Gruppen, 

- des wirtschaftlichen Aufbaus des Landes und 
Möglichkeiten der Zusammenarbeit, 
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- der Lösung des Kambodscha-Problems unter Be- 
achtung der Lage in der Region, 

- der Menschenrechte, 

- des deutsch- vietnamesischen Verhältnisses. 

Es bestand Übereinstimmung, die interparlamenta- 
rische Zusammenarbeit zu vertiefen und insbeson- 
dere während der zukünftigen Interparlamentari- 
schen Konferenzen verstärkt zusammenzutreffen. 

Bei einem Zusammentreffen mit etwa 50 Parlamen- 
tariern der Interparlamentarischen Gruppen Indone- 
siens, Malaysias, der Philippinen, Singapurs und 
Thailands am 14. Oktober 1987 standen Fragen der 
Zusammenarbeit zwischen den ASEAN-Staaten und 
der Bundesrepublik Deutschland im Vordergrund 
der Erörterungen. Hierbei kam auch das für das 
kommende Jahr in Bonn geplante 7. EG-ASEAN- 
Außenministertreffen zur Sprache. Zu Beginn der 
Begegnung richtete die Delegationsleiterin, Abg. 
Frau Leni Fischer, folgende Ansprache an die Par- 
lamentarier der ASEAN-Staaten (Originalsprache 
Englisch): 

„Meine Herren Präsidenten, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, meine Herren Botschafter, meine Damen 
und Herren! 

Lassen Sie mich zunächst einen herzlichen Willkom- 
mensgruß an Sie alle richten. Gemeinsam mit mei- 
nen Kollegen aus dem Deutschen Bundestag freue 
ich mich, daß Sie unsere Einladung zu dieser Begeg- 
nung angenommen haben. Wir alle unterstreichen 
mit diesem Gespräch heute die Zielsetzung der In- 
terparlamentarischen Union, einer Union, die wir 
mit Leben erfüllen müssen und die unsere Verant- 
wortung als Parlamentarier in weltweitem Rahmen 
unterstreicht. 

Gespräche mit Parlamentariern der ASEAN-Staaten 
sind von vornherein Gespräche unter Freunden. Vie- 
les verbindet uns, und es bedeutet große Genugtu- 
ung, daß wir offen und vertrauensvoll miteinander 
sprechen können. 

Die Bundesrepublik Deutschland als Mitglied der 
Europäischen Gemeinschaften kennt aus eigener Er- 
fahrung die Vorteile, die sich aus einem regionalen 
Zusammenschluß von freien und unabhängigen 
Staaten ergeben. Die Struktur der Europäischen Ge- 
meinschaft unterscheidet sich wesentlich von derje- 
nigen der ASEAN-Staaten. Es gibt aber keinerlei 
Unterschiede in der Motivation, die zum regionalen 
Zusammenschluß geführt hat. Für uns alle gilt, daß 
Gemeinsamkeit und Gemeinschaft stark macht. 

Wenn wir uns auf die Ursprünge von ASEAN besin- 
nen, so denken wir an eine Zeit größter innen- und 
außenpolitischer Unruhen in der Region im Gefolge 
des Vietnamkrieges zurück. Daß es den ASEAN- 
Staaten gelungen ist, eine Zone der Stabilität zu 
schaffen, in der auch bilaterale Streitigkeiten zwi- 
schen einzelnen Mitgliedern von ASEAN beigelegt 
werden konnten, nötigt uns große Bewunderung ab. 

Im Dezember dieses Jahres wird in Manila das dritte 
Gipfeltreffen der ASEAN-Staats- und Regierungs- 
chefs stattfinden. Nach nunmehr 20 Jahren der Exi- 


stenz wird sich eine Rückschau anbieten auf das, was 
erreicht worden ist. Vieles ist in dieser Zeit, wie wir 
mit Bewunderung feststellen, erzielt worden. Wich- 
tig ist aber auch, Ziele zu setzen für weitere Fort- 
schritte, Ziele für das, was noch erreicht werden 
muß. Hier haben die Parlamentarier schwerwiegen- 
de Aufgaben, Inhalte mitzudefinieren und die Regie- 
rungen anzuhalten, sie umfassend zu verwirklichen. 
Wir wünschen Ihnen für diese verantwortungsvolle 
Arbeit Einfallsreichtum und Gestaltungskraft. 

Als Parlamentarier der Bundesrepublik Deutschland 
freuen wir uns über das heutige Beisammensein 
ganz besonders. Im kommenden Mai wird unter der 
deutschen Präsidentschaft das 7. EG-ASEAN- 
Außenministertreffen in Bonn stattfinden: Schon 
jetzt sei gesagt, daß wir gern einige von Ihnen, die 
sicherlich den Delegationen Ihrer Regierungen an- 
gehören, dabei in Bonn Wiedersehen. Wir haben gro- 
ßes Interesse an "einer vertrauensvollen und engen 
Zusammenarbeit dieser beiden regionalen Staaten- 
gruppen. Wir haben innerhalb unseres Parlaments 
eine besondere ASEAN-Parlamentariergruppe ge- 
bildet, die diese Zusammenarbeit mit Interesse be- 
obachtet, unterstützt und mit Leben erfüllt. Dies ist 
zugleich unser parlamentarischer Beitrag zum Aus- 
bau der Beziehungen. Ich wünsche Ihnen und uns 
gleichermaßen, daß die gute Zusammenarbeit sich 
im parlamentarischen Raum weiter festigen und ste- 
tigen Fortschritt nehmen möge." 

Von allen Beteiligten war bei diesem Meinungsaus- 
tausch mit Freude und Zuversicht die Wiederzulas- 
sung der Interparlamentarischen Gruppe der Philip- 
pinen zur Kenntnis genommen worden. Das Zusam- 
mentreffen trug dazu bei, nicht nur der südostasiati- 
schen Region größere Beachtung zu schenken, son- 
dern auch den zwischenstaatlichen Verbindungen 
im parlamentarischen Bereich neue Impulse zu ver- 
leihen. 

Der in der Vergangenheit bei den Interparlamentari- 
schen Konferenzen üblichen Praxis entsprechend 
bestätigte die Konferenz die in den Ausschüssen ge- 
wählten Vorsitzenden und stellvertretenden Vorsit- 
zenden. Der stellvertretende Delegationsleiter der 
Interparlamentarischen Gruppe der Bundesrepublik 
Deutschland, Abg. Dr. Uwe Holtz, wurde zum ersten 
stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses für 
die nichtautonomen Gebiete für eine weitere Amts- 
periode, d.h. bis zur 80. Interparlamentarischen Kon- 
ferenz, wiedergewählt. 

Im übrigen stimmte die Interparlamentarische Kon- 
ferenz den vom Interparlamentarischen Rat getroffe- 
nen Entscheidungen zu. 

IV. Sitzungen des Interparlamentarischen Rates 

Unter dem Vorsitz seines Präsidenten, Dr. Hans 
Stercken, MdB, trat der Interparlamentarische Rat 
am 12. und 17. Oktober 1987 zur 141. Sitzung zusam- 
men. An dieser Sitzung nahmen als deutsche Rats- 
mitglieder die Delegationsleiterin, Abg. Frau Leni 
Fischer, sowie der stellvertretende Delegationslei- 
ter, Abg. Dr. Uwe Holtz, teil. Stellvertretend für 
Abg. Dr. Uwe Holtz nahm Abg. Frau Dr. Helga 
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Timm am 17. Oktober 1987 an der Sitzung teil. Das 
Exekutivkomitee hatte dem Interparlamentarischen 
Rat empfohlen, die Gruppe der Philippinen als Mit- 
glied der Union wieder zuzulassen. Es hatte weiter 
empfohlen, die Mitgliedschaft Burundis zu suspen- 
dieren. Diesen Empfehlungen stimmten die Ratsmit- 
glieder per Akklamation zu. Nach Wiederzulassung 
der Philippinen und nach Suspendierung der Natio- 
nalen Gruppe Burundis gehören der Interparlamen- 
tarischen Union nunmehr 108 Mitgliedsländer an. 

Die Parlamente folgender Staaten gehören zur 
Union: 

Ägypten, Äquatorialguinea, Albanien, Algerien, An- 
gola, Argentinien, Australien, Bangladesch, Belgien, 
Benin, Bolivien, Brasilien, Bulgarien, China, Costa 
Rica, Dänemark, Bundesrepublik Deutschland, Deut- 
sche Demokratische Republik, Demokratische 
Volksrepublik Jemen, Demokratische Volksrepublik 
Korea, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecua- 
dor, Elfenbeinküste, El Salvador, Finnland, Frank- 
reich, Gabun, Griechenland, Guatemala, Honduras, 
Indien, Indonesien, Irak, Iran, Irland, Island, Israel, 
Italien, Jamaika, Japan, Arabische Republik Jemen, 
Jordanien, Jugoslawien, Kamerun, Kanada, Kap Ver- 
de, Kenia, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kuba, Liba- 
non, Liberia, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Ma- 
laysia, Mali, Marokko, Mexiko, Monaco, Mongolei, 
Mosambik, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Nieder- 
lande, Norwegen, Österreich, Pakistan, Panama, Pa- 
pua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, 
Portugal, Republik Korea, Ruanda, Rumänien, Sam- 
bia, Schweden, Schweiz, Senegal, Simbabwe, Singa- 
pur, Somalia, Spanien, Sri Lanka, Sudan, Syrisch- 
Arabische Republik, Tansania, Thailand, Togo, 
Tschechoslowakei, Türkei, Tunesien, UdSSR, Un- 
garn, Uruguay, Venezuela, Vereinigte Arabische 
Emirate, Vereinigtes Königreich, Vereinigte Staaten 
von Amerika, Vietnam, Zaire, Zypern. 

Der Interparlamentarische Rat beschloß, das frühere 
Mitglied der Gruppe des Königreichs Thailand, 
Herrn Krisn Cheecharern, zum Ehrenmitglied der 
Gruppe des Königreichs Thailand zu ernennen. 

Ratspräsident Dr. Hans Stercken unterrichtete so- 
dann die Mitglieder des Interparlamentarischen Ra- 
tes über seine Tätigkeiten seit Ablauf der 140. Rats- 
sitzung in Managua/Nicaragua. Der Ratspräsident 
legte zusammenfassend den Inhalt seines den Mit- 
gliedern des Exekutivkomitees am 9. Oktober 1987 
erstatteten Berichts dar (Originalsprache Englisch/ 
Französisch): 

..Liebe Kolleginnen und Kollegen, meine Damen 
und Herren, 

Ich berichte Ihnen heute über die Beratungen und 
Maßnahmen, die seit unserer letzten Konferenz in 
Managua unternommen worden sind, um die Wirk- 
samkeit und den Ertrag unserer Ergebnisse zu ver- 
bessern. 

Wenn wir die Bedeutung und den Erfolg der IPU 
steigern wollen, dann brauchen wir Beiträge zu den 
Problemen unserer Tage, die von der Weltöffentlich- 
keit als ein spezieller und origineller Beitrag der 
Parlamentarier empfunden werden können. 


Sie hatten bei der letzten Sitzung des Interparlamen- 
tarischen Rates eine Arbeitsgruppe ins Leben geru- 
fen, in der die Kolleginnen und Kollegen Laurila, 
Tolkunow, Makombe und Martinez unter meinem 
Vorsitz vom 31. August bis zum 3, September 1987 in 
Genf mitgewirkt haben. 

Der schriftliche Bericht der Arbeitsgruppe liegt Ih- 
nen vor. 

Ihm entnehmen Sie, daß nach unserem Eindruck die 
interparlamentarischen Aktivitäten deutlich zuge- 
nommen haben. Das bedeutet jedoch leider nicht, 
daß die Ergebnisse unserer Arbeit in allen natio- 
nalen Parlamenten eine hinreichende Berücksichti- 
gung gefunden hätten. Dieser Vorgang muß auch 
dadurch verbessert werden, daß die Ergebnisse 
unserer Beratungen in einer deutlich parlamentari- 
schen Sprache die natürliche Pluralität unserer 
Überzeugungen widerspiegeln. Der gut gemeinte 
Konsensus verbannt häufig jedweden kreativen An- 
satz aus unseren Beschlüssen. 

Wir müssen unsere Arbeit stetig reformieren. Das ist 
nicht allein eine formale Forderung, die unsere Sta- 
tuten betrifft. Auch auf der jetzigen Grundlage kön- 
nen wir viel mehr Flexibilität und Originalität ent- 
wickeln. 

Der künftige Charakter unserer Konferenzen muß zu 
einer Straffung führen, die sich auf das Wesentliche 
konzentriert. Für aktuelle Fragen brauchen wir spe- 
zielle Konferenzen. Der Bericht der Arbeitsgruppe 
wird sicher ausgiebig erörtert werden. 

Der Arbeitsgruppe oblag es auch, das Thema 
, Gleichstellung von Mann und Frau im parlamenta- 
rischen Bereich' zu beraten. Das Ergebnis, -das wir Ih- 
nen unterbreitet haben, ist von Frau Laurila auf ei- 
ner Pressekonferenz in Genf vorgestellt worden. Die 
internationale Presse hat an diesen konkreten Er- 
gebnissen und Vorschlägen großes Interesse genom- 
men. 

Der Arbeitsgruppe haben auch Vorschläge zu den 
niederländischen und syrischen Anträgen auf Ände- 
rung unserer Satzung Vorgelegen. Es ging dabei um 
die Redezeit auf den Konferenzen und um die erfor- 
derliche Mehrheit für die Aufnahme eines dringli- 
chen, zusätzlichen Tagesordnungspunktes. 

Schließlich beriet die Arbeitsgruppe die Vorschläge 
betreffend die Mitwirkung von Parlamentarierinnen 
in den nationalen Delegationen. 

Alle Ihnen vorliegenden Empfehlungen wurden ein- 
stimmig gefaßt. 

Seit unserer letzten Konferenz konnte ich wieder ei- 
nigen Einladungen Folge leisten. 

Vom 7. bis 11. Juni habe ich die Gastfreundschaft des 
israelischen Parlamentes in Anspruch nehmen dür- 
fen. Im Mittelpunkt dieses Besuches stand natürlich 
die Frage, welche Beiträge für einen dauerhaften 
Frieden im Nahen Osten geleistet werden können. 

Vom 28. Juni bis zum 4. Juli war ich Gast des kubani- 
schen Parlamentes. Der Frieden in Mittelamerika 
war das beherrschende Thema. 
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Vom 6. bis 11, Juli war ich Gast des irakischen Parla- 
mentes in Bagdad. Kurz zuvor hatte ich mit Parla- 
mentspräsident Dr. Hammadi in Bonn schon die Fra- 
ge erörtern können, welche Beiträge die IPU zur Be- 
endigung des Krieges zwischen dem Irak und dem 
Iran leisten könne. Sie werden sich erinnern, daß ich 
im vergangenen Jahr bereits als Gast des iranischen 
Parlamentes in Teheran versucht hatte, Chancen für 
einen parlamentarischen Beitrag zur Lösung dieses 
uns alle bedrückenden Konfliktes zu suchen. Im 
Rahmen dieses Meinungsaustauschs habe ich kürz- 
lich noch den iranischen Vizeaußenminister in Bonn 
empfangen können. 

Einen in Bulgarien geplanten Besuch habe ich we- 
gen der Erkrankung unseres Kollegen Dr. Peter Vou- 
tow verschieben müssen. 

Einem gerechten Frieden auf Zypern, einem Abbau 
der bestehenden Spannungen und der Organisation 
einer fruchtbaren Zusammenarbeit müssen Gesprä- 
che der am Konflikt beteiligten Parlamentarier im 
Rahmen der IPU auch weiterhin dienen. Ich halte 
die Fortsetzung zaghafter Bemühungen für drin- 
gend erforderlich, um die Verantwortung aller Poli- 
tiker für eine friedliche und gerechte Lösung deut- 
lich zu machen. Ich verbinde dies auch mit der 
Fortsetzung meiner persönlichen Bemühungen auf 
Zypern. 

Ich werde auch diese Konferenz nutzen, um mit allen 
Delegationen Rücksprache zu nehmen, von denen 
wir als unseren parlamentarischen Kollegen Beiträ- 
ge für den Frieden, für Recht und Gerechtigkeit in 
ihrem jeweiligen Verantwortungsbereich und in ih- 
ren Regionen erwarten dürfen. 

Mit Delegationen von Parlamenten aus folgenden 
Ländern konnte ich seit unserer letzten Konferenz in 
Bonn Zusammentreffen: China, Frankreich, Jamaika, 
Niederlande, Nicaragua, Österreich, Polen, Somalia, 
Spanien, Türkei, Uruguay. 

Einige haben mir nahegelegt, der Aufgabenstellung 
und der Bedeutung der IPU durch einen Besuch in 
ihren Ländern zu dienen. Noch in diesem Jahr werde 
ich Marokko, Algerien, Tunesien, die Sowjetunion 
und Syrien besuchen. Ich versuche, mit diesen Rei- 
sen zur Stärkung der politischen Bedeutung der IPU 
beizu tragen. Wir müssen uns auch auf diese Weise 
mehr Gehör verschaffen, um unserer Zielsetzung als 
Friedensunion besseren Ausdruck verleihen zu kön- 
nen. 

Dieser Zielsetzung hat auch mein zweiter Besuch bei 
der KSZE-Folgekonferenz in Wien gedient, bei der 
ich mit sehr vielen Delegationen sprechen konnte. 

Niemand in der Welt soll sagen, daß er von dieser 
Konferenz nicht unmittelbar betroffen wäre. Der 
Friede in Europa, der Friede im atlantischen Bereich 
ist eine wichtige Voraussetzung für den Frieden in 
aller Welt. Der KSZE-Prozeß sollte eigentlich ein 
Beispiel für alle sein, wie man trotz unterschiedli- 
cher Interessen doch Erfolge erzielen kann, wenn es 
immer mehr gelingt, in praktischen politischen Fra- 
gen gemeinsame Interessen zu erkennen und sie zur 
Zusammenarbeit zu nutzen. 


Die Einleitung eines solchen Prozesses könnte der 
IPU wieder einmal die Chance geben, die Tradition 
ihrer friedensfördernden Vorschläge und Einrich- 
tungen fortzusetzen. 

Wir brauchen Stabilität, wir brauchen Sicherheit 
und Zusammenarbeit in aller Weltl Auf dieser 
Grundlage können wir dann soziale Gerechtigkeit 
in der Welt in Frieden und Freiheit erfolgreicher 
herbeiführen und der Entwicklung dieser Welt die- 
nen." 

Der Interparlamentarische Rat nahm sodann den Be- 
richt des Generalsekretärs der IPU, Pierre Cornil- 
lon, zustimmend zur Kenntnis. In seinem Bericht 
nahm der Generalsekretär zur Funktions- und Ar- 
beitsweise der Union, zu den Tätigkeiten der Natio- 
nalen Gruppen innerhalb der Union und zur Zusam- 
menarbeit mit anderen internationalen Organisatio- 
nen Stellung. 

Der Generalsekretär verwies auf die Beschlußfas- 
sung des Interparlamentarischen Rates während der 
77. Interparlamentarischen Konferenz, das Exekutiv- 
komitee um zwei Mitglieder zu erweitern. Von den 
Gruppen Polens, der Volksrepublik China, des Kö- 
nigreichs Thailand, Guatemalas und Zaires seien 
Kandidatenvorschläge für die insgesamt nunmehr 
vier zu besetzenden Sitze im Exekutivkomitee un- 
terbreitet worden. Voraussetzung sei, daß die Inter- 
parlamentarische Konferenz einer Änderung der Zif- 
fer 23 Absatz 1 der Geschäftsordnung zustimme. Dies 
sei in der Sitzung am 12. Oktober 1987 geschehen, so 
daß der Rat nunmehr Beschluß fassen könne. 

Im Zusammenhang mit der vom Generalsekretariat 
erarbeiteten Studie über die Verwirklichung der Re- 
solutionen unter Einbeziehung der die Frage glei- 
cher Rechte und Verantwortlichkeiten von Männern 
und Frauen betreffenden Resolution verwies der Ge- 
neralsekretär auf die Ergebnisse der Arbeitsgruppe, 
die sich während ihrer Sitzung in Genf unter Vorsitz 
des Ratspräsidenten Dr. Hans Stercken auch mit 
dem Vorschlag der Interparlamentarischen Gruppe 
der Bundesrepublik Deutschland befaßt habe, die 
Artikel 3, 11 und 19 der Statuten der Union zu än- 
dern. Das Ziel sei gewesen sicherzustellen, daß Frau- 
en bessere Möglichkeiten zur aktiven Teilnahme an 
den Arbeiten der Union offenstünden. Die Arbeits- 
gruppe habe den Vorschlag der deutschen Interpar- 
lamentarischen Gruppe als nichtannahmefähig (not 
admissible) bezeichnet. Über die Vorschläge der Ar- 
beitsgruppe stimme der Interparlamentarische Rat 
ab. Der Generalsekretär unterstrich bei den zukünf- 
tig geplanten Sonderkonferenzen den von den Parla- 
mentarierinnen in Managua zum Ausdruck gebrach- 
ten Wunsch, ein internationales Symposium im Jah- 
re 1988 oder 1989 zu dem Thema „Beteiligung der 
Frauen am politischen und parlamentarischen Ent- 
scheidungsprozeß" zu veranstalten. Das internatio- 
nale Sekretariat versuche gegenwärtig, ein gastge- 
bendes Land für dieses Symposium zu finden. 

Der Rat wählte vier neue Mitglieder in das Exeku- 
tivkomitee. Für die ausscheidenden Mitglieder B. R. 
Jakhar (Indien) und S. E. Oh (Republik Korea) sowie 
für die durch Beschluß der Konferenz neu geschaffe- 
nen zwei Sitze stellten sich fünf Kandidaten zur 
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Wahl (Auflistung nach Eingang des Datums der Kan- 
didatenbenennung): 

Abg. J. Maciszewski (Polen), Abg. H. Xiang (Volks- 
republik China), Abg. S. Khunkitti (Königreich 
Thailand), Frau Abg. M. Molina Rubio (Guatemala), 
Abg. K. Ngoy (Zaire). 

Die zur Wahl in das Exekutivkomitee erforderliche 
absolute Mehrheit betrug 79 Stimmen. Nach Ende 
des Wahlgangs stellte Ratspräsident Dr. Hans 
Stercken fest, daß folgende neue Mitglieder in das 
Exekutivkomitee gewählt worden seien: 

1. Abg. H. Xiang mit 137 Stimmen 

2. Abg. S. Khunkitti mit 126 Stimmen 

3. Abg. Frau M. Molina Rubio mit 120 Stimmen 
und 

4. Abg. J. Maciszewski mit 99 Stimmen. 

Der unterlegene afrikanische Kandidat wünschte 
nach Ende des Wahlgangs den neuen Mitgliedern 
im Exekutivkomitee Erfolg für ihre Arbeit in diesem 
für die Union so wichtigen Gremium. 

Der Interparlamentarische Rat erörterte, ausgehend 
von dem Bericht des Generalsekretärs, den Tages- 
ordnungspunkt „Verwirklichung der Resolutionen 
der Union und die Funktionsweise der Konferenzen" 
in Verbindung mit dem von der Arbeitsgruppe und 
dem Exekutivkomitee vorgelegten Bericht. 

Ziffer 5 des Berichts der Arbeitsgruppe befaßte sich 
mit dem Vorschlag der Interparlamentarischen 
Gruppe der Bundesrepublik Deutschland, die Arti- 
kel 3, 11 und 19 der Statuten der Union zu ändern. 
Die Leiterin der Gruppe der Bundesrepublik 
Deutschland hatte nach Ende der VI. Interparlamen- 
tarischen Konferenz für europäische Zusammenar- 
beit und Sicherheit in Bonn am 4. Juni 1986 aufgrund 
der Erörterung bei dem Treffen der Parlamentarie- 
rinnen in Mexiko-Stadt folgenden Antrag unterbrei- 
tet: 

„Unter Bezugnahme auf Artikel 27 der Statuten der 
Interparlamentarischen Union sowie auf den ein- 
stimmig von den Parlamentarierinnen auf ihren Sit- 
zungen vom 9. April 1986 in Mexiko und vom 27. Mai 
1986 in Bonn zum Ausdruck gebrachten Wunsch be- 
antrage ich hiermit die folgende Änderung der Sta- 
tuten der Union: 

1) Artikel 3 ist durch einen neuen Absatz 4 mit fol- 
gendem Wortlaut zu ergänzen: 

,4. Sofern in einem Parlament Frauen vertreten 
sind, ist dies bei der Zusammensetzung der 
Nationalen Gruppe zu berücksichtigen.' 

Der derzeitige Absatz 4 ist neu zu numerieren. 

2) Artikel 1 1 ist durch einen neuen Absatz 2 mit fol- 
gendem Wortlaut zu ergänzen: 

,2. Jede Nationale Gruppe, in deren Parlament 
Frauen vertreten sind, hat deren Einbezie- 
hung in die zu den Konferenzen zu entsenden- 
den Delegationen anzustreben.' 

Der derzeitige Absatz 2 ist neu zu numerieren. 


3) In Artikel 19, Abs. 1 sind die unterstrichenen 
Wörter einzufügen, wodurch der Absatz folgen- 
den Wortlaut erhält: 

,1. Jede Nationale Gruppe entsendet zwei Mit- 
glieder, nach Möglichkeit einen Mann und 
eine Frau, in den Interparlamentarischen Rat. 
Die Ratsmitglieder bleiben von einer Konfe- 
renz bis zur nächsten im Amt.' " 

Die Arbeitsgruppe, der neben dem Präsidenten des 
Interparlamentarischen Rates, Dr. Hans Stercken, 
als Vorsitzendem die Abgeordneten Frau Ritva Lau- 
rila (Finnland), Nolan C. Makombe (Simbabwe), 
Miguel Angel Martinez (Spanien) und L. Tolku- 
now (UdSSR) angehörten, hatten zum Antrag der 
Gruppe der Bundesrepublik Deutschland (Abs. V, 
Ziffer 41 bis 43) folgende Feststellung getroffen: 

„V. Vorschlag zur Änderung von Artikel 3, 11 
und 19 der Statuten der Union 

41. Nach sorgfältiger Untersuchung des Vor- 
schlags der Gruppe der Bundesrepublik Deutsch- 
land, die Artikel 3, 11 und 19 der Statuten zu ändern, 
vertrat die Arbeitsgruppe die Ansicht, daß die Ände- 
rungsanträge aus folgenden Gründen nicht zugelas- 
sen werden: 

- Die Änderungsanträge zielen darauf ab, Bestim- 
mungen in die Statuten aufzunehmen, die den 
Charakter von Empfehlungen haben, wogegen 
Statuten naturgemäß Verpflichtungen enthal- 
ten. 

- Die Änderungsanträge laufen auf eine Diskrimi- 
nierung zwischen den Mitgliedern der Interpar- 
lamentarischen Union hinaus, wenn sie ,Parla- 
mente, in denen es Parlamentarierinnen gibt', 
erwähnen und damit zwei Kategorien von Mit- 
gliedstaaten schaffen, von denen eine Sonderbe- 
stimmungen unterworfen würde; sie würden 
auch den Eindruck entstehen lassen, daß die In- 
terparlamentarische Union es nicht bedauerlich 
findet, daß in einigen Parlamenten keine Parla- 
mentarierinnen vertreten sind. 

42. Die Arbeitsgruppe ist der Ansicht, daß die Ver- 
tretung und Rolle der Frauen in der Interparlamen- 
tarischen Union ihre derzeitige Stellung und Rolle 
in der Landespolitik generell und insbesondere in 
den nationalen Parlamenten widerspiegelt. 

43. Die Arbeitsgruppe schlägt deshalb vor, daß der 
Interparlamentarische Rat die Nationalen Gruppen 

nachdrücklich auffordert, alle angemessenen 
Schritte zu ergreifen, um die Beteiligung der 
Frauen am politischen Leben und am Entschei- 
dungsprozeß zu verbessern, und insbesondere die 
Aufnahme von Frauen in die Parlamente und ihre 
Rolle dort und folglich auch in den Nationalen 
Gruppen der Interparlamentarischen Union zu 
verbessern." 

Die Entscheidung der Arbeitsgruppe war auf der Sit- 
zung der Parlamentarierinnen am 11. Oktober einge- 
hend erörtert, der Inhalt der Vorschläge erheblich 
kritisiert worden. 
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Die Leiterin der deutschen Delegation, Abg. Frau 
Leni Fischer, griff, ausgehend von dem Inhalt der 
Erörterungen auf der Sitzung der Parlamentarierin- 
nen, die Entscheidung der Arbeitsgruppe an und 
hob hervor, daß damit den gleichen Rechten und 
Verantwortlichkeiten von Frauen in der Union kein 
guter Dienst erwiesen werde. Abg. Frau Leni Fischer 
führte hierzu folgendes aus: 

„Herr Vorsitzender, liebe Kollegen, 

um die wirkliche Bedeutung der Frage zu verstehen, 
über die wir hier sprechen, möchte ich Ihnen einen 
kurzen zeitlichen Überblick über die Ereignisse seit 

1984 geben und danach einen Blick auf das werfen, 
was unsere Union bislang erreicht hat. 

Im September 1984 verabschiedete die 72. Interpar- 
lamentarische Konferenz eine Entschließung über 
die Notwendigkeit parlamentarischer und anderer 
Aktionen zur Formulierung von Initiativen, die dazu 
beitragen, gleiche Rechte für Männer und Frauen zu 
erreichen. 

Ein Jahr später, im September 1985, verabschiedete 
der Interparlamentarische Rat in Ottawa eine Ent- 
schließung, die die Förderung von gleichen Rechten 
und Pflichten für Männer und Frauen betraf und in 
der auf das Dokument über die Zukunftsstrategien 
für das Jahr 2000 hingewiesen wurde. Dieses war auf 
der Abschlußkonferenz der Vereinten Nationen zum 
Jahrzehnt der Frauen mit der Zielsetzung auf 
Gleichheit, Weiterentwicklung und Frieden im Juli 

1985 in Nairobi verabschiedet worden. 

Während unserer Konferenz im April 1986 in Mexiko 
erörterten wir erneut die Rolle der Frauen im Parla- 
ment und im politischen Leben in bezug auf gleiche 
Rechte und Pflichten. Dies führte dazu, daß die Dele- 
gation der Bundesrepublik Deutschland offiziell ei- 
nen Antrag zur Änderung der Artikel 3, 11 und 19 der 
Statuten der IPU einbrachte. 

Während der VI. KSZE -Konferenz in Bonn gab es ein 
Treffen der Parlamentarierinnen der 35 KSZE-Teil- 
nehmerstaaten, bei dem der Vorschlag der Bundes- 
republik einstimmig angenommen wurde. 

Aber die Arbeitsgruppe sagt, der Antrag werde nicht 
zugelassen, sei nicht annahmefähig. 

Während der 76. Interparlamentarischen Konferenz 
in Buenos Aires haben wir dieses Thema erneut be- 
handelt und erhielten dabei die Unterstützung der 
anwesenden Parlamentarierinnen. Wie Sie sich erin- 
nern werden, beschloß der Rat, keine engültige Ent- 
scheidung zu treffen, sondern den Vorschlag an die 
Arbeitsgruppe zu verweisen. 

Zwischen der Konferenz in Buenos Aires und in Ma- 
nagua tat sich nichts. 

In Managua war der Vorschlag, der auf Empfehlung 
des Generalsekretärs leicht abgeändert worden war, 
wieder Gegenstand unserer Überlegungen, und ob- 
wohl die Änderung zu einer weniger bestimmten 
Formulierung geführt hatte, wurde er einstimmig 
von den Parlamentarierinnen gebilligt. 

Die Arbeitsgruppe begann danach mit ihrer Arbeit, 
und wir hätten zuversichtlich sein können, daß das 


Ziel unseres Vorschlags und der von meinen Kolle- 
ginnen mehrfach geäußerte Wunsch Wirklichkeit 
werden würde, insbesondere auch, weil wir den 
Empfehlungen des Generalsekretärs folgten. 

Es war für jeden von uns eine Überraschung, als der 
Anfang September veröffentlichte Bericht der Ar- 
beitsgruppe in Absatz 41 und 43 feststellte, daß unser 
Vorschlag - und ich spreche hier nicht nur von dem 
deutschen Vorschlag, sondern von unserem gemein- 
samen Beschluß der Parlamentarierinnen - nicht zu- 
gelassen wurde. 

Der Änderungsantrag der Bundesrepublik Deutsch- 
land erfolgte in Übereinstimmung mit Artikel 27/3, 
d.h. in schriftlicher Form, und er wurde fristgerecht 
eingebracht. 

Als Leiterin der deutschen Delegation bestreite ich 
die Richtigkeit der der Ablehnung durch die Ar- 
beitsgruppe zugrundeliegenden Begründung. 

Der Beschluß der Arbeitsgruppe kann keinesfalls ak- 
zeptiert werden. Er muß nachdrücklich zurückge- 
wiesen werden. Wir können uns, was die Behand- 
lung unseres Vorschlags betrifft, und im Hinblick 
auf gleiche Rechte und Pflichten für die Frauen, we- 
der der Arbeitsgruppe noch dem Sekretariat der 
Union und auch nicht dem Exekutivkomitee an- 
schließen. Welchen Sinn ergibt es, und wie kann die 
Union glaubwürdig sein, wenn sie einerseits gleiche 
Rechte und Pflichten für Männer und Frauen fordert 
und andererseits diese Rechte den weiblichen Mit- 
gliedern der Union vorenthält? 

Die Begründung, mit der Parlamentarierinnen eine 
Vertretung in der Union verweigert wird - nämlich 
daß in vielen Parlamenten gar keine Frauen vertre- 
ten sind -, kann ich nicht gelten lassen. 

Um es noch deutlicher zu sagen, ich vermag nicht 
anzuerkennen, daß die Union sich schützend vor 
diejenigen Parlamente stellt, in denen es keine Frau- 
en gibt, und diese Tatsache sogar noch respektiert 
Lassen Sie uns der Wirklichkeit ins Angesicht sehen. 
Ein Mitgliedstaat der Union, der eine Entschließung 
über gleiche Rechte und Pflichten für Frauen hier 
billigt, aber keine Frauen in seinem Parlament dul- 
det, verliert seine Glaubwürdigkeit und das Recht, 
ein vertrauenswürdiges Mitglied der Union zu sein. 
Dies muß insbesondere klar werden, wenn man 
sich einmal Zweck und Zusammensetzung unserer 
einzigartigen weltweiten Interparlamentarischen 
Union vor Augen führt! 

Ein solches Verhalten ist nicht nur ein Beweis für 
mangelnde Glaubwürdigkeit, sondern auch ein Ver- 
stoß gegen Artikel 1 der Statuten. Diese Bestimmung 
verlangt, daß die Ziele der Vereinten Nationen zu 
unterstützen sind. Wieviele Entschließungen oder 
Konventionen hat es zu diesem Thema bei den Ver- 
einten Nationen gegeben? Sie verlieren ihre Bedeu- 
tung und bleiben bei den Regierungen unbeachtet, 
wenn die parlamentarischen Gremien, die eine Kon- 
trollfunktion gegenüber den Regierungen haben, 
sich nicht an das halten, was sie innerhalb ihrer eige- 
nen internationalen Organisation beantragt und ge- 
billigt haben. 
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Lassen Sie mich, Herr Vorsitzender, einen letzten 
wichtigen Punkt hinzufügen, bevor ich einen Antrag 
vorlege, den meine Kolleginnen während ihres 
gestrigen Treffens gebilligt haben. 

Die Anzahl der den nationalen Gruppen zustehen- 
den Stimmen wird unter anderem auf der Grundlage 
der Bevölkerungszahl des jeweiligen Landes be- 
rechnet. Das gleiche gilt im Hinblick auf die Anzahl 
der Mitglieder der Delegation bei der Konferenz, die 
acht oder zehn, je nach Bevölkerungsgröße, nicht 
überschreiten darf. 

Wenn Sie sich die Vertretung von Parlamentarierin- 
nen während der Konferenzen generell und auch 
während dieser Konferenz ansehen, werden Sie fest- 
stellen, daß die Parlamentarierinnen unzureichend 
vertreten sind. 

Wir beziehen formal die weibliche Bevölkerung ei- 
nes Landes in unsere parlamentarische und politi- 
sche Vertretung mit ein. In der Praxis jedoch unter- 
laufen wir die Vertretung von Frauen, und wir täu- 
schen ihre Anwesenheit vor und, was noch schlim- 
mer ist, die IPU bekennt sich zu der Tatsache einer 
männlichen Mehrheit und scheint dies auch noch 
akzeptabel zu finden. 

Ich setze mich hier keineswegs für besondere Rech- 
te oder Pflichten für Frauen ein, aber ich plädiere 
nachdrücklich für die Verpflichtung dieser Union, 
dafür zu arbeiten, daß in den Gremien der IPU und 
in den Parlamenten der Mitgliedsländer Frauen die 
gleichen Rechte garantiert werden. 

Zum Abschluß, Herr Vorsitzender, erlauben Sie mir 
die Bemerkung, daß Artikel 5 des Papiers der Ar- 
beitsgruppe - und dies erkläre ich als Leiterin der 
deutschen Delegation ~ nicht von meiner Delegation 
gebilligt wird, falls es zu einer Abstimmung kommt. 

Im Namen meiner Kolleginnen lege ich hiermit den 
folgenden Antrag vor: 

1. In das Exekutivkomitee soll generell ein weib- 
liches Mitglied gewählt werden. Für eines der 
ausscheidenden Mitglieder der 79. Konferenz 
wird eine Kandidatin zur Wahl vorgeschlagen. 
Artikel 1 der Geschäftsordnung des Exekutiv- 
komitees muß daher geändert werden. 

2. Die Parlamentarierinnen beantragen offiziell, Ar- 
tikel 5 Absatz 41 bis 43 des Berichts der Arbeits- 
gruppe abzulehnen. 

3. Aufgrund der Notwendigkeit, daß neue Überle- 
gungen angestellt werden müssen und daß der 
Vorschlag der Bundesrepublik Deutschland im 
Hinblick auf die Abänderung der Geschäftsord- 
nung erneut aufgegriffen und in bezug auf die 
Rolle der Parlamentarierinnen, wie ich sie be- 
schrieben habe, erörtert werden muß, beantragen 
wir Parlamentarierinnen - und ich als Leiterin 
der Delegation der Bundesrepublik Deutschland 
unterstütze dies -, den gesamten Bericht der Ar- 
beitsgruppe abzulehnen. Er soll sodann in ein- 
gehender Absprache mit der Gruppe der Parla- 
mentarierinnen der Union erneut behandelt wer- 
den. 


Herr Vorsitzender, liebe Kollegen, ich fordere Sie 
herzlich auf, in aller Offenheit und mit allem Ernst, 
unseren Antrag zu unterstützen und den Beweis da- 
für zu erbringen, daß Sie bereit sind, gleiche Rechte 
und Pflichten mit uns, den Parlamentarierinnen, zu 
teilen. 

Ich danke für Ihre Geduld und dafür, daß Sie mir 
Ihre Aufmerksamkeit geschenkt haben." 

Nach den Ausführungen der deutschen Delegations- 
leiterin wurde über den Antrag der Gruppe der Bun- 
desrepublik Deutschland abgestimmt. 

Für die Ziffern 41 bis 43 der Ergebnisse der Arbeits- 
gruppe und damit gegen den Antrag der deutschen 
Gruppe stimmten 70 Mitglieder, 26 stimmten dage- 
gen und fünf enthielten sich der Stimme. 

Im übrigen befaßte sich der Rat mit den Empfehlun- 
gen des Exekutivkomitees, denen der Bericht der 
Arbeitsgruppe, die der Rat in Managua eingesetzt 
hatte, zugrundelag. Die Arbeitsgruppe hatte sich mit 
den Folgemaßnahmen, den Resolutionen der Union, 
der Funktionsweise der Interparlamentarischen 
Konferenzen, Vorschlägen zur Änderung der Ge- 
schäftsordnung der Konferenz, der Frage gleicher 
Rechte und Verantwortlichkeiten zwischen Frauen 
und Männern und - wie dargelegt - mit den Vor- 
schlägen der Gruppe der Bundesrepublik Deutsch- 
land, Artikel 3, 11 und 19 der Statuten zu ändern, be- 
faßt. Der Interparlamentarische Rat faßte folgende 
Beschlüsse: 

In bezug auf die Weiterverfolgung der Entschließun- 
gen der Union 

Unter Feststellung der Tatsache, daß es für die 
Nationalen Gruppen von großer Bedeutung ist, 
alles in ihrer Macht Stehende zu tun, um die 
Durchsetzung der Entschließungen der Union zu 
fördern, empfahl der Rat, daß die Verwaltungsme- 
chanismen der Gruppen verstärkt werden und die 
Gruppen ihre Folgemaßnahmen intensivieren 
sollten, indem sie Rückgriff nehmen auf den vom 
Rat 1974 verabschiedeten Katalog der Sondermaß- 
nahmen. 

Der Rat bestätigte auch mit 70 gegen 25 Stimmen die 
Empfehlung des Exekutivkomitees, daß letzterer an- 
stelle des vom Rat 1985 vorgesehenen Zweijahres- 
Rhythmus einen Vierjahres-Rhythmus für die Eva- 
luierung der von den Gruppen ergriffenen Folge- 
maßnahmen einführen sollte. 

Schließlich beschloß der Rat auf Vorschlag der bel- 
gischen Delegation, die Empfehlung abzugeben, daß 
die Nationalen Gruppen ihre bilateralen Beziehun- 
gen durch Schaffung angemessener Freundschafts- 
gruppen ausbauen und die Einleitung oder Fortset- 
zung aller Formen des politischen Dialogs als Er- 
gänzung zu dem innerhalb der Gremien der Union 
stattfindenden Meinungsaustausch ermutigen 
sollten. Er hat ebenfalls den Ausbau der bilateralen 
Kontakte als eine Möglichkeit empfohlen, durch die 
die Gruppen mehr über die Arbeitsmethoden der an- 
deren Gruppen erfahren und damit die Methoden 
insgesamt verbessert werden könnten. 
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In bezug auf den Ablauf der Konferenzen der Union 

Der Rat führte einen ersten Meinungsaustausch 
über die weitreichenden, zu dieser Frage gemach- 
ten Vorschläge. Es wurde beschlossen, die Angele- 
genheit auf die Tagesordnung seiner nächsten Sit- 
zung zu setzen, damit die Nationalen Gruppen Zeit 
hätten, die Vorschläge eingehend zu untersuchen, 
wobei davon ausgegangen wird, daß diejenigen, die 
ihre Anmerkungen oder Kommentare schriftlich 
vorlegen wollen, dies auch tun werden, bevor die 
zuständigen Gremien der Union diese Punkte im 
Rahmen der 79. Konferenz erneut im Hinblick dar- 
auf überprüfen, so schnell wie möglich eine fun- 
dierte Entscheidung über die Angelegenheit zu 
erreichen. 

In bezug auf die vorgeschlagene Änderung, die In- 
terparlamentarischen Konferenzen jeweils im 
Herbst einzuberufen und ihnen von 1990 ab eine 
zehntägige Dauer (Beginn montags, endend mitt- 
wochs der darauffolgenden Woche) zugrundezule- 
gen, führten die Delegierten eine befürwortende 
und ablehnende Argumente enthaltende Debatte. 
Zusammen mit dieser geplanten Neuregelung sahen 
die Empfehlungen vor, zu Frühjahrskonferenzen von 
fünftägiger Dauer des Exekutivkomitees und des In- 
terparlamentarischen Rates zur Vorbereitung der In- 
terparlamentarischen Konferenzen einzuladen. Die 
Teilnehmer sollten sich aus den Mitgliedern des 
Exekutivkomitees und des Interparlamentarischen 
Rates zusammensetzen. 

Die vorgeschlagene Neuregelung fand unterschied- 
liche Aufnahme. Während sich ein großer Teil der 
Delegierten - nicht zuletzt aus Kostengründen - dem 
Inhalt der Empfehlungen anzuschließen bereit war, 
machten einige Gruppen darauf aufmerksam, zu- 
nächst die Auswirkungen der 1983 beschlossenen 
Änderung der Statuten, die zu dem heutigen Konfe- 
renzrhythmus geführt habe, abzuwarten und auszu- 
werten. Der stellvertretende Delegationsleiter, Abg. 
Dr, Uwe Holtz (SPD), sprach sich in diesem Sinne aus 
und machte folgende Ausführungen (Originalspra- 
che Englisch): 

„Die IPU hat vor drei Jahren ihre Arbeitsweise refor- 
miert und entsprechend die seit 1971 gültigen Statu- 
ten einer Totalrevision unterzogen. Man hat seither 
keine Zeit gehabt, die Ergebnisse dieser Reform in 
der Praxis ausreichend zu erproben und zu evaluie- 
ren. Jetzt erstrebt man erneut einen fundamentalen 
Wechsel und nähert sich der Praxis an, die vor der 
Reform bestand. Der Vorschlag, statt der zwei Jah- 
reskonferenzen eine Jahreskonferenz mit einer ent- 
sprechend verlängerten Dauer vorzusehen, hat na- 
türlich Vorteile, aber ebenso große Nachteile. Die 
Vorteile bestehen in einer intensiveren Arbeitswei- 
se, die Nachteile aber darin, daß man die durch die 
Praxis von zwei Konferenzen erzielte Kontinuität 
der Arbeit ausschaltet. Das gleiche gilt für die Größe 
der Delegationen. Zunächst hat man den Vorteil in 
einer Verkleinerung der Delegiertenanzahl gesehen, 
jetzt erblickt man in der Vergrößerung der Delega- 
tion Vorteile. 

Hinzutritt, daß die Arbeitsgruppe aus der bisherigen 
Praxis keine Vorschläge über eine Intensivierung 


der Rolle und Vertretung von Frauen in der Union 
gefunden bzw. getroffen hat. 

Die Union braucht einen größeren Zeitraum, die 
jetzt unterbreiteten Vorschläge zu untersuchen. Ich 
schließe mich dem Vorschlag des schwedischen De- 
legationsleiters Ericson an, eine endgültige Ent- 
scheidung über die Vorschläge der Arbeitsgruppe 
im Herbst des kommenden Jahres zu fällen." 

In bezug auf die Vorschläge der Gruppen der Arabi- 
schen Repubiik Syrien und der Niederiande zur Ände- 
rung bestimmter Artikei der Geschäftsordnung der 
Konferenz 

Nachdem der Exekutivausschuß und die Arbeits- 
gruppe die Ansicht vertreten hatten, daß es notwen- 
dig sei, den außergewöhnlichen Charakter von 
Dringlichkeitsanträgen auf Aufnahme eines zusätzli- 
chen Punktes in die Tagesordnung der Konferenzen 
beizubehalten, stimmte die Gruppe der Arabischen 
Republik Syrien zu, ihren zu Artikel 11.2 (b) vorge- 
schlagenen Änderungsantrag zurückzuziehen, mit 
dem die für die Aufnahme eines solchen Punktes er- 
forderliche Vierfünftelmehrheit in eine Zweidrittel- 
mehrheit umgewandelt werden sollte. 

Nach Erörterung der Empfehlungen des Exekutiv- 
komitees in bezug auf den Vorschlag der niederlän- 
dischen Gruppe zur Änderung von Artikel 23 der 
Geschäftsordnung der Konferenz entschied der Rat 
mit 92 gegen acht Stimmen der 78. Konferenz zu 
empfehlen, die vom Exekutivausschuß empfohlenen 
Änderungsanträge anzunehmen. 

In bezug auf gleiche Rechte für Mann und Frau 

Der Rat teilte die Ansichten des Exekutivausschus- 
ses in bezug auf das große Interesse an einer Unter- 
suchung zu dieser Frage und beschloß, daß in Zu- 
kunft solche Studien alle vier Jahre ausgearbeitet 
werden sollten. Er hat das Sekretariat gebeten, die 
Studie anläßlich der 79. Konferenz in Form einer 
IPU-Publikation herauszugeben, welche umfassen- 
de und aktuelle Informationen enthalten soll. Er er- 
suchte die Nationalen Gruppen dringend, diese Ver- 
öffentlichung - falls erforderlich - übersetzen zu las- 
sen und dafür Sorge zu tragen, daß sie auf nationaler 
Ebene in befriedigender Weise bekanntgemacht 
wird. 

In bezug auf den Vorschlag, die Artikel 3, 11 und 19 der 
Statuten der Union zu ändern 

Der Rat führte eine lebhafte Debatte über den Vor- 
schlag der Gruppe der Bundesrepublik Deutschland, 
die oben erwähnten Artikel der Statuten im Hin- 
blick auf die verstärkte Beteiligung von Frauen in 
den verschiedenen Gremien der Union zu ändern 
und bestätigte mit 70 gegen 26 Stimmen bei fünf Ent- 
haltungen die Ansicht des Exekutivausschusses, daß 
es Gründe dafür gebe, die beantragten Änderungen 
nicht zu akzeptieren. 

Der Rat ermutigte jedoch die nationalen Gruppen 
einstimmig, alle angemessenen Initiativen im Hin- 
blick darauf zu ergreifen, die Beteiligung von Frau- 
en am politischen Leben und am Entscheidungspro- 
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zeß ZU verbessern und ganz besonders den Einstieg 
von Frauen in führende Positionen innerhalb der 
Parlamente und damit auch in den nationalen Grup- 
pen zu erleichtern. 

Der Interparlamentarische Rat nahm sodann den Be- 
richt des Vorsitzenden des Sonderausschusses für 
die Verletzung von Menschenrechten an Parlamen- 
tariern, des indischen Abgeordneten S. N. Sinha ent- 
gegen. Der Bericht umfaßte die Sitzungsberatungen 
des Ausschusses während dessen Zusammenkunft 
im Juli in Genf sowie im Oktober in Bangkok. Abge- 
ordneter Sinha und sein Stellvertreter, der nieder- 
ländische Abgeordnete Klaas de Vries, waren auf 
der 38. Sitzung des Ausschusses im Juli 1987 in ihren 
Ämtern bestätigt worden. 

Der Vorsitzende berichtete über die Arbeit des Aus- 
schusses seit der 77. Interparlamentarischen Konfe- 
renz und legte dem Rat insgesamt 101 Fälle aus den 
Ländern Chile, Kolumbien, Indonesien, Somalia, 
Swasiland, der Türkei und der Sozialistischen Repu- 
blik Vietnam vor. 

Die dem Rat zugeleiteten Empfehlungsvorschläge 
für Resolutionsentwürfe wurden angenommen. Die 
Mitglieder des Sonderausschusses nutzten die 78. In- 
terparlamentarische Konferenz zu Gesprächen mit 
den Vertretern von acht Mitgliedsländern und ho- 
ben die besonderen Anstrengungen der Gruppen 
Australiens, Belgiens, Japans, Österreichs, Ungarns 
und der Niederlande sowie weiterer Gruppen her- 
vor, die wegen der Vertraulichkeit der Mitteilungen 
den Ausschuß persönlich unterrichtet hatten. 

Die Arbeit des Sonderausschusses wird mit Anteil- 
nahme und zustimmender Unterstützung des über- 
wiegenden Anteils der Mitgliedsländer begleitet. 
Auch die Delegation der Gruppe der Bundesrepu- 
blik Deutschland hatte - der in den letzten Jahren 
üblichen Praxis entsprechend - dem Ausschuß eine 
Mitteilung zugeleitet. In dieser Stellungnahme wur- 
de von Fällen berichtet, die deutschen Abgeordne- 
ten bei ihren Reisen ins Ausland wie auch bei Ge- 
sprächen im Inland übermittelt worden waren. Auf 
der 78. Interparlamentarischen Konferenz mag zur 
Unterstützung der Arbeit des Sonderausschusses si- 
cherlich die Behandlung des den Menschenrechten 
gewidmeten Tagesordnungspunktes beigetragen 
haben. Auch die Bemühungen von Ratspräsident 
Dr. Hans Stercken haben nicht nur die Bedeutung 
der Arbeit des Sonderausschusses herausgestellt, 
sondern auch zu größerer Einsichtsfähigkeit in die- 
sem schwierigen Bereich bei einigen der betroffenen 
Länder beigetragen. 

Der Interparlamentarische Rat verabschiedete auf 
Vorschlag des Exekutivkomitees die Tagesordnung 
für die in Guatemala-Stadt stattfindende 79. Inter- 
parlamentarische Konferenz (11. bis 16. April 1988). 
Diese Konferenz sieht die Beratung folgender The- 
menbereiche vor: 

- Frieden und Entwicklung in der Welt durch die 
Schaffung einer Atmosphäre des Vertrauens in 
den zwischenstaatlichen Beziehungen, auf de- 
ren Grundlage militärische Konzeptionen ver- 
abschiedet werden können, die einen aus- 
schließlich defensiven Charakter haben; 


- Förderung und Entwicklung von Umweltstrate- 
gien auf nationaler und weltweiter Ebene zur 
Verwirklichung einer dauerhaften Entwick- 
lung, gekoppelt mit der verstärkten Erhaltung 
des natürlichen und kulturellen Erbes der Welt. 

Auf Vorschlag der Gruppen der KSZE -Teilnehmer- 
staaten hatte das Exekutivkomitee einstimmig be- 
schlossen, dem Interparlamentarischen Rat zu emp- 
fehlen, eine Arbeitsgruppe mit dem Ziel, die Mög- 
lichkeit einer in alle KSZE-Teilnehmerstaaten durch 
das Fernsehen ermöglichten Übertragung einer De- 
batte über Fragen der Zusammenarbeit und Sicher- 
heit in Europa zu schaffen, einzurichten. 

Der Arbeitsgruppe sollten sechs Mitglieder aus je- 
weils zwei sozialistischen, zwei neutralen und zwei 
westlichen Staaten angehören. Die Mitglieder soll- 
ten zu einer ersten Arbeitssitzung im März 1988 in 
Genf zusammentreten, um Empfehlungen über die 
praktische Durchführung dieser auf eine Anregung 
der Gruppe der UdSSR zurückgehenden Vorschläge 
zu beraten. Die Gruppe soll sodann der 79. Interpar- 
lamentarischen Konferenz berichten. 

Der Rat stimmte der Empfehlung des Exekutivkomi- 
tees zu. 

Der Interparlamentarische Rat verfolgte eine weite- 
re, die Lage im Mittleren Osten betreffende, Emp- 
fehlung des Exekutivkomitees. In der in Managua/ 
Nicaragua auf der 77. Interparlamentarischen Konfe- 
renz verabschiedeten Resolution - soweit sie die 
Einberufung einer Nahost-Konferenz vorsah - war 
der Interparlamentarische Rat aufgefordert worden, 
einen parlamentarischen Ausschuß zur Unterstüt- 
zung der Bemühungen für eine erfolgreiche interna- 
tionale Friedenskonferenz über die Lage im Nahen 
Osten einzusetzen. Diesem Ausschuß sollten die Ab- 
geordneten A. Ghalanos (Zypern), N. C. Makombe 
(Simbabwe) und M. A. Martinez (Spanien) angehö- 
ren. Die Aufgabe des Ausschusses wird darin beste- 
hen, den Generalsekretär auf zuf ordern, 

- alle Nationalen Gruppen an die Entschließung 
der 77. Interparlamentarischen Konferenz zu er- 
innern, eine internationale Friedenskonferenz 
über den Mittleren Osten anzuberaumen und 
sie um Informationen über von ihnen eingeleite- 
te Folgemaßnahmen wie auch um weitere Beob- 
achtungen zu bitten, 

- sich an den Generalsekretär der Vereinten Na- 
tionen zu wenden und ihn aufzufordern, den 
Ausschuß über den gegenwärtigen Stand in die- 
ser Angelegenheit aus der Sicht der Vereinten 
Nationen zu unterrichten und ergänzende Stel- 
lungnahmen zuzuleiten. 

Der Bericht des Ausschusses wird dem Interparla- 
mentarischen Rat während der 142. Sitzung in Gua- 
temala-Stadt vorgelegt werden. 

V. Treffen der Parlamentarierinnen in der IPU 

Am 11. Oktober 1987 trafen 38 Parlamentarierinnen 
aus 24 Ländern zu einer ganztägigen Sitzung unter 
dem Vorsitz der thailändischen Abgeordneten, Frau 
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Supatra Masdit, zusammen. Parlamentarierinnen 
aus den folgenden Nationalen Gruppen nahmen an 
dem Treffen teil: 

Belgien, Bundesrepublik Deutschland, Volksrepu- 
blik China, Dänemark, Elfenbeinküste, Finnland, 
Guatemala, Irak, Islamische Republik Iran, Israel, 
Kamerun, Kanada, Luxemburg, Mexiko, Niederlan- 
de, Pakistan, Peru, Republik Korea, Senegal, Spani- 
en, Schweden, Thailand, UdSSR und Vietnam. Von 
der Delegation der Gruppe der Bundesrepublik 
Deutschland nahmen die Delegationsleiterin, Abg. 
Frau Leni Fischer, sowie die Abgeordneten Frau 
Dr. Helga Timm und Frau Ellen Olms an dem Tref- 
fen teil. 

Die Parlamentarierinnen behandelten Schwerpunk- 
te zur Stellung der Frau im politischen und parla- 
mentarischen, im wirtschaftlichen und sozialen Be- 
reich in ihren Ländern. Grundlage der Erörterungen 
waren unter anderem 

- der Bericht der Arbeitsgruppe, soweit dessen In- 
halt die Gleichheit von Rechten und Verant- 
wortlichkeiten zwischen Frauen und Männern 
sowie den Vorschlag zur Änderung der Statuten 
mit dem Ziel betraf, Frauen in die nationalen 
Delegationen einzubinden, 

- der Bericht des Generalsekretärs über die Tätig- 
keiten der Interparlamentarischen Union seit 
der 140. Sitzung des Interparlamentarischen Ra- 
tes in Managua/Nicaragua im April 1987, soweit 
dessen Inhalt die Gleichberechtigung von Frau- 
en und Männern und die damit in Zusammen- 
hang stehenden Arbeiten der Union betraf, 

~ der vom Generalsekretariat vorgelegte zusam- 
menfassende Bericht über die von den Nationa- 
len Gruppen übersandten Informationen zur 
Frage der Gleichheit von Rechten und Verant- 
wortlichkeiten von Männern und Frauen auf der 
Grundlage der zu dieser Frage verabschiedeten 
Resolutionen. 

Die Parlamentarierinnen behandelten den Inhalt 
dieser Berichte in folgenden Tagesordnungspunk- 
ten: 

- Möglichkeiten zur Verbesserung der Teilnahme 
der Frauen an den Aktivitäten der Interparlamen- 
tarischen Union 

- Vorschlag zur Änderung der Statuten der IPU 

- geschäftsordnungsmäßige Verankerungen der 
Treffen der Parlamentarierinnen in den Statu- 
ten 

- Beteiligung der Frauen am politischen und parla- 
mentarischen Leben sowie am Prozeß der Ent- 
scheidungsfindung 

- Bericht der Nationalen Gruppen zur Frage der 
Gleichheit von Rechten und Verantwortlichkeiten 
von Frauen und Männern 

- Studie über die Aufteilung der Sitze von Männern 
und Frauen in den nationalen Parlamenten 

- Vorbereitung eines Interparlamentarischen Sym- 
posiums 1988 über Fragen politischer und juristi- 


scher Maßnahmen zur Verhinderung der weltwei- 
ten Diskriminierung von Frauen. 

Bei Erörterung der Frage, in welcher Weise Frauen 
stärker in die Aktivitäten der IPU einbezogen wer- 
den könnten, gab der von dem finnischen Mitglied 
in der Arbeitsgruppe, Frau Ritva Laurila, erstattete 
Bericht den Anlaß für eine grundlegende Diskussion 
über die Rolle und Stellung der Frau innerhalb der 
IPU. Es wurde von mehreren Rednerinnen bemän- 
gelt, daß die Union trotz der Verpflichtung, alle die 
Frauen betreffenden Resolutionen und Konventio- 
nen der Vereinten Nationen zu beachten und den 
aufgestellten Zielsetzungen zu folgen, im eigenen 
Bereich die Stellung der Frau nicht ihrer Bedeutung 
gemäß einschätze. Hierfür spreche nicht allein die 
Ablehnung der von der Interparlamentarischen 
Gruppe der Bundesrepublik Deutschland beantrag- 
ten und auf eine Festigung der Rolle der Frau im po- 
litischen und parlamentarischen Leben abzielende 
Änderung der Geschäftsordnung. 

Hierzu zähle auch das Fehlen von Frauen in dem 
entscheidenden Lenkungsgremium der IPU, dem 
Exekutivkomitee. Zu beachten sei, daß nur vier 
Frauen auf dieser Konferenz Mitglieder des Inter- 
parlamentarischen Rates seien. Es gehe nicht an, daß 
die Mitgliedschaft von Frauen in den Lenkungsor- 
ganen, insbesondere im Exekutivkomitee, weiter 
ausgeklammert werde. Die Parlamentarierinnen 
sprachen sich dafür aus, bei zukünftigen Kandidatu- 
ren jeweils einen Parlamentarier und eine Parla- 
mentarierin zu benennen. Dieser Vorschlag wurde 
aufgegriffen, und es wurde festgelegt, daß bereits für 
die auf der 78. Interparlamentarischen Konferenz, 
spätestens jedoch für die auf der 79. Interparlamenta- 
rischen Konferenz anstehenden Wahlen eine Kandi- 
datin vorgeschlagen werden sollte. 

Dieser Vorschlag wurde später realisiert, und die 
Kandidatin, die guatemaltekische Abgeordnete, 
Frau M. Molina Rubio, wurde in das Exekutivkomi- 
tee gewählt. 

Nach Erstattung des Berichts der Arbeitsgruppe 
durch die finnische Abgeordnete Frau Ritva Laurila 
und nach Darlegung der Gründe, die zur Ablehnung 
des von der Gruppe der Bundesrepublik Deutsch- 
land unterbreiteten Antrags geführt hatten, wiesen 
mehrere Delegierte, insbesondere die luxemburgi- 
sche Abgeordnete, Frau Astrid Lulling, auf die Not- 
wendigkeit hin, der Empfehlung, die nationalen De- 
legationen aufzufordern, die Teilnahme der Frauen 
am politischen und parlamentarischen Leben zu ver- 
stärken, Nachdruck zu verleihen. Dies bezog sich 
insbesondere auf den verstärkten Zugang von Frau- 
en in die Parlamente. Die deutsche Delegationsleite- 
rin, Abg. Frau Leni Fischer, und die Delegierten, 
Frau Ellen Olms und Frau Dr. Helga Timm, erläu- 
terten die Gründe, die die deutsche Delegation seit 
der 75. Interparlamentarischen Konferenz in Mexi- 
ko-Stadt bewogen hatten, eine Änderung der Statu- 
ten zu beantragen. Abg. Frau Leni Fischer hob her- 
vor, daß die Entscheidung der Arbeitsgruppe den 
Belangen der Frau in erheblichem Ausmaß wider- 
spreche. Zu beachten sei, daß sich die Parlamenta- 
rierinnen auf mehreren Interparlamentarischen 
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Konferenzen einstimmig für die Änderung der Sta- 
tuten ausgesprochen hätten. 

Die luxemburgische Delegierte, Frau Astrid Lul- 
ling, unterstützte die Argumentation von Abg. Frau 
Leni Fischer und unterstrich, daß die Verwirkli- 
chung der Empfehlung der Arbeitsgruppe zwei Ka- 
tegorien von Mitgliedern in den Nationalen Grup- 
pen wie in der IPU schaffe: Jene, die den Zugang von 
Männern in jedem Falle sicherstelle und jene, die 
den Zugang von Frauen nur im Einzelfall ermögli- 
che. Die Tatsache, daß mehr als 50 Delegationen auf 
der 78. Interparlamentarischen Konferenz keine 
Frauen zu ihren Mitgliedern zählten, bestätige dies. 
Es bestand Übereinstimmung, an dem Inhalt des Än- 
derungsantrages der Interparlamentarischen Grup- 
pe der Bundesrepublik Deutschland festzuhalten 
und im Rat auf einer Abstimmung zu bestehen. 
Gleichzeitig sei eine Beschlußfassung darüber her- 
beizuführen, den Bericht der Arbeitsgruppe - soweit 
er die Stellung der Frau betreffe ~ zurückzuweisen. 
Entscheidend für diese Haltung der Parlamentarie- 
rinnen sei, daß man lediglich auf gleichen Rechten 
bestehe und dabei keinesfalls Sonderrechte für 
Frauen erstrebe. 

Mehrere Parlamentarierinnen berichteten über den 
Inhalt der von den jeweiligen Nationalen Gruppen 
dem Generalsekretariat zugeleiteten Berichte zur 
Frage der Gleichheit von Rechten und Verantwort- 
lichkeiten von Frauen und Männern. Die Delegati- 
onsleiterin der Sozialistischen Republik Vietnam, 
Frau Nguyen Thi Binh, hob die Qualität der von 
Frauen geleisteten Arbeit hervor, die in allen Berei- 
chen des staatlichen Lebens eine Rolle spiele und 
entsprechend in den internationalen Gremien ein- 
schließlich der IPU mehr Beachtung finden müsse. 
Die Vertreterin der Volksrepublik China, Frau 
Qiong Luo, hob die Rolle der Frau im wirtschaft- 
lichen Leben hervor und verwies auf den hohen 
Prozentsatz der in allen Berufen tätigen Frauen in 
ihrem Lande. Die Delegierte Pakistans, Frau Rachi- 
da Pasha Khuhro, unterstrich die Rolle und Aufgabe 
der Parlamentarierinnen für eine Friedenslösung 
zwischen den kriegführenden Parteien des Iran und 
des Irak. Der Krieg führe zu größerem Leiden nicht 
allein der beklagenswerten Soldaten, sondern insbe- 
sondere auch der Frauen und Kinder in beiden Län- 
dern. 


prozeß" zugrundezulegen, wurde angenommen. Der 
Generalsekretär wurde beauftragt, die erforder- 
lichen Vorbereitungen zu treffen. 

VI. Sitzung der Delegationen der KSZE-Teilneh- 
merstaaten 

Am 14. Oktober 1987 traten die Delegierten aus den 
Staaten, die die Schlußakte von Helsinki unter- 
schrieben haben, zu ihrer traditionellen Sitzung zu- 
sammen. Auf Vorschlag des österreichischen Dele- 
gierten, Dr. Hans Hesele, wurde die deutsche Dele- 
gationsleiterin, Abg. Frau Leni Fischer, zur Vorsit- 
zenden gewählt. 

Die Delegierten nahmen den Bericht des General- 
sekretärs Pierre Cornillon über die seit Ende der 
VI. Interparlamentarischen Konferenz über europäi- 
sche Zusammenarbeit und Sicherheit in Bonn 1986 
von den Nationalen Gruppen getroffenen Folge- 
maßnahmen und Aktivitäten entgegen. Die Inter- 
parlamentarische Gruppe der Bundesrepublik 
Deutschland hatte den im Anhang abgedruckten Tä- 
tigkeitsbericht (Punkt 3) dem Generalsekretariat 
übersandt. Darüber hinaus wurde der Inhalt der Tä- 
tigkeitsberichte der Gruppen Belgiens und der 
CSSR - beide Gruppen waren in eine intensive Zu- 
sammenarbeit seit der letzten Sitzung in Managua 
eingetreten, wobei die Entfernung aller Mittel- 
streckenwaffen aus Europa im Vordergrund der Ge- 
spräche stand - sowie Rumäniens und des Vereinig- 
ten Königreichs vorgetragen. 

Der Generalsekretär stellte fest, daß die Verwirkli- 
chung des Inhalts der Bonner Schlußresolutionen 
von allen Teilnehmerstaaten mit Ernsthaftigkeit und 
Nachdruck betrieben werde. Während des allgemei- 
nen Gedankenaustausches über Verbesserung der 
Zusammenarbeit im KSZE-Bereich verwies der bel- 
gische Delegierte, Abg. Robert Urbain, auf die in 
den Gesprächen mit der Delegation der CSSR erör- 
terte Möglichkeit und Notwendigkeit, den Zeit- 
rhythmus zwischen den Interparlamentarischen 
Konferenzen über europäische Zusammenarbeit und 
Sicherheit von bisher drei auf nunmehr zwei Jahre 
zu verkürzen. Auf diese Weise könnten - wie der 
tschechische Delegierte, Abg. Bohuslav Kucera, un- 
terstrich - Kontakte entsprechend den Zielen der 
Schlußakte von Helsinki und der Schlußresolutio- 
nen von Bonn durch die Parlamentarier verstärkt 
und der Prozeß der Entspannung beschleunigt wer- 
den. Der österreichische Delegierte, Abg. Dr. Fritz 
König, hob hervor, es müsse die Gleichbehandlung 
des Inhalts aller drei Körbe der Schlußakte bei den 
zu ergreifenden Maßnahmen und Gesprächen ge- 
währleistet sein. Eine alle zwei Jahre stattfindende 
Konferenz könne sich intensiver der Entwicklung 
der zu treffenden Maßnahmen widmen. Auch das 
deutsche Delegationsmitglied, Abg. Prof. Dr. Hart- 
mut Soell, begrüßte es, wenn die KSZE-Konferen- 
zen alle zwei Jahre stattfinden könnten. 

Breiten Raum nahm sodann die Erörterung des Vor- 
schlages des stellvertretenden sowjetischen Delega- 
tionsleiters Yuri A. Izrael, ein, eine Diskussion über 
Fragen der Zusammenarbeit und Sicherheit in Euro- 
pa in Form einer gleichzeitig in alle KSZE-Teilneh- 


Abschließend einigten sich die Parlamentarierinnen 
darauf, dem Generalsekretariat den bereits auf der 
77. Interparlamentarischen Konferenz gefaßten Ent- 
schluß zu unterbreiten, 1988 oder 1989 ein Interparla- 
mentarisches Symposium zur Stellung der Frau un- 
ter rechtlichen und politischen Gesichtspunkten zu 
veranstalten. Eine international Beachtung findende 
Diskussion sei erforderlich, in deren Verlauf auch 
das Verhalten der Interparlamentarischen Union 
Frauen gegenüber zum Ausdruck gebracht werden 
müsse. Hierbei sei auch darauf einzugehen, daß trotz 
aller Resolutionen im internationalen Bereich For- 
men der Unterdrückung von Frauen weltweit zu be- 
obachten seien. Der Vorschlag der vietnamesischen 
Delegationsleiterin, Frau Nguyen Thi Binh, dem 
Symposiüm das Thema „Teilnahme von Frauen im 
politischen und parlamentarischen Entscheidungs- 
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merstaaten auszustrahlenden Fernsehsendung für 
1989 vorzubereiten („three-way televised debate on 
questions relating to co-operation and security in 
Europe"). Der Vorschlag der Gruppe der UdSSR, eine 
Arbeitsgruppe einzusetzen, die sich aus je zwei Ver- 
tretern der Warschauer-Pakt-Staaten, der neutralen 
Länder und der westlichen Länder zusammensetze, 
deren Aufgabe es sei, die Möglichkeit eines solchen 
Versuches organisatorisch vorzubereiten, stimmten 
die Delegierten zu. Die Empfehlung, daß die Ar- 
beitsgruppe sich im März 1988 in Genf zusammen- 
setze, um Vorschläge für die 79. Interparlamentari- 
sche Konferenz auszuarbeiten, wurde angenommen. 
Der Vorschlag der sowjetischen Gruppe fand über- 
wiegend eine äußerst positive Resonanz; die Delega- 
tionen der Bundesrepublik Deutschland, Kanadas, 
Spaniens, Rumäniens, des Vereinigten Königreichs 
und der Vereinigten Staaten unterstützten die Emp- 
fehlung nachhaltig. 

Die Gruppe Kanadas bot an, sich an den technischen 
Vorbereitungen zu beteiligen, und schlug vor, sich 
baldmöglichst über ein Thema für diese Diskussion 
abzustimmen. Der kanadische Senator Lome Bon- 
neil sah in der Erörterung einer nuklearwaffenfreien 
Zone in der Arktis ein für eine solche Femsehdiskus- 
sion äußerst geeignetes Thema. 

Für die sowjetische Delegation sei, wie der Delega- 
tionsleiter zum Ausdruck brachte, insbesondere 
auch bedeutsam, daß die Parlamente, d. h. die Parla- 
mentarier, mit der Verwirklichung dieses Vorschla- 
ges ihre Verantwortung für die Zusammenarbeit und 
Sicherheit in Europa neben derjenigen der Regie- 
rung stärker zum Ausdruck bringen könnten. 

Der französische Delegationsleiter, Senator Andre 
Fosset, betonte, daß rechtzeitig Klarheit über den 
Inhalt der beabsichtigten Femsehdiskussion beste- 
he. Es müsse eine echte Diskussion gewährleistet 
sein. Man könne nicht nur die Schlußfolgerungen, 
die die nationalen Gruppen für verbindlich ansehen, 
darlegen. 

Die Delegierten der polnischen Gruppe trugen den 
Vorschlag des Marshalls des polnischen Sejm vor, ei- 
ne Sitzung der Präsidenten der Parlamente der 
KSZE-Teilnehmerstaaten in Warschau im Herbst 
1988 oder im Frühjahr 1989 anzuberaumen. Dieser 
Vorschlag war ausgehend von dem Inhalt der Bon- 
ner Schlußresolutionen von 1986 mit dem Ziel unter- 
breitet worden, dem KSZE-Prozeß durch die Parla- 
mente weitere Impulse zu verleihen. Der polnische 
Marshall des Sejms hatte in seinem den Präsidenten 
der Parlamente der KSZE-Staaten unterbreiteten 
Schreiben die Überzeugung zum Ausdruck ge- 
bracht, daß die Völker Europas mehr verbinde als 
teile, und daß die zunehmende Abhängigkeit zwi- 
schen den Staaten auf natürliche Weise im heutigen 
internationalen Leben Wurzeln schlüge. Ein Beispiel 
dafür seien Prozesse, die sich aufgrund der KSZE- 
Schlußakte vollzögen und den Völkern bereits viel 
Gutes gebracht hätten. Der Leitgedanke des geplan- 
ten Treffens der Parlamentspräsidenten der Teilneh- 
merstaaten der KSZE-Schlußakte in Warschau be- 
stehe darin, kühn in die Zukunft Europas als Ganzes 
zu blicken. Hierbei sei davon auszugehen, das ge- 


meinsame europäische Erbe zu festigen, Besonder- 
heiten und Unterschiede zu achten, die Hauptpro- 
bleme der Gegenwart in Angriff zu nehmen, deren 
gegenseitige Abhängigkeit und weltweite Bedeu- 
tung über die Trennlinien, die sich aus der Existenz 
politischer und Militärblöcke und aus Systemunter- 
schieden ergäben, hinauswüchsen. Zu diesen Proble- 
men gehörten Bestrebungen, Einschüchterungsmit- 
tel zu reduzieren, vertrauensbildende Maßnahmen 
und Zusammenarbeit zu verstärken und gemeinsam 
Sicherheit zu schaffen. Dies beinhalte unter anderem 
auch eine ökonomische, technologische, ökologi- 
sche und die Ernährung betreffende Sicherheit so- 
wie Fragen einer umfassenden kulturellen und wis- 
senschaftlichen Zusammenarbeit. 

Der polnische Marshall des Sejms hatte darüber hin- 
aus in seinem Schreiben die Auffassung zum Aus- 
druck gebracht, daß „die Parlamente als die umfas- 
sendsten Volksvertretungen die brennende Heraus- 
forderung der Gegenwart und die Verbesserung des 
internationalen Klimas, eine neue Philosophie des 
Denkens und Handelns bei der Suche nach einer Lö- 
sung der internationalen Probleme zu fördern", auf- 
greifen müßten. 

Die Erörterung des Vorschlags stand im Schatten des 
von dem stellvertretenden sowjetischen Delegati- 
onsleiter, Yuri A. IzraeL unterbreiteten Vorschlags. 
Auf den Inhalt des polnischen Vorschlags gingen da- 
her lediglich die Delegationen Irlands, Norwegens, 
Österreichs und Schwedens ein. 

In den Stellungnahmen dieser Delegationen wurde 
die mangelnde Einflußmöglichkeit der Parlaments- 
präsidenten auf die Weiterführung und -entwick- 
lung des KSZE-Prozesses zum Ausdruck gebracht. 
Den Parlamentspräsidenten obliege es nicht, politi- 
sche Funktionen auszuüben. Es gebe wirksamere 
Wege, die Parlamente - sofern darauf der polnische 
Vorschlag abziele - in den KSZE-Prozeß einzubin- 
den. Hierbei gelte es, den ebenfalls unterbreiteten 
Vorschlag zu realisieren, daß die Konferenzen über 
europäische Zusammenarbeit und Sicherheit zu- 
künftig alle zwei Jahre stattfinden sollten. Weiter 
stelle sich die Frage, aus welchen Gründen davon 
abgesehen werde, Parlamentarier in die Regierungs- 
delegationen aufzunehmen. Auf diese Weise könne 
die von der polnischen Seite angestrebte Zielset- 
zung besser verwirklicht werden. Wenn man nach 
Möglichkeiten einer verstärkten Einwirkung der 
Parlamentarier auf den KSZE-Prozeß suche, biete 
sich jedenfalls nicht als vordringlich eine Konferenz 
der Parlamentspräsidenten an. 

Grundsätzlich bestand bei allen Delegationen eine 
starke Bereitschaft, alle zu positiven Ergebnissen 
führenden Schritte im KSZE-Bereich einzuleiten. 
Hierfür sprach auch, daß die Delegationen die von 
der Arbeitsgruppe angestellten Überlegungen über 
die Folgemaßnahmen und die Verwirklichung des 
Inhalts der Resolutionen, die eine Beschleunigung 
aller im KSZE-Prozeß ergriffenen Maßnahmen for- 
derten, voll unterstützten. Gleichwohl wurde als 
schwierig angesehen, eine Mehrheit im Rahmen der 
sich in der Interparlamentarischen Union treffenden 
Delegationen der KSZE-Teilnehmerstaaten für den 
polnischen Vorschlag zu erreichen. 


24 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/1491 


Die Delegierten kamen überein, während der 79. In- 
terparlamentarischen Konferenz in Guatemala-Stadt 
erneut zusammenzutreffen, insbesondere auch, um 
die Vorschläge der Arbeitsgruppen in bezug auf die 
von der sowjetischen Delegation unterbreitete Emp- 
fehlung zu diskutieren. 

VII. Sitzungen der Gruppe der Zwölf plus 

Unter dem Vorsitz des spanischen Ratsmitglieds, 
Abg. Miguel Angel Martinez, traten die Delegier- 
ten der Gruppe der Zwölf plus am 9., 13., 14., 15. und 
16, Oktober zu Sitzungen zusammen. Von der Inter- 
parlamentarischen Gruppe der Bundesrepublik 
Deutschland nahmen die Delegationsleiterin, Abg. 
Frau Leni Fischer, sowie der stellvertretende Dele- 
gationsleiter, Abg. Dr. Uwe Holtz, teil. Zu einigen 
Sitzungen waren auch Abg. Reinhard Freiherr von 
Schorlemer, Abg. Frau Dr. Helga Timm und Abg. 
Prof. Dr. Hartmut Soell gebeten worden. 

Die Mitglieder der Gruppe erörterten bei Diskussion 
der Tagesordnung der 78. Interparlamentarischen 
Konferenz zunächst die Frage, welchem der Anträge 
auf Behandlung als zusätzlicher Tagesordnungs- 
punkt seitens der westlichen Länder der Vorzug ge- 
bühre. Sie erzielten Einigkeit darin, sich für einen 
den Golfkrieg betreffenden und von den Interparla- 
mentarischen Gruppen der Islamischen Republik 
Iran und des Irak eingebrachten zusätzlichen Ta- 
gesordnungspunktes zu entscheiden. Hierbei sollte 
versucht werden, wie der Vorsitzende es zum Aus- 
druck brachte, beide Tagesordnungspunkte zu 
einem Thema zu verbinden. (Diesem Vorschlag folg- 
te die Konferenz später einstimmig.) Diese Entschei- 
dung wurde durch den deutschen stellvertretenden 
Delegationsleiter, Abg. Dr. Uwe Holtz, nachhaltig 
beeinflußt. Dr. Holtz - einen kanadischen Vorschlag 
aufgreifend - wies darauf hin, daß man mit Erörte- 
nmg dieses Themas der Isolierung des Iran weltweit 
wie in der IPU entgegentreten und möglicherweise 
eine Änderung in bezug auf die Beachtung der Reso- 
lutionen des Sicherheitsrates in der iranischen 
Außenpolitik erreichen könne. Es müsse versucht 
werden, sich auf einen Themenvorschlag festzule- 
gen, der Zielsetzung und Interessen beider Antrag- 
steller zu vereinigen in der Lage sei. 

Auf Vorschlag der Gruppe Kanadas trafen sich die 
Delegationen der Bundesrepublik Deutschland, 
Frankreichs, Italiens und des Vereinigten König- 
reichs zu Gesprächen mit dem Ziel zu untersuchen, 
ob die Möglichkeit bestehe, einen gemeinsamen Re- 
solutionsentwurf der westlichen Länder zu den bei- 
den ordentlichen Tagesordnungspunkten einzubrin- 
gen. Es stellte sich heraus, daß dies nicht der Fall 
war mit der Folge, daß jede nationale Gruppe den 
eigenen Resolutionsentwurf aufrecht erhielt. 

Die Gruppe erörterte eingehend die Vorschläge der 
Kandidaten für die Mitgliedschaft im Exekutivkomi- 
tee. 

Nachdem im Verlaufe der Konferenz feststand, daß 
die guatemaltekische Abgeordnete, Frau M. Molina 
Rubio, kandidieren würde, entschied sich die Grup- 
pe, die Kandidatur von Frau Molina zu unterstützen. 
Im Zusammenhang mit dieser Kandidatur befaßte 


sich die Gruppe mit dem Bericht der auf der 77. In- 
terparlamentarischen Konferenz eingesetzten Ar- 
beitsgruppe unter Vorsitz des Ratspräsidenten 
Dr. Hans Stercken, soweit er den deutschen Vor- 
schlag auf Änderung der Statuten betraf (s. Ab- 
schnitte IV und V). Eine überwiegende Meinung, 
von einer obligatorischen Einbindung der Parla- 
mentarierinnen in die nationalen Delegationen ab- 
zusehen, wurde erkennbar. Im übrigen wurde unter- 
strichen, daß der Bericht der Arbeitsgruppe über die 
gleichen Rechte und Verantwortlichkeiten der Frau- 
en Unterstützimg und Zustimmung verdiene. 

Die Vorschläge der Arbeitsgruppe, soweit sie die 
Gestaltung zukünftiger Interparlamentarischer Kon- 
ferenzen betrafen, fanden keine ungeteilte Zustim- 
mung. Zwar wurde anerkannt, daß die Kostenseite 
bei einem großen Teil der nationalen Gruppen ein 
Anlaß sei, nur eine Interparlamentarische Konferenz 
jährlich vorzusehen. 

Die Dauer einer zehntägigen Konferenz wurde als zu 
lang angesehen. Abg. Dr. Uwe Holtz hob hervor, daß 
man die mit den 1983 getroffenen Statutenänderun- 
gen verbundenen Erfahrungen bisher nicht ausge- 
wertet habe. Auf keinen Fall könne schon aus die- 
sem Grunde zu den Vorschlägen weder auf der ge- 
genwärtigen noch auf der kommenden Konferenz 
eine Entscheidung getroffen werden. Ein Vorteil 
könne, so führten die Delegierten der belgischen 
Gruppe aus, darin liegen, daß die vorgeschlagene 
Neuregelung die Teilnahme von zwölf Delegierten 
jeder Gruppe zulasse. Damit könne jüngeren Parla- 
mentariern die Gelegenheit eingeräumt werden, im 
interparlamentarischen Bereich verstärkt Erfahrung 
zu sammeln. Es überwogen gleichwohl skeptische 
Stimmen wegen der durch die Dauer der Konferenz 
verursachten hohen Kosten. 

Die Delegierten aller nationalen Gruppen sprachen 
sich für eine sorgfältige Erörterung der Vorschläge 
im Interparlamentarischen Rat aus. 

Die Gruppe legte fest, welche westlichen Länder in 
den drei Redaktionsausschüssen vertreten sein soll- 
ten. Man einigte sich auf die Kandidaten, sofern die 
Empfehlung des spanischen Vorsitzenden verwirk- 
licht werden könnte. Im Redaktionsausschuß zum 
Tagesordnungspunkt 5 (Menschenrechte, Flüchtlin- 
ge) sollten Delegierte der Gruppen der Bundesrepu- 
blik Deutschland, Frankreichs, Italiens, der Schweiz 
und des Vereinigten Königreichs sowie ein Vertreter 
der nordischen Länder mitarbeiten. Im Redaktions- 
ausschuß zum Tagesordnungspunkt 6 (Unabhängig- 
keit für Gebiete mit Kolonialstatus, Abschaffung der 
Apartheid und des Rassismus) sollten Delegierte der 
Gruppen der Niederlande, Spaniens und des Verei- 
nigten Königreichs vertreten sein. Die Delegation 
der USA hatte Wert darauf gelegt, dem Redaktions- 
ausschuß zum Thema des zusätzlichen Tagesord- 
nungspunktes (Golfkrieg) anzugehören. Die Gruppe 
sprach sich weiter für eine Mitgliedschaft Belgiens, 
Italiens und Schwedens im Redaktionsausschuß zu 
diesem Tagesordnungspunkt aus. 

Den Redaktionsausschüssen gehörten nach Konsti- 
tuierung am 14. Oktober Delegierte folgender Grup- 
pen an: 


25 



Drucksache 11/1491 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Redaktionsausschuß zum Tagesordnungspunkt 5: (11. 
Ausschuß) Ägypten, Bulgarien, Dänemark, Deutsche 
Demokratische Republik, Frankreich, Kamerun, 
Simbabwe, Thailand, USA und UdSSR. 

Zum Vorsitzenden dieses Ausschusses wurde der 
französische Abgeordnete Yves Tavernier gewählt. 

Redaktionsausschuß zum Tagesordnungspunkt 6: IV. 
Ausschuß: Ägypten, Algerien, Angola, Argentinien, 
Indien, Indonesien, Kanada, Kuba, Marokko, Nieder- 
lande, Simbabwe, Spanien und Vereinigtes König- 
reich, 

Zum Vorsitzenden wurde der Abgeordnete A. Nuis 
aus den Niederlanden gewählt. 

Ausschuß für den zusätzlichen Tagesordnungspunkt 
(Lage im Golf): Algerien, Argentinien, Belgien, Bun- 
desrepublik Deutschland, Indien, Italien, Jugosla- 
wien, Polen und Senegal. 

Als Vorsitzender fungierte der Vorsitzende des Poli- 
tischen Ausschusses, der spanische Abgeordnete Mi- 
guel Angel Martinez. 

Während der Erörterungen innerhalb der Gruppe 
der Zwölf plus zu den Beratungen des II. Ausschus- 
ses sprach die deutsche Delegationsleiterin, Abg. 
Frau Leni Fischer, den Inhalt der Rede des dä- 
nischen Abgeordneten Leif Hermann von der Sozia- 
listischen Dänischen Volkspartei an. Der dänische 
Abgeordnete hatte in seiner Rede im Plenum der 
Konferenz am 13. Oktober 1987 der Bundesrepublik 
Deutschland vorgeworfen, gegen die Gewährlei- 
stung von Menschenrechten zu verstoßen, weil in 
der Bundesrepublik Deutschland ein „Berufsverbot“ 
praktiziert werde. Abg. Frau Leni Fischer teilte mit, 
in ihren Ausführungen in der Generaldebatte auf die 
Unhaltbarkeit dieser Aussage hinzuweisen. Die 
Delegierten unterstützten die Ausführungen von 
Abg. Frau Fischer nachhaltig. 

Die Gruppe sprach sich weiter dafür aus, die Wieder- 
wahl des stellvertretenden Vorsitzenden des IV. 
Ausschusses, Abg. Dr. Uwe Holtz, vorzuschlagen. 
Als Vertreter der Gruppe der Zwölf plus in der Ar- 
beitsgruppe, die sich mit der Vorbereitung einer in- 
ternationalen Friedenskonferenz über den Mittleren 
Osten befaßt, schlugen die Delegierten den Vor- 
sitzenden, Abg. Miguel Angel Martinez, vor. 

Zu den Empfehlungen der auf der 79. Interparlamen- 
tarischen Konferenz zu behandelnden Themen spra- 
chen sich die Delegierten dafür aus, den Vorschlä- 
gen der Gruppen Kanadas und der Schweiz zu fol- 
gen. Beide Gruppen hatten Themenvorschläge un- 
terbreitet: 

Die Beiträge der Parlamente 

(i) zur Förderung und Umsetzung langfristiger 
Umweltstrategien zur Herbeiführung einer 
dauerhaften Entwicklung, insbesondere jener 
Strategien, die im Bericht der Weltkommissi- 
on zu Umwelt und Entwicklung (Brundtland- 
Kommission) angeführt werden; 

(ii) zur Erkenntnis der Bedeutung einer dauerhaf- 
ten Entwicklung sowohl für Industrieländer 
als auch für Entwicklungsländer; 


(iii) zur Festlegung einer nationalen Politik, um 
die Voraussetzung für eine Gesetzgebung zu 
schaffen, die eine dauerhafte Entwicklung der 
natürlichen Ressourcen in Verbindung mit 
umweltpolitischen Zielen und weiteren Ziel- 
setzungen im Bereich des Transportwesens, 
der Energie, der Land- und Forstwirtschaft, 
der Bevölkerung, der Gesundheit und des 
wirtschaftlichen Lebens gewährleistet; 

(iv) zur Erkenntnis des weltweiten Ausmaßes von 
Umweltproblemen und der dringenden Not- 
wendigkeit einer Verstärkung der internatio- 
nalen Zusammenarbeit, einschließlich der 
Ausarbeitung eines internationalen Gesetzge- 
bungsrahmens und der Durchführung von 
Änderungen in bezug auf die Mandate der 
UN-Organisationen. (Kanada) 

Der Beitrag der Parlamente 

zur Erhöhung der Sicherheit auf der Welt durch 
ein gemeinsames Anstreben rein defensiver Mili- 
tärdoktrinen in allen Nationen. (Schweiz) 

Die Vorschläge Kanadas und der Schweiz fanden 
Eingang in die Formulierung der später vom Inter- 
parlamentarischen Rat und von der Interparlamenta- 
rischen Konferenz verabschiedeten Themen, 

Die Gruppe erörterte abschließend den auf der Sit- 
zung der KSZE -Teilnehmerstaaten am 14. Oktober 
1987 unterbreiteten Vorschlag der Gruppe der 
UdSSR, eine Fernsehdiskussion über Fragen des 
weiteren KSZE-Prozesses in den Teilnehmerstaaten 
vorzubereiten. Es wurde entschieden, daß die Grup- 
pen Kanadas, Spaniens, des Vereinigten Königreichs 
und der USA Übereinstimmung darüber erzielen 
sollten, wer in den Vorbereitungsausschuß als west- 
licher Vertreter entsandt werden sollte. Man einigte 
sich auf den britischen Delegierten, Abg. Michael 
Marshall, sowie auf den Delegationsleiter der USA, 
Kongreßabgeordneter Claude Pepper. 

Der französische Delegationsleiter, Senator Andr^ 
Fosset, verwies auf die Notwendigkeit, die Vorbe- 
reitungen rasch in ein konkretes Stadium zu führen. 
Die Verwirklichung des sowjetischen Vorschlages 
sollte nicht zu lange dauern. Der amerikanische De- 
legationsleiter, Congressman Claude Pepper, unter- 
stützte die Verwirklichung des sowjetischen Vor- 
schlages nachhaltig. 

Mit dem Ende der Konferenz stellte der Vorsitzende, 
Abg. Miguel Angel Martinez, fest, daß nunmehr der 
Vorsitz an die Gruppe Norwegens übergehe. In ei- 
nem Rückblick stellte er die Entwicklung der Arbeit 
der Gruppe der Zwölf plus in den letzten Jahren dar. 
Der neue Vorsitzende, der norwegische Delegations- 
leiter Carl Fr. Lowzow, dankte der spanischen 
Gruppe für die geleistete Arbeit und sagte zu, nach 
besten Kräften die Entwicklung der Gruppe voran- 
zutreiben. 

VIII. Zusammenfassung 

Die Themenstellimg - soweit die ordentlichen Ta- 
gesordnungspunkte betroffen sind - der 78. Interpar- 
lamentarischen Konferenz verdeutlichte, daß Men- 
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schenwürde, Menschenrechte und menschliche 
Grundfreiheiten überall und für alle Menschen auf 
der Welt gelten, deren Einhaltung jedoch in zahlrei- 
chen Ländern nicht gewährleistet ist. In den Beiträ- 
gen der Delegierten aus den 108 Mitgliedsländern 
der Union kam zum Ausdruck, daß weltweit und täg- 
lich Menschen erniedrigt, unterdrückt, gefoltert, po- 
litisch verfolgt und vertrieben werden. Ebenso klar 
wurde erkennbar, daß Erniedrigung, Unterdrük- 
kung, Folterung, politische Verfolgung und Vertrei- 
bung auch in Mitgliedsländern der Union Teil und 
traurige Wirklichkeit des politischen und mensch- 
lichen Alltags sind. Wenn hunderttausende entrech- 
teter und geprügelter Menschen vor Menschen- 
rechtsverletzungen aus ihrer Heimat fliehen müssen, 
welchen Sinn ergibt dann eine von den Parlamenta- 
riern auf weltweiter Ebene veranstaltete Konferenz, 
die sich als vornehmstes Ziel gesetzt hat, einen Bei- 
trag der Parlamente gerade für das Schicksal dieser 
Menschen zu leisten? 

Die Themenstellung hat auch verdeutlicht, daß das 
Bewußtsein von der Gemeinsamkeit der im weltwei- 
ten Maßstab zu bewältigenden Aufgaben gestärkt 
werden muß. Dieses Bewußtsein erfährt jedoch bei 
Interpretation des Inhalts der den Konferenzthemen 
zugrundeliegenden Problematik eine unterschied- 
liche Auslegung. Das Festhalten an der jeweiligen 
Auslegung läßt letztlich kaum noch eine Gemein- 
samkeit zu. Jedenfalls keine Gemeinsamkeit, die das 
Schicksal jener Elenden, deren traurige Existenz 
den versammelten Parlamentariern die Grundlage 
ihrer Beratungen abgibt, zu bessern in der Lage ist. 
Am besten kennzeichnete diesen Zwiespalt die Rede 
des amerikanischen Kongreßabgeordneten Ron De 
Lugo (Demokrat), dessen Wahlkreis die amerika- 
nisch verwalteten Jungferninseln sind. Eingehend 
auf die in der Resolution zum Tagesordnungspunkt 6 
getroffene Feststellung, die Interparlamentarische 
Konferenz sei tief besorgt über die auf den US- Jung- 
ferninseln vorherrschende koloniale Situation, legte 
er in einer äußerst engagierten Rede den Delegier- 
ten die völlige Unsinnigkeit dieser Textstelle und 
deren politisch-parlamentarische Bedeutungslosig- 
keit vor. Der Kongreßabgeordnete fragte in seinen 
Ausführungen die Delegierten, ob auch nur einem 
der Teilnehmer bekannt sei, daß ein Bewohner der 
Jungferninseln die Unabhängigkeit von den USA 
erstrebe. Wer gebe der Versammlung das Recht, für 
seine Heimat eine Unabhängigkeit zu fordern, die 
dort niemand wolle. Sofern die Bevölkerung die Un- 
abhängigkeit erstrebe, wären die Vereinigten Staa- 
ten bereit, diese ohne Zögern sofort zu gewähren. 
Die Frage stelle sich weiter, in welcher Weise man 
die Frage der Apartheid in Südafrika, gegen die sich 
sein Land klar ausgesprochen habe, mit der Situa- 
tion auf den Jungferninseln vergleichen wolle. Er sei 
in seinem Wahlkreis mit mehr als 90 % der Stimmen 
gewählt worden. Mehrfach sei er in seinem Amt be- 
stätigt worden. Wenn diese Versammlung, die 78. In- 
terparlamentarische Konferenz, ihm vorwerfe, ein 
Vertreter einer Kolonie zu sein, und ihn in einem 
Atemzuge mit der Regierung des Apartheidstaates 
nenne, dann sei dies ein geeigneter Weg, die IPU 
„kaputtzumachen". Er könne das Verhalten der Kon- 
ferenz nur als beschämend bezeichnen. 


Die Resolution sei, wie es ein weiterer Delegierter 
ausdrückte, einseitig und wegen der Verurteilung 
nutzlos. Nutzlos vielleicht auch deswegen, weil eini- 
ge der betroffenen Staaten, zum Beispiel Südafrika, 
nicht Mitglied der Union seien. Die Resolution finde 
dort keinen Widerhall, wo dieser gerade am größten 
sein müßte. 

Resolutionen jedoch, die weder bei Parlamenten 
noch bei Regierungen Chancen haben, aufgegriffen 
und verwirklicht zu werden, helfen nicht weiter. 
Daran vermag auch die Einstimmigkeit bzw. große 
Mehrheit, mit der die Resolutionen durch die 78. In- 
terparlamentarische Konferenz angenommen wur- 
den, nichts zu ändern. Die Konferenz ließ offen, ob 
letztlich ein konstruktiver Beitrag der Parlamente 
geleistet werden kann und ob sie imstande sind, die 
- wie der König von Thailand und Ratspräsident 
Dr. Hans Stercken es zum Ausdruck brachten - vor- 
nehmste Aufgabe der Parlamentarier, den Völkern 
aller Rassen, Nationalitäten und Religionen ein ge- 
meinsames Leben in Freiheit, Wohlstand und Glück, 
verbunden mit der Chance zu Entwicklung und 
Fortschritt zu sichern, zu erfüllen. 

Gleichwohl kann man als Erfolg verbuchen, daß die 
Konferenz die ihr obliegenden Aufgaben zur Frie- 
denssicherung durch die Beratung und Verabschie- 
dung einer Resolution zur Erreichung eines umfas- 
senden und gerechten Friedens zwischen dem Irak 
und der Islamischen Republik Iran und zur Siche- 
rung der Schiffahrt im Golf unterstrich. Durch die 
Tatsache, daß das Einverständnis beider kriegfüh- 
renden Staaten - die, wie jedes kriegführende Mit- 
glied der Interparlamentarischen Union gegen Geist 
und Zielrichtung der Gründerväter und der Statuten 
der Union verstoßen, die Frage wurde auch gestellt, 
ob man beide Staaten, solange sie Krieg führten, aus 
der Union ausschließen sollte - zur Behandlung die- 
ses Themas herbeigeführt werden konnte, daß so- 
wohl der Iran wie der Irak der Resolution zustimm- 
ten und daß die Diskussion im Politischen Ausschuß 
von großer Rationalität geprägt war, ist eine beacht- 
liche politische Bedeutung gegeben. 

Politische Anstöße sind von der 78. Interparlamenta- 
rischen Konferenz durchaus ausgegangen. Das Pro- 
blem der Regelung der Kambodscha-Frage kam 
ebenso in Beiträgen der Delegierten zum Ausdruck 
wie die Vorstellung einer großräumigen asiatischen 
Friedensordnung, die in Anlehnung an den KSZE- 
Prozeß grundlegend für das friedliche Zusammenle- 
ben der Völker in dieser Region sein kann. Die ge- 
meinsame Sitzung der Delegationen der Teilneh- 
merstaaten von Helsinki mag Impulse auch in ande- 
re Regionen ausstrahlen, deren Parlamente sich zu 
den Interparlamentarischen Konferenzen treffen. 
Die IPU kann sich in diesem Bereich neuen Entwick- 
lungen und Problemfeldern öffnen, deren Bedeu- 
tung im Hinblick auf das 100jährige Bestehen der 
Union im Jahre 1989 gerade in der Frage der Frie- 
denssicherung eine neue Dimension erfährt, die 
letztlich an die Zielsetzung der Gründerväter Wil- 
liam Randal Cremer und Frederic Passy anknüpft. 

Neue Problembereiche hat die Union, eine Empfeh- 
lung des amerikanischen 87jährigen Delegationslei- 
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ters, Kongreßabgeordneter Claude Pepper, aufgrei- 
fend, erkannt. Kongreßabgeordneter Pepper hatte 
vorgeschlagen, ein Zusammentreffen über das The- 
ma gesundheitlicher und sozialpolitischer Fragen, 
die insbesondere alte Menschen betreffen, im Rah- 
men der Konferenz anzuberaumen. Dies war gesche- 
hen. Mehr als 100 Delegierte aus 25 Mitgliedslän- 
dern, darunter eine größere Anzahl von Ländern der 
Dritten Welt, nahmen an dem Zusammentreffen teil. 
Die Delegierten erörterten Schwerpunktbereiche 
der psychologischen, sozialen und wirtschaftlichen 
Lage alter Menschen unter Berücksichtigung regio- 
naler und weltweiter demographischer Entwicklun- 
gen. Es bestand Einvernehmen, dieses bedeutsame 
Thema, das - wie es der spanische Abgeordnete Mi- 
guel Angel Martinez ausdrückte - von einem großen 
Parlamentarier, nämlich dem Kongreßabgeordneten 
Claude Pepper, eingebracht worden sei, zukünftig in 
die offizielle Tagesordnung aufzunehmen. Die Inter- 
parlamentarische Union könne sich bei Behandlung 
gerade dieses Themas als ein kompetentes weltwei- 
tes Forum verstehen. 

Beachtet man die mit dem Ziel erforderlicher Ge- 
meinsamkeit verbundenen Schwierigkeiten, so wird 


Leni Fischer Prof. Dr. Uwe Holtz 

Leiterin der Delegation Stellvertretender Leiter 


deutlich, daß jede Konferenz an feststehende Gren- 
zen stößt. Die Unterschiedlichkeiten sind zu groß, 
um diese Grenzen auch bei vollem inneren Bekennt- 
nis der Nationalen Gruppen zu Inhalt und Zielset- 
zung der Statuten der Union zu überwinden. Das war 
auch auf der 78. Interparlamentarischen Konferenz 
der Fall. Ideologien und unterschiedliche Anschau- 
ungen prägen die in diesen Fragen festgelegte Hal- 
tung vieler Mitgliedsländer. Gleichwohl zeigte die 
78. Interparlamentarische Konferenz die Fähigkeit 
der Union, auch bei schwierigen und völlig unter- 
schiedlichen Problemkreisen wenigstens miteinan- 
der zu sprechen und die Konferenz als eine Begeg- 
nung zu verstehen, die die Gelegenheit zum Ge- 
spräch nie abreißen läßt und stets in einer Weise of- 
fenhält, die Vertretern der Regierungen in gleichem 
Ausmaß kaum gegeben ist. Die Ergebnisse können 
nicht umfassend befriedigen. Sofern sie jedoch in die 
Richtung weisen, die Verantwortung für Frieden 
den Parlamenten (und Regierungen) als ständige 
Verantwortung in weltweitem Rahmen vor Augen 
zu führen, diente auch die 78. Interparlamentarische 
Konferenz einem Zweck, den es gilt, trotz ständig 
sich vergrößernder Schwierigkeiten und Enttäu- 
schungen, niemals aufzugeben. 
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Anhang 


1. Von der Gruppe der Bundesrepublik 
Deutschland bei der 78. Interparlamenta- 
rischen Konferenz in Bangkok vorgelegtes 
Memorandum 

Der Beitrag der Parlamente zur Wahrung, Weiter- 
entwicklung und Förderung der Menschenrechte 

Die Vereinten Nationen haben seit der Veröffentli- 
chung der Allgemeinen Erklärung der Menschen- 
rechte im Jahr 1948 in nunmehr fast vierzigjähriger 
Arbeit internationale Rechtsnormen zum Schutz der 
Menschenrechte erarbeitet. Kernstück dieses Nor- 
mengefüges sind der Internationale Pakt über bür- 
gerliche und politische Rechte und der Internationa- 
le Pakt über wirtschaftliche, soziale und politische 
Rechte, beide von 1966. Durch spezielle Überein- 
kommen soll darüber hinaus besonders schwerwie- 
genden und weltweit Besorgnis erregenden Erschei- 
nungsformen von Menschenrechtsverletzungen da- 
durch Rechnung getragen werden, daß das schon 
durch die Pakte geschützte Recht näher ausformu- 
liert wird und zum Teil besondere Kontrollmecha- 
nismen vorgesehen werden. Hierzu sind u. a. zu nen- 
nen. 

- Übereinkommen über die politischen Rechte der 
Frau vom 31. März 1953, 

- Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von 
Diskriminierung der Frau vom 18. Dezember 1979, 

- Erklärung über die Beseitigung aller Formen von 
Intoleranz und Diskriminierung aufgrund der Re- 
ligion oder der Überzeugung vom 25. November 
1981, 

- Übereinkommen gegen Folter und andere grausa- 
me, unmenschliche oder erniedrigende Behand- 
lung oder Strafe vom 10. Dezember 1984. 

Parallel hierzu hat sich das System des normativen 
Menschenrechtsschutzes auch regional-überstaat- 
lich weiterentwickelt, in Europa, in Lateinamerika 
und in den letzten Jahren auch in Afrika. Das In- 
krafttreten der Afrikanischen Charta der Menschen- 
rechte und der Rechte der Völker ist der bisher letzte 
Meilenstein auf diesem Weg. 

Die Entwicklung der Durchsetzungsmechanismen 
hat mit der Entwicklung im normativen Bereich 
nicht Schritt gehalten. Das zeigt die noch immer 
weitgehende Ohnmacht der Völkergemeinschaft ge- 
genüber den tagtäglich bekannt werdenden Men- 
schenrechtsverletzungen in allen Teilen der Welt. 
So ist es in vielen Staaten der Welt, selbst in solchen, 
die den existierenden Menschenrechtspakten bei- 
getreten sind, dem einzelnen kaum möglich, sich ge- 
gen Verletzungen seiner Menschenrechte zu weh- 
ren oder Entschädigung für vom Staat begangenes 
Unrecht zu erhalten. 

Selbst Kritik der Staatenwelt an Menschenrechts- 
verletzungen in einem Staat wird von manchen Be- 
troffenen trotz völkerrechtlich eindeutiger Lage im- 


mer wieder als Einmischung in seine inneren Ange- 
legenheiten zurückgewiesen. 

Diese Diskrepanz zwischen dem hohen Anspruch 
der Normen einerseits und ihrer unzureichenden 
Einhaltung sowie der unbefriedigenden Durch- 
setzungsmöglichkeiten andererseits darf nicht ver- 
schwiegen werden. 

Die Bundesrepublik Deutschland erkennt an, daß 
auch die Normen langfristig und vor dem Hinter- 
grund geschichtlicher und gesellschaftlicher Erfah- 
rungen der Weiterentwicklung bedürfen. Für vor- 
rangig hält sie jedoch in dieser Phase der Entwick- 
lung des Menschenrechtsschutzes: 

1. innerhalb der Staaten verfassungsrechtlich die 
rechtsstaatlichen Strukturen zur Garantie der in 
den meisten Verfassungen aufgeführten Men- 
schenrechte zu schaffen, 

2. den politischen Dialog zwischen den Staaten über 
die praktische Implementierung der Menschen- 
rechte, 

3. die Erziehung zum Respekt vor der Bedeutung 
der Menschenrechte. Hierzu bieten die Vereinten 
Nationen sogenannte „Beratende Dienste" an. 

4. die Verbesserung der bestehenden und die Ent- 
wicklung neuer Instrumente zum Schutz gegen 
Menschenrechtsverletzungen und zur Durchset- 
zung der international anerkannten Menschen- 
rechte. 

Der Beitrag der Parlamente zur Beachtung der für 
die zwischenstaatlichen Beziehungen gültigen 
Grundregeln, Verträge und Verpflichtungen mit 
dem Ziel, das Flüchtlings- und Vertriebenenpro- 
blem zu lösen 

Weder im Völkervertrags- noch im Völkergewohn- 
heitsrecht gibt es heute eine Pflicht der Staaten, Asyl 
zu gewähren bzw. einen darauf gerichteten An- 
spruch des einzelnen. Auch Artikel 14, Ziff. 1 der All- 
gemeinen Erklärung der Menschenrechte vom 
10. Dezember 1948 („Jeder Mensch hat das Recht, in 
anderen Ländern vor Verfolgungen Asyl zu suchen 
und zu genießen") hat nur empfehlenden Charakter. 
Dasselbe gilt für die „UN-Declaration on Territorial 
Asylum" vom 14. Dezember 1967. Auch die Genfer 
Konvention von 1951 enthält keine Staatenverpflich- 
tung bzw. keinen Individualanspruch. 

Die Bundesrepublik Deutschland und einige andere 
Staaten haben das Asylrecht in ihren Verfassungen 
als Grundrecht und damit als subjektives innerstaat- 
liches Recht des asylsuchenden Flüchtlings ausge- 
staltet. Die Bundesregierung hat sich deshalb bei 
den Beratungen der Staatenkonferenz der Vereinten 
Nationen in Genf vom 10. Januar bis zum 4. Februar 
1977 zur Ausarbeitung und Annahme einer „Konven- 
tion über Territoriales Asyl" für die internationale 
Anerkennung eines individuellen Asylrechts einge- 
setzt. Die Bundesrepublik Deutschland ist nach wie 
vor der Auffassung, daß die Annahme einer derarti- 
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gen Konvention, die die Staaten zur Schaffung eines 
individuellen, im innerstaatlichen Recht veranker- 
ten Anspruchs auf Asylgewährung verpflichtet, ein 
wichtiger Schritt auf dem Wege zu einem verbesser- 
ten internationalen Flüchtlingsschutz ist. 

Die beiden Menschenrechtspakte der Vereinten Na- 
tionen vom 19. Dezember 1966 enthalten zwar keine 
Regelungen über Asyl, stellen aber die Basis des in- 
ternationalen Schutzes für Flüchtlinge dar. Sie ent- 
halten einen Pflichten-Kanon zur Wahrung der ele- 
mentaren Menschenrechte, der das friedliche Zu- 
sammenleben der Menschen erst möglich macht, 
und dessen Nichteinhaltung durch die Staaten 
Hauptursache für das Entstehen von Flüchtlingsbe- 
wegungen ist. Für den Ausbau des internationalen 
Flüchtlingsschutzes ist es daher von grundlegender 
Bedeutung, daß alle Staaten den beiden internatio- 
nalen Menschenrechtspakten beitreten. 

Die Tatsache, daß nicht alle Staaten der Genfer Kon- 
vention von 1951 beigetreten sind und einige Bei- 
trittsstaaten ihren Anwendungsbereich territorial 
einschränken, vermindert ebenfalls den weltweiten 
Schutz der Flüchtlinge. Dies gilt vor allem für den 
Artikel 33 der Genfer Konvention (Prinzip des non- 
refoulement). 

Die 41. Generalversammlung der Vereinten Natio- 
nen hat den von der Bundesrepublik Deutschland 
initiierten Resolutionsentwurf zur Vermeidung 
neuer Flüchtlingsursachen ohne Gegenstimme an- 
genommen. Es geht nunmehr darum, die Staaten zu 
einem aktiven Handeln im Sinne des von der Reso- 
lution aufgezeigten Weges zur Bekämpfung der 
Fluchtursachen und damit zur Vermeidung von 
Flüchtlingsströmen zu bewegen. 

Von der Gruppe der Bundesrepublik Deutschland 
bei der 78. Interparlamentarischen Konferenz in 
Bangkok vorgelegter Entschließungsentwurf 

Der Beitrag der Parlamente zur Wahrung, Weiter- 
entwicklung und Förderung der Menschenrechte 

Präambel 

1. In der Überzeugung, daß die Würde des Men- 
schen unantastbar ist, 

2. In ausdrücklicher Bekräftigung der Anerken- 
nung der elementaren Menschenrechte als 
Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, 
die diese Würde achtet, 

3. In der Überzeugung, daß die uneingeschränkte 
Achtung der Menschenrechte eine unentbehrli- 
che Voraussetzung für den inneren Frieden der 
Staaten und für das friedliche Zusammenleben 
der Staaten miteinander ist, 

4. In der weiteren Überzeugung, daß nur in rechts- 
staatlichen Strukturen mit verfassungsrechtli- 
chen Garantien auf Dauer die Achtung der Men- 
schenrechte gewährleistet ist, 

5. In der Erkenntnis, daß Menschenrechtsver- 
letzungen eine der wichtigsten Ursachen für das 
Auslösen von Flüchtlingsströmen sind. 


6. In Übereinstimmung mit den in der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte der Vereinten 
Nationen vom 10. Dezember 1948 zum Ausdruck 
gebrachten gemeinsamen Grundüberzeugungen 
aller Völker und Staaten vom Wert der elemen- 
taren Menschenrechte, 

7. Unter besonderem Hinweis auf die internationa- 
len und regionalen Übereinkommen zum Schutz 
der Menschenrechte, insbesondere den Interna- 
tionalen Pakt über bürgerliche und politische 
Rechte und den Internationalen Pakt über wirt- 
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte von 
1966, 

8. In der Überzeugung, daß die Würde des Men- 
schen und die aus ihr erwachsenen Menschen- 
rechte zum Wesen aller Kulturen, Religionen 
und sozialen Überlieferung gehören, 

9. In der Überzeugung, daß die Achtung vor den 
Menschenrechten ein Grundanliegen der Völ- 
kergemeinschaft ist und jedes ihrer Mitglieder 
mit der Anerkennung dieses Anliegens und der 
hierzu verabschiedeten internationalen Verein- 
barungen sich darauf einläßt, daß Hinweise auf 
die Mißachtung dieser Rechte nicht als Einmi- 
schung in innere Angelegenheiten zurückgewie- 
sen werden können, 

10. In Anerkennung der Beiträge und Opfer, die von 
einzelnen und von nichtstaatlichen Organisatio- 
nen zum Schutz der Menschenrechte erbracht 
werden, 

11. In Bekräftigung ihrer Unterstützung der Bemü- 
hungen der Vereinten Nationen und anderer in- 
ternationaler und multinationaler Foren um die 
Einhaltung der Menschenrechte, 

12. Mit dem Ausdruck ihrer tiefsten Besorgnis um 
die andauernde, schwere Verletzung von Men- 
schenrechten in vielen Teilen der Welt, 

13. In der Überzeugung, daß Information und Erzie- 
hung entscheidende Bedeutung für einen dauer- 
haften Schutz der Menschenrechte zukommt, 

14. In der Erkenntnis, daß der im Bereich der Men- 
schenrechte international erreichte Normen- 
standard erst dann seinen vollen Wert erfährt, 
wenn auch seine Durchsetzung weltweit gesi- 
chert ist, 

15. In der weiteren Erkenntnis, daß für die Durchset- 
zung der internationalen Menschenrechtsnor- 
men die bestehenden Instrumente weiter verbes- 
sert und nötigenfalls neue Foren und Formen ge- 
funden werden müssen. 

Operativer Teil 

1. Fordert alle Parlamente und Regierungen auf, 
für die Achtung der Menschenrechte auf dem 
Hoheitsgebiet ihres Staates Sorge zu tragen, 

2. Fordert alle Staaten auf, den internationalen 
Übereinkommen zum Schutz der Menschenrech- 
te, insbesondere dem Internationalen Pakt über 
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bürgerliche und politische Rechte und dem In- 
ternationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Rechte beizutreten, 

3. Begrüßt das kürzliche Inkrafttreten der „Afrika- 
nischen Charta der Menschenrechte und der 
Rechte der Völker" als einen bedeutsamen Bei- 
trag zur Verbesserung des internationalen Men- 
schenrechtsschutzes, 

4. Begrüßt die Bemühungen des Wiener Folgetref- 
fens zur KSZE, 

5. Fordert Parlamente und Regierungen insbeson- 
dere auf, durch die verfassungsmäßige Garantie 
einer strikten Teilung der Gewalten, durch die 
Bindung der Exekutive und Judikative an Recht 
und Gesetz, und durch die verfassungsmäßige 
Garantie der Nachprüfbarkeit staatlicher Ho- 
heitsakte durch unabhängige Gerichte und un- 
abhängige und unabsetzbare Richter die unver- 
zichtbaren institutionellen Voraussetzungen für 
die Achtung der Menschenrechte zu schaffen 
oder zu erhalten, 

6. Fordert die Regierungen und Parlamente auf, die 
Unterrichtung über Inhalt und Bedeutung der 
Menschenrechte noch nachdrücklicher in die 
Erziehungspläne ihrer Staaten aufzunehmen, 

7. Unterstreicht die Notwendigkeit, Staaten bei ih- 
rem Bemühen um die Verbesserung der Men- 
schenrechtslage auf ihren Wunsch „Beratende 
Dienste" zur Verfügung zu stellen, 

8. Fordert weitere Verbesserungen hinsichtlich der 
internationalen Kontrolle über die Einhaltung 
der international verbindlichen Verpflichtungen 
zur Achtung der Menschenrechte, 

9. Fordert die Staatengemeinschaft auf, die Wirk- 
samkeit der bestehenden internationalen und 
multinationalen Gremien zum Schutz der Men- 
schenrechte fortlaufend zu überprüfen und Ver- 
besserungen vorzuschlagen, 

10. Würdigt die Arbeit der Gremien der Vereinten 
Nationen beim Schutz der Menschenrechte und 
schlägt als ein weiterführendes, diese Arbeit 
würdigendes Instrument die Errichtung des Am- 
tes eines VN-Kommissars für die Menschenrech- 
te vor, 

11. Empfiehlt eine sorgfältige Analyse der Erfahrun- 
gen der Europäischen Menschenrechtskommis- 
sion und des Europäischen Menschenrechtsge- 
richtshofes im Hinblick auf vergleichbare Bemü- 
hungen in anderen Regionen, 

12. Ruft die Staatengemeinschaft auf, die Vorausset- 
zungen für die Zuständigkeit eines internationa- 
len Gerichtshofes für die Überprüfung von Men- 
schenrechtsverletzungen zu schaffen, 

13. Fordert die Parlamente auf, Berichte über ihre 
Erfahrungen mit parlamentarischen Gremien 
zum Schutz der Menschenrechte vorzulegen 
oder zu prüfen, ob gegebenenfalls entsprechen- 
de Gremien einzurichten sind, die grundsätz- 
liche Fragen der Menschenrechte behandeln 
und in Einzelfällen zum Schutz von Menschen- 
rechten tätig werden können. 


Der Beitrag der Parlamente zur Beachtung der für 
die zwischenstaatlichen Beziehungen gültigen 
Grundregeln, Verträge und Verpflichtungen mit 
dem Ziel, das Flüchtlings- und Vertriebenenpro- 
blem zu lösen 

Präambel 

1. ln der Überzeugung, daß die Würde des Men- 
schen unantastbar und daß die Wahrung der ele- 
mentaren Menschenrechte Grundlage jeder 
menschlichen Gemeinschaft und damit Voraus- 
setzung für den inneren Frieden in den Staaten 
und für das friedliche Zusammenleben der Staa- 
ten untereinander sind, 

2. ln der Überzeugung, daß die Mißachtung der 
Menschenwürde eine der Hauptursachen für die 
Gefährdung des inneren und äußeren Friedens 
in der Welt ist und insbesondere die Gefährdung 
des inneren Friedens in den einzelnen Ländern 
Menschen immer wieder zwingt, ihre Heimat zu 
verlassen, 

3. In der Überzeugung, daß die Personen, die we- 
gen ihrer Rasse, Religion, Staatsangehörigkeit, 
ihrer Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozia- 
len Gruppe oder Klasse oder wegen ihrer politi- 
schen Überzeugung aus ihren Heimatländern 
fliehen müssen oder aus ihnen vertrieben wer- 
den, in ihren elementaren Menschenrechten ver- 
letzt sind und daher im besonderen Maße auf 
den Schutz der Völkergemeinschaft und jedes 
einzelnen seiner Mitgliedstaaten angewiesen 
sind, 

4. In Kenntnis der Prinzipien der Charta der Ver- 
einten Nationen und der Allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte vom 10. September 1948, 
insbesondere Artikel 14, wo es heißt: „Jeder 
Mensch hat das Recht, in anderen Ländern vor 
Verfolgungen Asyl zu suchen und zu genießen", 
sowie in Kenntnis der Asylerklärung der Verein- 
ten Nationen von 1967 (United Nations Declara- 
tion on Territorial Asylum), 

5. Besorgt darüber, daß bisher zahlreiche Staaten 
der Genfer Flüchtlingskonvention (GFK) von 
1951 und dem Protokoll von 1967 nicht beigetre- 
ten sind und einige Staaten ihre Verpflichtungen 
hieraus durch Vorbehalte eingeschränkt haben, 

6. In der Überzeugung, daß die Staatengemein- 
schaft die internationale Zusammenarbeit bei 
der Bekämpfung der Fluchtursachen und zur 
Einwirkung auf Staaten verstärken muß, in de- 
nen immer neue Flüchtlingsströme entstehen, 

7. In der Überzeugung, daß das Schicksal der 
Flüchtlinge und Vertriebenen durch eine Regio- 
nalisierung der Aufnahme gemildert werden 
kann, da die geographische und kulturelle Nähe 
zum Heimatstaat die Eingliederung in den Auf- 
nahmestaat erleichtert, 

8. In der Überzeugung, daß die internationale Zu- 
sammenarbeit bei der Betreuung von Flüchtlin- 
gen verbessert und Lasten gleichmäßig auf die 
Aufnahmeländer verteilt werden müssen, um so 
zu verhindern, daß Flüchtlingen Aufnahme ver- 
sagt bleibt, 
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9. In dem Bewußtsein der Notwendigkeit der inter- 
nationalen Vereinheitlichung des Asyl-Prü- 
fungsverfahrens, verbunden mit einem rechts- 
staatlichen Mindeststandard, 

10. In Anerkennung der Beiträge und Opfer, die von 
einzelnen Staaten sowie von privaten und zwi- 
schenstaatlichen Organisationen zum Schutz der 
Flüchtlinge und Vertriebenen erbracht werden, 

11. In Anerkennung der Bemühungen der VN- 
Flüchtlingsorganisation bei der Betreuung und 
Eingliederung von Flüchtlingen sowie der mit 
den zwischenstaatlichen Komitees für Wande- 
rungen (ICM) unternommenen Bemühungen um 
die Rückkehr von Flüchtlingen in ihre Heimat- 
länder. 


Operativer Teil 

1. Fordert alle Parlamente auf, auf ihre Staaten ein- 
zuwirken, den internationalen Übereinkommen 
zum Schutz der Menschenrechte, insbesondere 
den internationalen Pakten über bürgerliche 
und politische Rechte einerseits und über wirt- 
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte ande- 
rerseits beizutreten, 

2. Fordert weiterhin alle Parlamente und Regierun- 
gen auf, der Genfer Konvention von 1951 und 
dem Protokoll von 1967 uneingeschränkt beizu- 
treten bzw. bestehende Vorbehalte aufzugeben, 

3. Fordert darüber hinaus alle Parlamente und Re- 
gierungen auf, sich ihrer Verantwortung für den 
Schutz der Flüchtlinge bewußt zu sein und Ver- 
folgte im Sinne der Genfer Konvention bei sich 
aufzunehmen, 

4. Fordert den Abschluß einer „Konvention über 
territoriales Asyl", durch die die Rechtsstellung 
der Flüchtlinge verbessert und auf einen welt- 
weit einheitlichen Standard gebracht wird, 

5. Fordert alle Staaten auf, das Flüchtlingsproblem 
stärker in das Bewußtsein der Weltöffentlichkeit 
zu bringen, 

6. Fordert die Parlamente auf, darauf hinzu wirken, 
daß bei der Außen wirtschafts- und Entwick- 
lungshilfe sowie auf anderen Feldern internatio- 
naler Kooperation die Problematik von Flücht- 
lingen berücksichtigt wird mit dem Ziel, Ver- 
hältnisse in den Herkunftsländern und -regionen 
zu schaffen, die Flüchtlingen eine Rückkehr in 
ihr Heimatland ermöglichen, 

7. Fordert die Zusammenarbeit der Staaten bei der 
Rückkehr durch Förderung geeigneter Projekte 
der finanziellen und technischen Zusammenar- 
beit, 

8. Fordert im Interesse der stärkeren internationa- 
len Lasten Verteilung und im Interesse der einzel- 
nen Flüchtlinge und Vertriebenen eine stärkere 
Beachtung des Grundsatzes der Regionalisie- 
rung der Flüchtlingsaufnahme, 


9. Fordert, daß als integraler Bestandteil eines sol- 
chen Regionalisierungskonzeptes seitens der In- 
dustriestaaten in West und Ost in Aussicht ge- 
stellt wird, den ärmeren Regionen und Staaten 
finanzielle und organisatorische Hilfe als Aus- 
gleich für die Flüchtlingsaufnahme zu gewäh- 
ren, nicht zuletzt auch unter dem Aspekt der ver- 
stärkten Förderung der Politik des UNHCR, 
günstige Voraussetzungen für die Repatriierung 
oder die Ansiedlung von Flüchtlingen in der Re- 
gion (resettlement) zu schaffen, 

10. Appelliert in feierlicher Form an alle Staaten, al- 
les zu unterlassen, was Flüchtlingsströme verur- 
sacht, und appelliert weiterhin an die internatio- 
nale Staatengemeinschaft, bei der Verwirkli- 
chung eines weltweiten Schutzes und einer 
weltweiten Hilfe für Flüchtlinge mitzuwirken 
und damit ihren internationalen humanitären 
Verpflichtungen nachzukommen. 

2. Von der 78. Interparlamentarischen Kon- 
ferenz in Bangkok angenommene Ent- 
schließungen 

Der Beitrag der Parlamente 

- zur Wahrung, Weiterentwicklung und Förde- 
rung der Menschenrechte; 

- zur Beachtung der für die zwischenstaatlichen 
Beziehungen gültigen Grundregeln, Verträge 
und Verpflichtungen mit dem Ziel, das Flücht- 
lings- und Vertriebenenproblem zu lösen 

(Entschließung, ohne Abstimmung angenommen) 

A. In bezug auf die Wahrung, Weiterentwicklung 
und die Förderung der Menschenrechte 

Die 78. Interparlamentarische Konferenz, 

bekräftigt, daß die weltweite und wirksame Ach- 
tung der Menschenrechte ein wichtiger Faktor zur 
Herstellung des Friedens und der Sicherheit sowie 
die Grundlage für Freiheit, Gerechtigkeit und Wohl- 
ergehen ist, und daß sie unentbehrlich ist für die 
Weiterentwicklung der freundschaftlichen Bezie- 
hungen und einer zwischenstaatlichen Zusammen- 
arbeit, die allen Beteiligten zum Vorteil gereicht; 

ist sich der Notwendigkeit bewußt, die weltweite 
und wirksame Achtung der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten aller Menschen, ungeachtet ihrer 
Rasse, ihres Geschlechts, ihrer Sprache oder Reli- 
gion, gemäß den Zielen der Interparlamentarischen 
Union zu fördern; 

verweist darauf, daß alle Völker der Vereinten Na- 
tionen in der Charta erneut ihren Glauben an die 
elementaren Menschenrechte, die Würde und den 
Wert der menschlichen Person, die rechtliche 
Gleichheit von Mann und Frau bekräftigt und ihre 
Entschlossenheit bekundet haben, den sozialen Fort- 
schritt zu fördern und bessere Lebensbedingungen 
in einer größeren Freiheit zu schaffen; 
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ist darüber im Bilde, daß die Allgemeine Erklärung 
der Menschenrechte den Anspruch aller Menschen 
auf die Realisierung der für ihre Würde und die freie 
Entwicklung ihrer Persönlichkeit unentbehrlichen 
bürgerlichen, politischen, wirtschaftlichen, sozialen 
und kulturellen Rechte vorsieht; 

verweist auf die Präambel der Internationalen Men- 
schenrechtspakte, die anerkennt, daß das Ideal vom 
freien Menschen, der frei von Furcht und Not lebt, 
nur verwirklicht werden kann, wenn Verhältnisse 
geschaffen werden, in denen jeder seine wirtschaftli- 
chen, sozialen und kulturellen Rechte ebenso wie 
seine bürgerlichen und politischen Rechte genießen 
kann; 

ist der Überzeugung, daß die uneingeschränkte Aus- 
übung der bürgerlichen und politischen Rechte un- 
trennbar mit der Ausübung der wirtschaftlichen, so- 
zialen und kulturellen Rechte verbunden ist; 

erkennt an, daß die Realisierung des Rechts auf Ent- 
wicklung die Ausübung der bürgerlichen, politi- 
schen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Rechte fördern könnte; 

bekräftigt erneut das unveräußerliche Recht aller 
Völker, über ihre eigene Regierungsform zu ent- 
scheiden und ihr eigenes wirtschaftliches, politi- 
sches und soziales System frei von fremder Einmi- 
schung, Umsturz, Zwang oder jeder Form von Einen- 
gung zu wählen, wobei der Hinweis auf die Mißach- 
tung der internationalen Verpflichtungen in bezug 
auf die Menschenrechte nicht als Einmischung in 
die inneren Angelegenheiten eines Staates zurück- 
gewiesen werden kann; 

ist sich der Bedeutung bewußt, die der Beachtung 
der in der Schlußakte von Helsinki sowie in anderen 
regionalen Menschenrechtsverträgen aufgeführten 
Prinzipien über Menschenrechte und Grundfreihei- 
ten zukommt; 

ist sich ferner bewußt, daß die Verhinderung des 
atomaren und konventionellen Krieges und die Kon- 
solidierung des Friedens in der Welt und der inter- 
nationalen Sicherheit Grundvoraussetzungen für die 
volle Realisierung der Grundrechte und -freiheiten 
des Menschen sind; 

stellt fest, daß die Menschenrechte ein umfassender 
weltweiter und unteilbarer Begriff sind und ein Ideal 
verkörpern, von dem kein Staat behaupten kann, es 
erreicht zu haben; 

ist jedoch besorgt über die Menschenrechtsverlet- 
zungen in der Welt und insbesondere über die Fälle 
massiver und flagranter Verletzungen dieser Rechte, 
die in einigen Fällen eine Bedrohung für den Frie- 
den in der Welt und die internationale Sicherheit 
darstellen; 

stellt mit Bedauern fest, daß die Zahl der Terrorakte 
wächst; 

ist fest entschlossen, das Gewicht und das Ansehen 
der Parlamente zu nutzen, um das Thema der Men- 
schenrechte aus dem Bereich von Polemik und Pro- 
paganda in das Feld einer fruchtbaren internationa- 
len Zusammenarbeit zu rücken, die im Gesamtzu- 


sammenhang mit der Suche nach Lösungen für die 
weltweiten humanitären Probleme steht; 

bringt den Wunsch zum Ausdruck, die Parlamente 
zu einer größeren Mitwirkung bei der wirksamen 
Realisierung der Menschenrechte in der ganzen 
Welt zu veranlassen und dadurch die internationale 
Zusammenarbeit im humanitären Bereich zu fördern 
und das gegenseitige Vertrauen und Verständnis der 
Staaten und Völker bei ihrer Suche nach einer Welt 
ohne Gewalt und nukleare Bedrohung zu stärken; 

ist sich der wichtigen Rolle bewußt, die die nationa- 
len Institutionen bei der Förderung und dem Schutz 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten sowie bei 
der Sensibilisierung der Öffentlichkeit für diese 
Rechte und Freiheiten spielen können; 

bekräftigt erneut die Bedeutung der Aktivitäten im 
Bereich der Öffentlichkeitsinformation, einschließ- 
lich der Bildungsprogramme, für die wirksame För- 
derung und den wirksamen Schutz der wirtschaft- 
lichen, bürgerlichen, politischen, sozialen und kultu- 
rellen Rechte, und die Rolle, die die nichtstaatlichen 
Organisationen in dieser Hinsicht spielen können; 

erkennt an, daß auf nationaler Ebene in Zukunft die- 
jenigen Maßnahmen vorrangig ausgearbeitet wer- 
den sollten, die eine wirksame Anwendung der in- 
ternationalen Vorschriften im Bereich der Men- 
schenrechte gewährleisten; 

1. richtet an alle Staaten, die noch nicht Vertrags- 
parteien des Internationalen Pakts über wirt- 
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte sowie 
anderer internationaler Menschenrechtsinstru- 
mente sind, den dringenden Appell, diesen Pak- 
ten beizutreten, um ihnen eine weltweite Gültig- 
keit zu verleihen; 

2. fordert die nationalen Parlamente auf, wirksam 
dafür Sorge zu tragen, daß die nationale Gesetz- 
gebung diesen Instrumenten entspricht; 

3. fordert diejenigen Staaten, die dies noch nicht 
getan haben, dringend auf, gemäß ihren jeweili- 
gen Verfassungssystemen und den internationa- 
len Abkommen im Bereich der Menschenrechte 
den wirksamen Schutz der Grundrechte und 
Grundfreiheiten, einschließlich der wirksamen 
Einlegung eines Rechtsmittels im Falle der Miß- 
achtung dieser Rechte, zu garantieren; 

4. fordert alle Staaten dringend auf, die Wahrung 
und den Schutz der Menschenrechte zu garan- 
tieren und diejenigen Personen unverzüglich 
freizulassen, die aufgrund der Ausübung dieser 
Rechte, wie sie in den internationalen Pakten 
über bürgerliche, politische, wirtschaftliche, so- 
ziale und kulturelle Rechte aufgeführt sind, in- 
haftiert wurden; 

5. bekräftigt, daß die Apartheid, jede Form von 
Rassendiskriminierung, der Kolonialismus, die 
Fremdherrschaft und Fremdbesetzung, die Ag- 
gression und die Bedrohung der nationalen Sou- 
veränität, der nationalen Einheit und der territo- 
rialen Integrität sowie die Weigerung, das ele- 
mentare Recht aller Völker auf Selbstbestim- 
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mung und das Recht aller Nationen auf uneinge- 
schränkte Ausübung ihrer Souveränität über ih- 
re Ressourcen und ihr natürliches Erbe anzuer- 
kennen, massive und flagrante Verletzungen der 
Menschenrechte und der Grundfreiheiten der 
Völker und des einzelnen nach sich ziehen; 

6. wiederholt ihren Appell an die Mitgliedstaaten, 
keine Mühe zu scheuen bei der Ausarbeitung 
wirksamer rechtlicher und anderer Verfahren 
und Mechanismen, die eine bessere Anwendung 
der internationalen Menschenrechtsvorschrif- 
ten, vor allem in der Rechtspflege, garantieren; 

7. betont die Bedeutung von Bildungs- und Infor- 
mationsprogrammen auf dem Gebiet der Men- 
schenrechte, vor allem für Studenten der Rechts- 
wissenschaften, Juristen und alle für die Rechts- 
pflege verantwortlichen Personen; 

8. begrüßt das vor kurzem erfolgte Inkrafttreten 
der Afrikanischen Charta der Menschenrechte 
und Rechte der Völker als einen wichtigen Bei- 
trag zur Verbesserung des internationalen Men- 
schenrechtsschutzes; 

9. empfiehlt die Veranstaltung parlamentarischer 
Sondersitzungen über Menschenrechte, vor al- 
lem anläßlich des alljährlich am 10. Dezember 
begangenen Tages der Menschenrechte; 

10. fordert die Parlamente auf, gemeinsam kon- 
struktive Anstrengungen auf internationaler 
Ebene zu unternehmen, um die Menschenrechte 
zu fördern, nach Einigung und gegenseitigem 
Verständnis zu suchen, die allgemeine psycholo- 
gische Atmosphäre der internationalen Bezie- 
hungen zu verbessern, und sich um Lösungen für 
die weltweiten Probleme, wie Hunger, Krank- 
heit, Armut, Obdachlose und Zerstörung der Um- 
welt, zu bemühen, und dadurch zur Schaffung 
der moralischen Garantien beizu tragen, die zur 
Erhaltung des Friedens und des sicheren Über- 
gangs der Menschheit in das dritte Jahrtausend 
erforderlich sind; 

11. fordert die Parlamente der Mitgliedstaaten auf, 
bei ihren jeweiligen Regierungen darauf hinzu- 
wirken, daß sie ihre Aktivitäten im Rahmen der 
Vereinten Nationen weiterführen und intensi- 
vieren; 

12. fordert die internationale Gemeinschaft auf, die 
Wirksamkeit der internationalen und multina- 
tionalen Einrichtungen zum Schutz der Men- 
schenrechte ständig zu überprüfen und Verbes- 
serungsvorschläge zu unterbreiten; 

13. spricht den Organen der Vereinten Nationen für 
die im Bereich des Menschenrechtsschutzes ge- 
leistete Arbeit ihre Anerkennung aus; 

14. ermahnt alle Staaten, im Rahmen der Vereinten 
Nationen die mögliche Errichtung eines interna- 
tionalen Gerichtshofs zu erwägen, der mit der 
Untersuchung von Menschenrechtsverletzun- 
gen befaßt würde. 


B. In bezug auf die Beachtung der für die zwi- 
schenstaatlichen Beziehungen güitigen 
Grundregeln, Verträge und Verpflichtungen 
mit dem Ziel, das Problem der Flüchtlinge 
und Vertriebenen zu lösen 

Die Konferenz 

verweist auf den Inhalt der von der 67. Interparla- 
mentarischen Konferenz 1980 in Berlin (Deutsche 
Demokratische Republik) einstimmig angenomme- 
nen Entschließung; 

bringt ihre tiefe Besorgnis zum Ausdruck über die 
massiven und anhaltenden Flüchtlingsströme in 
mehreren Regionen der Welt und das alarmierende 
Ausmaß, das dieses Phänomen angenommen hat; 

ist sich bewußt, daß ein Zusammenhang besteht zwi- 
schen der wachsenden Zahl der Flüchtlinge und 
Vertriebenen und dem Ansteigen der Menschen- 
rechtsverletzungen in der Welt, dem Andauern na- 
tionaler und internationaler militärischer Konflikte, 
der fremden Einmischung, der Fremdbesetzung, den 
sozialen und wirtschaftlichen Schwierigkeiten so- 
wie den natürlichen Phänomenen, wie Erdbeben, 
Überschwemmungen, Trockenheit und Ausbreitung 
der Wüste; 

ist besonders besorgt über die Tatsache, daß in ver- 
schiedenen Regionen militärische oder bewaffnete 
Angriffe, Piraterie und andere Formen von Brutali- 
tät, die oft auf die Herkunftsländer der Flüchtlinge 
zurückzuführen sind, weiterhin eine starke Bedro- 
hung für die Sicherheit und das Wohlergehen der 
Flüchtlinge und Vertriebenen sowie der Asylbewer- 
ber darstellen; 

verweist auf die Verpflichtungen, die sich aus den 
internationalen und regionalen Rechtsinstrumenten 
über Flüchtlinge und Vertriebene ergeben; 

bekräftigt erneut den rein humanitären und unpoli- 
tischen Charakter der Aktivitäten des hohen Kom- 
missars der Vereinten Nationen (UNHCR), des Hilfs- 
werks der Vereinten Nationen für Palästina-Flücht- 
linge (UNRWA), des Internationalen Komitees vom 
Roten Kreuz (IKRK) und der Organisation der Ver- 
einten Nationen für Hilfsmaßnahmen im Grenzge- 
biet (UNBRO) bei der Verbesserung der Rechte, der 
Lebensbedingungen und des Schutzes der Flüchtlin- 
ge und Vertriebenen; 

ist besorgt darüber, daß die in einigen Staaten be- 
stehenden wirtschaftlichen Schwierigkeiten und Si- 
cherheitsprobleme seit einigen Jahren unkontrol- 
lierte Bevölkerungsbewegungen verursacht haben 
und daß die Tatsache, daß die Opfer solcher Zustän- 
de durch bestimmte Kanäle geschleust wurden, zu 
einer Unterwanderung der liberalen Asylpolitik der 
Aufnahmeländer geführt hat; 

bedauert indessen die zunehmend restriktive Politik 
einiger entwickelter Länder in bezug auf die Flücht- 
linge-, 

bedauert ebenfalls, daß einige Länder den Vertrie- 
benen- und Flüchtlingshilfeorganisationen und 
-Programmen keine finanzielle Unterstützung zu- 
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teilwerden lassen und den Flüchtlingen die Wieder- 
ansiedlung in ihrem Hoheitsgebiet untersagen; 

beklagt, daß sich politische Erwägungen immer 
mehr über den rein humanitären Aspekt der Lage 
der Flüchtlinge und Vertriebenen hinwegsetzen; 

beklagt ebenfalls die von einigen Ländern begange- 
nen Verletzungen der internationalen Schutz- und 
Hilfsinstrumente für Flüchtlinge und Vertriebene, 
vor allem die Einschränkungen des Asylrechts und 
der Freizügigkeit der Flüchtlinge; 

stellt mit Besorgnis fest, daß die meisten Flüchtlinge 
von armen Ländern aufgenommen werden, deren 
Möglichkeiten und Ressourcen nicht einmal die aus- 
reichende Ernährung ihrer eigenen Bevölkerung si- 
cherstellen, und die deshalb zusätzliche Anstren- 
gungen unternehmen müssen, durch die ihre Ent- 
wicklung beeinträchtigt wird und ihre politische 
und soziale Stabilität gefährdet werden kann; 

bringt den Wunsch zum Ausdruck, zur Verbesse- 
rung des Schicksals der Flüchtlinge und Vertriebe- 
nen beizutragen und ihnen vor allem die Ausübung 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten in mög- 
lichst großem Umfang zu sichern; 

ist sich der bedeutenden Rolle bewußt, die den Par- 
lamenten in all diesen Bereichen als oberste gesetz- 
gebende Organe zukommt, die einen entscheiden- 
den Einfluß auf die vom Staat betriebene Innen- und 
Außenpolitik ausüben; 

1. fordert alle Regierungen dringend auf, zu einer 
dauerhaften Lösung des Flüchtlings- und Ver- 
triebenenproblems beizutragen, was die Beseiti- 
gung der Hauptursachen dieses Problems, insbe- 
sondere der massiven und flagranten Menschen- 
rechtsverletzungen, der inneren und internatio- 
nalen militärischen Konflikte und der Besetzung 
anderer Länder sowie die Zustimmung und den 
politischen Willen der Parteien, den Ausbau der 
regionalen Zusammenarbeit und die Hilfe für die 
zuständigen internationalen Organisationen er- 
fordert, und bekräftigt erneut das Recht aller 
Flüchtlinge, in Würde und Sicherheit in ihr Land 
zurückzukehren; 

2. fordert alle Regierungen und Parlamente auf, 
sich ihrer Verantwortung bewußt zu werden, 
Flüchtlingen Schutz zu gewähren und die Opfer 
politischer Verfolgungen gemäß dem Genfer 
Abkommen von 1951 über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge aufzunehmen; 

3. fordert die Regierungen dringend auf, die inter- 
nationalen und regionalen Rechtsinstrumente 
über Flüchtlinge und Vertriebene zu ratifizieren 
oder gegebenenfalls ihre Vorbehalte zurückzu- 
ziehen, mit denen sie ihre in diesen Instrumen- 
ten eingegangenen Verpflichtungen einge- 
schränkt haben; 

4. veranlaßt die Parlamente, von ihren jeweiligen 
Regierungen die wirksame Anwendung dieser 
Texte zu verlangen; 

5. verurteilt die bilateralen Abkommen und Ver- 
einbarungen, die eine Einschränkung des Asyl- 


rechts und der Freizügigkeit der Flüchtlinge und 
Vertriebenen zum Ziel haben; 

6. unterstützt die Bemühungen um eine bessere 
Koordinierung der Asylverfahren, der Asylge- 
währung und der Flüchtlingshilfe in den entwik- 
kelten Aufnahmeländern, um so eine Verlage- 
rung der Flüchtlinge in die Nachbarländer zu 
verhindern, die bei den Asylsuchenden uner- 
trägliche Angst auslöst; 

7. fordert den Abschluß einer „Konvention über 
territoriales Asyl", durch die die Rechtsstellung 
der Flüchtlinge verbessert und auf einen welt- 
weiten einheitlichen Standard gebracht wird, 
und die Erwägung einer neuen Definition des 
Begriffs „Flüchtling" und „Erstaufnahmeland"; 

8. verpflichtet die Parlamente, in Zusammenarbeit 
mit ihren jeweiligen Exekutivorganen Verfah- 
ren für die formale Definition der Rechtsstellung 
der Flüchtlinge in jedem Staat einzuführen; 

9. fordert die Staaten dringend auf, in bezug auf 
die „Verteilung der Last", die die Flüchtlinge 
und Vertriebenen darstellen, eine größere Soli- 
darität zu zeigen, und bittet sie, den Aufnahme- 
ländern durch die Gewährung finanzieller und 
organisatorischer Unterstützung bei der Bewäl- 
tigung der durch die Anwesenheit dieser Flücht- 
linge und Asylbewerber entstandenen zusätzli- 
chen Schwierigkeiten zu helfen; 

10. fordert die Parlamente und die internationale 
Gemeinschaft auf, ganzen Bevölkerungsgrup- 
pen, denen ihr Heimatland durch Annektierung, 
Besetzung oder auf andere Weise genommen 
wurde, Beistand zu leisten, um ihnen die Selbst- 
bestimmung zu ermöglichen und die Zahl der 
Flüchtlinge und Vertriebenen zu senken; 

11. fordert die Parlamente auf, sich dafür einzuset- 
zen, daß dem Problem der Flüchtlinge und Ver- 
triebenen in der Wirtschafts- und Entwicklungs- 
hilfe sowie in anderen Bereichen der internatio- 
nalen Zusammenarbeit eine größere Aufmerk- 
samkeit beigemessen wird, damit in den Her- 
kunftsländern der Flüchtlinge Voraussetzungen 
geschaffen werden, die ihnen die Rückkehr in 
ihr Heimatland ermöglichen; 

12. fordert die Staaten auf, das besondere Los der 
Vertriebenen, die keinen internationalen rechtli- 
chen Schutz genießen, zu erwägen, und die Aus- 
arbeitung geeigneter Rechtsinstrumente, die ih- 
nen einen solchen Schutz gewährleisten können, 
in Betracht zu ziehen; 

13. richtet die Aufmerksamkeit der Staaten auf das 
Los der Kriegsgefangenen, der Inhaftierten und 
der Zivilbevölkerung in Gebieten bewaffneter 
Konflikte und anderer Spannungsherde und for- 
dert sie auf, die Aktivitäten des IKRK zum 
Schutz solcher Personen zu unterstützen; 

14. spricht den internationalen Hilfsorganisationen 
im humanitären Bereich, vor allem dem UNHCR, 
dem IKRK und der UNRWA für ihre zum Schutz 
der Flüchtlinge und Vertriebenen geleistete Ar- 
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beit ihre Anerkennung aus, fordert alle Staaten 
auf, diese Organisationen in ihren Bemühungen 
um dauerhafte Lösungen des Flüchtlings- und 
Vertriebenenproblems zu unterstützen, und 
zwar in erster Linie durch die freiwillige Repa- 
triierung mit der Zustimmung und der Unter- 
stützung der Betroffenen, aber auch gegebenen- 
falls durch die Integration in die Asylländer, je- 
doch nur mit vorheriger Zustimmung dieser Län- 
der, oder durch die Niederlassung in Drittlän- 
dern, und fordert alle Staaten ebenfalls auf, ihre 
materielle Hilfe für diese Organisationen zu ver- 
stärken; 

15. begrüßt ebenfalls die von seiten der nichtstaat- 
lichen Hilfsorganisationen für Flüchtlinge und 
Vertriebene geleistete Hilfe, und besteht auf der 
Notwendigkeit einer Unterstützung dieser Or- 
ganisationen durch die Mitgliedstaaten. 

Der Beitrag der Parlamente zu den Bemühungen 
um die Verwirklichung der Erklärung über die 
Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale 
Länder und Völker und zur Abschaffung der 
Apartheid und aller Formen des Rassismus 

(Entschließung, mit 791 zu 122 Gegenstimmen und 
207 Enthaltungen angenommen) 

Die 78. Interparlamentarische Konferenz 

verweist auf die in der Entschließung 1514 der Ge- 
neralversammlung der Vereinten Nationen vom 14. 
Dezember 1960 enthaltene Erklärung über die Ge- 
währung der Unabhängigkeit an koloniale Länder 
und Völker und die Entschließung 2621 vom 12. Ok- 
tober 1970, die das Aktionsprogramm für die unein- 
geschränkte Anwendung der Erklärung umfaßt, so- 
wie auf die Entschließung 35/118 vom 11. Dezember 
1980, deren Anhang den Aktionsplan für die unein- 
geschränkte Anwendung der Entschließung enthält; 

nimmt die Entschließung 40/56 der Generalver- 
sammlung der Vereinten Nationen vom 2. Dezember 
1985 über den 25. Jahrestag der oben genannten Er- 
klärung zur Kenntnis; 

nimmt insbesondere die in der Entschließung 40/56 
der Generalversammlung der Vereinten Nationen 
erwähnte Feststellung zur Kenntnis, daß eine große 
Zahl ehemaliger Kolonialgebiete ihre Unabhängig- 
keit erreicht hat und viele ehemalige Treuhandge- 
biete und Hoheitsgebiete ohne Selbstregierung ihr 
Recht auf Selbstbestimmung und Unabhängigkeit 
im Sinne der Erklärung ausüben; 

erkennt die bedeutende Rolle an, die die Vereinten 
Nationen allgemein und insbesondere die oben ge- 
nannte Erklärung in bezug auf die Gewährung der 
Unabhängigkeit an zahlreiche ehemalige Kolonien, 
Treuhandgebiete und Hoheitsgebiete ohne Selbst- 
regierung gespielt haben; 

bekräftigt das Recht der durch Kolonialismus, Neo- 
kolonialismus, Rassendiskriminierung und die 
Apartheid unterdrückten Völker auf Unabhängig- 
keit, nationale Souveränität und Selbstbestimmung, 
sowie ihr Recht, sich mit allen ihnen zur Verfügung 


stehenden Mitteln, einschließlich des bewaffneten 
Kampfes, für die Verwirklichung ihrer Ziele einzu- 
setzen; 

ist sich der Tatsache bewußt, daß dem Begriff des 
Neokolonialismus seit der Verabschiedung der oben 
genannten Erklärung eine zunehmende Bedeutung 
beigemessen wird; 

betont, daß die Anerkennung des Rechts auf Selbst- 
bestimmung und des Prinzips der territorialen Inte- 
grität gleichermaßen die Grundlage für eine befrie- 
digende Lösung des Problems der Entkolonialisie- 
rung bilden; 

verweist auf die bedeutende Rolle, die die Parla- 
mente in allen Ländern bei der Durchführung des 
Entkolonialisierungsprozesses gespielt haben, in- 
dem sie die Wahrung der Interessen der Kolonialvöl- 
ker sicherstellten; 

bekräftigt ihre feste Entschlossenheit, den Rassismus 
in allen Erscheinungsformen sowie die Rassendiskri- 
minierung und die Apartheid uneingeschränkt und 
vorbehaltlos zu beseitigen; 

erklärt ihre Solidarität für die von der internationa- 
len Gemeinschaft gemäß des Prinzips der Selbstbe- 
stimmung unternommenen Bemühungen zur Förde- 
rung der Menschenrechte, der Grundfreiheiten und 
der Entkolonialisierung, sowie zur Abschaffung der 
Apartheid und jeder Form von Rassendiskriminie- 
rung; 

verurteilt jede Politik, die auf der Überlegenheit ei- 
ner Rasse oder einer ethnischen Gruppe beruht; 

ist zutiefst besorgt über das unveränderte Los der 
ethnischen Minderheiten/Mehrheiten in einigen 
Ländern, die benachteiligt werden und keine Chan- 
cengleichheit besitzen; 

betont, daß es wichtig und dringend erforderlich ist, 
die Aufmerksamkeit der internationalen Gemein- 
schaft auf die unzulässige Unterdrückung und den 
Rassismus in Südafrika und Namibia zu richten; 

ist besorgt über die Tatsache, daß ein Großteil der 
auf der Pariser Weltkonferenz gutgeheißenen Emp- 
fehlungen über die Verhängung von Sanktionen ge- 
gen das rassistische Südafrika noch nicht verwirk- 
licht wurde, was in erster Linie auf egoistische Wirt- 
schaftsinteressen einiger westlicher Länder in Süd- 
afrika und Namibia zurückzuführen ist; 

bringt ihre Bewunderung für diejenigen Personen 
zum Ausdruck, die unter großen persönlichen Op- 
fern juristischen, medizinischen und finanziellen 
Beistand leisten, um das Leiden der Kinder zu mil- 
dern und die Welt über die barbarische Behandlung 
zu unterrichten, die das rassistische Regime den 
schwächsten seiner Bürger zuteilwerden läßt; 

ist der Überzeugung, daß es in Südafrika keine posi- 
tive Entwicklung geben kann ohne die Freilassung 
aller Inhaftierten und aller politischen Gefangenen 
und ohne eine Beteiligung der Befreiungsbewegun- 
gen an allen Verhandlungen, die eine Machtüber- 
nahme durch die Mehrheit zum Ziel haben; 
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bringt ihre Anerkennung zum Ausdruck für den 
wachsenden Widerstand der Schwarzen gegen die 
rassistischen Gesetze und die vor kurzem von süd- 
afrikanischen weißen Liberalen ergriffene Initiative, 
mit dem Afrikanischen Nationalkongreß (ANC) ins 
Gespräch zu kommen, - Tatsachen, die beide Anzei- 
chen dafür sind, daß der rassistische staatliche Pro- 
pagandaapparat und der Einsatz von Brutalität zur 
Einschüchterung der Massen immer mehr versagen; 

ist der Meinung, daß die internationale Gemein- 
schaft die Pflicht hat, den Namibiern in ihrem Kampf 
um Selbstbestimmung und Unabhängigkeit beizu- 
stehen, der in keiner Weise mit den auf internationa- 
ler Ebene bestehenden Problemen in Zusammen- 
hang steht; 

weist die Bemühungen des rassistischen südafrika- 
nischen Regimes um die Annektierung einiger na- 
mibischer Gebiete zurück; 

bekräftigt erneut, daß die SWAPO (Südwestafrikani- 
sche Volksorganisation) die einzige legitime Vertre- 
tung des namibischen Volkes ist; 

ist zutiefst besorgt über die Tatsache, daß das Ver- 
halten des Apartheidregimes gegenüber den 
schwarzen Mehrheiten in Südafrika und Namibia 
immer gewalttätiger und unerträglicher wird, weil 
versucht wird, jede oppositionelle Regung im Keim 
zu ersticken; 

ist bestürzt über die Taktik Südafrikas bei seinem 
mit allen Mitteln geführten Angriff auf die unabhän- 
gigen schwarzen Nachbarstaaten, durch die für die 
Volkswirtschaften dieser Staaten Zerstörungen in 
Höhe von mehreren Milliarden Dollar entstehen und 
Tausende unschuldiger Bürger direkt oder durch 
gedungene Verbrecherbanden der UNITA und der 
MNR getötet und verstümmelt werden; 

nimmt Kenntnis von friedensfördernden Initiativen, 
die von der Volksrepublik Angola zur Herbeifüh- 
rung einer ehrenhaften, gerechten und dauerhaften 
Lösung der Probleme Südafrikas vorgeschlagen 
wurden und in der Plattform umfassender Verhand- 
lungen enthalten sind, die dem Generalsekretär der 
Vereinten Nationen, Javier Perez de Cuellar, im Jah- 
re 1984 vom Präsidenten der Volksrepublik Angola, 
Jose Eduardo dos Santos, unterbreitet wurden, sowie 
von dem von Angola, Kuba, Südafrika und der 
SWAPO unterbreiteten Vorschlag eines umfassen- 
den Übereinkommens, das unter der Schirmherr- 
schaft des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen 
oder seiner ständigen Mitglieder ausgearbeitet und 
der jetzigen Regierung der Vereinigten Staaten von 
Amerika am 4. August 1987 von der angolanischen 
Regierung vorgelegt wurde; 

begrüßt die Flexibilität und den politischen Willen 
der angolanischen Regierung bei der Suche nach ei- 
ner friedlichen Regelung der Probleme Südafrikas; 

ist sich der Tatsache bewußt, daß die Ursache für die 
Armut des namibischen Volkes auf die durch die 
südafrikanische Kolonialherrschaft erfolgte Mißach- 
timg der Bestimmungen des Dekrets Nr. 1 der Ver- 
einten Nationen zum Schutz der natürlichen Res- 
sourcen Namibias zurückzuführen ist; 


unterstützt das Recht des Volkes in der Demokrati- 
schen Arabischen Republik Sahara (DARS) auf den 
Kampf um Selbstbestimmung und Unabhängigkeit; 

unterstützt die vom Generalsekretär der Vereinten 
Nationen und dem Präsidenten der Organisation für 
Afrikanische Einheit (OAU) unternommenen Bemü- 
hungen um die Verwirklichung der einschlägigen 
Entschließungen über das Recht des saharischen 
Volkes auf Selbstbestimmung und Unabhängigkeit, 
um durch ein demokratisches Referendum eine ge- 
rechte und friedliche Lösimg dieses Problems her- 
beizuführen; 

bringt ferner ihre tiefe Besorgnis zum Ausdruck 
über die anhaltenden Spannungen im Nord- Westen 
Afrikas, die auf den Konflikt in der westlichen Saha- 
ra zurückzuführen sind und eine schwere Bedrohung 
für den Frieden und die Stabilität in der Region dar- 
stellen; 

verweist auf die Entschließungen 38/40, 39/40, 40/50 
und 41/16 der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen über die Frage der westlichen Sahara, die 
den Friedensplan der Organisation für afrikanische 
Einheit (OAU) wiederaufgreifen, der in der Ent- 
schließung AHG/104 (XIX) über die westliche Saha- 
ra enthalten ist, die von der Konferenz der Staats- 
und Regierungschefs der OAU auf ihrer 19. ordentli- 
chen Sitzung (Addis Abeba 6.-12. Juni 1983) durch 
Konsens angenommen wurde,- 

wiederholt den von der Interparlamentarischen Uni- 
on auf ihren letzten Konferenzen zum Ausdruck ge- 
brachten Appell zur Bekräftigung des unveräußerli- 
chen Rechts des saharischen Volkes auf Selbstbe- 
stimmung und Unabhängigkeit; 

erkennt die Polisario- Volksfront als alleinige legiti- 
me Vertretung des saharischen Volkes an, das sein 
legitimes Recht verteidigt, in Frieden zu leben und 
seinen rechtmäßigen Platz unter den unabhängigen 
Staaten einzunehmen; 

verweist auf die von der 76. Interparlamentarischen 
Konferenz in Buenos Aires im Oktober 1986 ange- 
nommene Entschließung über die Falklandinseln 
(Malwinen); 

ist der Ansicht, daß die Situation in Osttimor Anlaß 
zu Besorgnis gibt; 

ist zutiefst besorgt über den weiterhin bestehenden 
Kolonialismus in Puerto Rico, Guam, auf den Briti- 
schen und Amerikanischen Jungfeminseln, in den 
Treuhandgebieten im Pazifischen Ozean, auf den 
Bermudas und in anderen sogenannten kleinen un- 
ter Fremdherrschaft stehenden Territorien, über die 
zahlreiche Entschließungen von der Generalver- 
sammlung und anderen Organen der Vereinten Na- 
tionen verabschiedet wurden; 

1. würdigt die von den Vereinten Nationen zur För- 
derung der Unabhängigkeit der Kolonialvölker 
geleistete Arbeit, die auf den Prinzipien der Er- 
klärung über die Gewährung der Unabhängig- 
keit an koloniale Länder und Völker beruht; 

2. ist weiterhin entschlossen, Mittel und Wege für 
die uneingeschränkte Unterstützung des gerech- 
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ten Kampfes der Völker zu finden, die noch unter 
Kolonialismus, fremder Einmischung, Interven- 
tionismus, Hegemonie, Destabilisierung und an- 
deren Formen der Beherrschung leiden; 

3. bedauert das Fortbestehen gewisser kolonialer 
Verhältnisse, erkennt jedoch den im Bereich der 
Entkolonialisierung erreichten Fortschritt an 
und erklärt, daß das Fortbestehen des Kolonialis- 
mus in allen Erscheinungsformen sowie jeder 
Form von Rassismus und der Apartheid unver- 
einbar ist mit der Charta der Vereinten Natio- 
nen, der Erklänmg und den Prinzipien des Völ- 
kerrechts; 

4. bekräftigt erneut die aufgnmd der Charta und 
der Erklärung für alle Verwaltungsmächte be- 
stehende Verpflichtung, in den von ihnen ver- 
walteten Gebieten wirtschaftliche, soziale und 
andere Bedingungen zu schaffen, die diesen Ter- 
ritorien die Herbeifühnmg einer wirklichen Un- 
abhängigkeit und wirtschaftlichen Eigenstän- 
digkeit ermöglichen, und fordert die Verwal- 
tungsmächte dringend auf, einen verbindlichen 
Zeitplan für die Gewährung des Rechts auf 
Selbstbestimmung an alle noch unter Kolonial- 
herrschaft stehenden Völker aufzustellen; 

5. fordert die Verwaltungsmächte auf, die kulturel- 
le Identität sowie die nationale Einheit der von 
ihnen verwalteten Gebiete zu erhalten und die 
volle Entfaltung der einheimischen Kultur zu 
fördern, um die Ausübung des Rechts auf Selbst- 
bestimmung imd Unabhängigkeit durch die Völ- 
ker dieser Gebiete zu erleichtern; 

6. erklärt erneut, daß alle Formen des Rassismus 
und der Rassendiskriminierung, vor allem in ih- 
rer institutionalisierten Form wie der Apartheid 
oder als Ergebnis offizieller Doktrinen der Über- 
legenheit einer Rasse oder der Rassentrennung, 
zu den schwersten Menschenrechtsverletzungen 
unserer Zeit zählen und mit allen Mitteln be- 
kämpft werden müssen; 

7. appelliert an alle Regierungen sowie an alle in- 
ternationalen und nichtstaatlichen Organisatio- 
nen, ihre Aktivitäten im Kampf gegen den Ras- 
sismus, die Rassendiskriminienmg und die 
Apartheid zu intensivieren und den Opfern die- 
ser Mißstände beizustehen; 

8. bekräftigt erneut, daß die Politik der Apartheid 
und die Verweigerung gleicher Rechte für be- 
stimmte ethnische Gruppen eines Landes For- 
men von Rassismus sind, die verurteilt und abge- 
schafft werden müssen; 

9. appelliert an alle Staaten, rechtliche und andere 
Hindernisse unverzüglich auszuräumen, durch 
die einer ethnischen oder anderen Gruppe die 
uneingeschränkte Ausübung ihrer bürgerlichen 
Rechte versagt wird; 

10. bestätigt erneut die moralische und rechtliche 
Legitimität des nationalen Befreiungskampfes in 
Südafrika und Namibia als einen Akt der Selbst- 
verteidigung, der den materiellen und morali- 
schen Beistand der internationalen Gemein- 
schaft verdient; 


11. begrüßt die im September 1987 in Harare veran- 
staltete internationale Konferenz über Kinder, 
Unterdrückung und Recht im Apartheidsregime 
Südafrikas sowie die Auswirkungen der von ihr 
gemachten Beobachtungen und Vorschläge; 

12. verurteilt die Verbantustanisierung ganzer Re- 
gionen Afrikas und die Errichtung von Mario- 
nettenregierungen in den Bantustans; 

13. weist jeden Versuch des rassistischen Regimes, 
gemäßigten schwarzen Gruppen die Beteiligung 
im vorgeschlagenen Nationalrat zu ermöglichen, 
als eine Maßnahme zurück, die zu einer Spal- 
timg der Massen führen kann und ihren Erwar- 
tungen nicht entspricht; 

14^weis^ ebenfalls jede Reform des Apartheidregi- 
mes als einen beschämenden und vergeblichen 
Versuch zurück, die Aufmerksamkeit der inter- 
nationalen Gemeinschaft von dem ungeheuren 
Ausmaß der Gewalt und der gegen Millionen 
unschuldiger Südafrikaner begangenen Verbre- 
chen abzulenken; 

15. befürwortet die Freilassung aller politischen Ge- 
fangenen, einschließlich Nelson Mandelas imd 
anderer Führer, als eine Voraussetzung für Ver- 
handlungen, an denen alle politischen Organisa- 
tionen beteiligt sind, und die zur Abschaffung 
des repressiven und unmenschlichen Apartheid- 
regimes und der Schaffung einer Gesellschaft 
führen, die frei von Rassismus ist und an deren 
Spitze eine Regierung steht, die von allen mün- 
digen Südafrikanern eines vereinigten Südafri- 
kas in Ausübung ihres allgemeinen Wahlrechts 
bestimmt wird; 

16. wendet sich gegen die Verhängung des Ausnah- 
mezustands und die Inhaftierung von Führern 
politischer Vereinigungen, Gewerkschaften, Ju- 
gend-, Studenten-, und Frauenorganisationen; 

17. weist die Rechtmäßigkeit des ausschließlichen 
Wahlrechts für Weiße, wodurch 85 % der Bevöl- 
kerung ausgeschlossen wurden, als Farce und 
Mißachtung des demokratischen Prinzips zu- 
rück; 

18. bringt ihre Anerkennung für die Bemühungen 
zum Ausdruck, die unter indischem Vorsitz von 
den Staatschefs aus sechs Nationen und den 
Blockfreien zur Schaffung eines Afrika-Fonds 
unternommen wurden, der den gerechten Kampf 
der unter Kolonialherrschaft und rassistischer 
Unterdrückung leidenden Völker unterstützen 
soll; 

19. fordert die Verstärkung des nationalen imd in- 
ternationalen Drucks im Zusammenhang mit 
dem weltweiten Aufruf zur Verhängung umfas- 
sender, verbindlicher und wirksamer Sanktionen 
durch den Sicherheitsrat der Vereinten Natio- 
nen, gemäß Kapitel VII der Charta, sowie die 
Durchführung wirtschaftlicher Sanktionen ge- 
gen Südafrika bis zum völligen Abbruch der 
Handelsbeziehungen und der diplomatischen 
Beziehungen; begrüßt die bereits von einigen 
Ländern in diesem Sinne ergriffenen einschlägi- 
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gen Initiativen und verurteilt diejenigen Länder, 
die das Apartheidregime durch die Nichtbefol- 
gung dieses Appells unterstützen; 

20. fordert ebenfalls die Aufhebung des Gesetzes 
über die innere Sicherheit, des rassistischen und 
nazistisch geprägten Registrierungsgesetzes so- 
wie anderer repressiver Gesetzestexte über das 
Versammlungsrecht, die Zensur und die Polizei- 
gewalt; 

21. verdammt das rassistische Regime Südafrikas, 
weil es seinem staatlichen Sicherheitssystem die 
uneingeschränkte Macht verliehen hat, die Pres- 
se zu kontrollieren, öffentliche Versammlungen 
zu verbieten und Beerdigungen in den Town- 
ships der Schwarzen zu überwachen, und weil es 
ihm die volle Immunität verschafft hat, unge- 
straft Unterdrückungsmaßnahmen zu ergreifen; 

22. verurteilt das rassistische Regime Südafrikas 
ebenfalls, wenn es als Unterzeichnerstaat des 
Zusatzprotokolls (1977) zu den Genfer Abkom- 
men von 1949 politische Aktivisten und gefan- 
gengenommene Widerstandskämpfer des Afri- 
kanischen Nationalkongresses (ANC) hinrichtet; 

23. befürwortet eine extensivere Auslegung der 
Grundsätze von Nürnberg zur Ahndung von 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit, damit ihr 
Anwendungsbereich auch auf das Verbrechen 
der Apartheid im Sinne des internationalen 
Übereinkommens über die Bekämpfung und Be- 
strafung des Verbrechens der Apartheid er- 
streckt wird; 

24. appelliert an die internationale Gemeinschaft, 
den Befreiungsbewegungen und der Bevölke- 
rung Südafrikas und Namibias den für ihr Wohl- 
ergehen und ihre Rehabilitierung erforderlichen 
Beistand zu leisten; 

25. appelliert ferner an die Organisationen, die will- 
kürlichen Masseninhaftierungen und -einkerke- 
rungen, insbesondere von Kindern unter 18 Jah- 
ren, in Gefängnissen, Polizeizellen und „Umer- 
ziehungslagem" sowie die Ausbeutung von Kin- 
derarbeit genau zu verfolgen und zu bekämpfen; 

26. erklärt, daß die Walfischbai, die Pinguin-Inseln 
und alle vor der Küste dieser Bucht gelegenen 
Inseln gemäß der einschlägigen Entschließun- 
gen der Vereinten Nationen integraler Bestand- 
teil von Namibia sind; 

27. erklärt, daß die Verhängung von umfassenden 
und verbindlichen Sanktionen durch den Sicher- 
heitsrat in Anwendung der Bestimmungen von 
Kapitel VII der Charta der Vereinten Nationen 
das einzige verbleibende friedliche Mittel ist, 
um Südafrika wirksam zu zwingen, die Apart- 
heid abzuschaffen, seine gegen die Frontstaaten, 
die friedliche und legitime Länder sind, gerich- 
teten Aggressionshandlungen einzustellen und 
seine illegale Besetzung Namibias zu beenden; 

28. weist nochmals jeden Zusammenhang zwischen 
der Unabhängigkeit Namibias und der Präsenz 
kubanischer Truppen in der Volksrepublik An- 


gola kategorisch zurück und bekräftigt, daß al- 
lein der souveräne Staat der Volksrepublik An- 
gola über die Präsenz der kubanischen Truppen 
in diesem Land oder über ihren Rückzug befin- 
den kann; 

29. verurteilt nachdrücklich alle vom südafrikani- 
schen Apartheidsregime und seinen westlichen 
Verbündeten unternommenen Versuche, die 
Aufmerksamkeit der internationalen Gemein- 
schaft von dem Hauptproblem, nämlich der De- 
kolonialisierung Namibias, dadurch abzulenken, 
daß in zynischer Weise eine Ost- West-Rivalität 
ins Spiel gebracht wird, die nur ein Vorwand ist 
und die Leiden des Volkes nur noch verlängert; 

30. fordert die sofortige Auflösung der vorläufigen 
Marionettenregierung in Namibia und bekräf- 
tigt ihre bedingungslose Unterstützung der Ent- 
schließung 566 (1985) des Sicherheitsrates der 
Vereinten Nationen, in der die Errichtung einer 
„provisorischen" Regierung in Namibia durch 
das rassistische Regime Südafrikas als eine Ver- 
letzung der Entschließung 435/78 des Sicher- 
heitsrates der Vereinten Nationen für illegal, 
null und nichtig erklärt wird; 

31. fordert alle westlichen Länder auf, die Unterstüt- 
zung des Apartheidregimes im nuklearen Be- 
reich oder die diesbezügliche Zusammenarbeit 
einzustellen; 

32. verurteilt die gegenwärtige Regierung der Ver- 
einigten Staaten von Amerika auf das Schärfste 
wegen ihrer flagranten und unannehmbaren 
Einmischung in die inneren Angelegenheiten 
der Volksrepublik Angola und ihrer sogenann- 
ten Politik des „constructive engagements"; 

33. fordert den sofortigen Abzug aller rassistischen 
südafrikanischen Truppen aus angolanischem 
Hoheitsgebiet und die Achtung der Souveränität 
und der territorialen Integrität der Volksrepu- 
blik Angola durch Südafrika; 

34. ersucht die Regierung der Vereinigten Staaten 
von Amerika und die südafrikanische Regierung, 
sich gemäß den von der angolanischen Regie- 
rung am 4. August 1987 vorgelegten Initiativen 
ernsthaft und ohne Ausflüchte für den Frieden 
im südlichen Afrika einzusetzen; 

35. fordert alle Staaten dringend auf, den Frontstaa- 
ten und den Mitgliedsländern der Konferenz 
über die Koordination der Entwicklung im südli- 
chen Afrika (SADCC) wirtschaftlichen, finanziel- 
len und militärischen Beistand zu leisten, mit 
dem Ziel, die Apartheid wirksam zu bekämpfen, 
die Sicherheit dieser Staaten zu garantieren und 
ihre durch Aggressionshandlungen, Destabili- 
sierungsmaßnahmen und Abhängigkeit ge- 
schwächte Wirtschaft zu stärken; 

36. fordert alle Parlamente in der Welt auf, ihre je- 
weiligen Regierungen zur Verabschiedung ge- 
eigneter Maßnahmen zu veranlassen, um die un- 
eingeschränkte Durchführung und Beachtung 
der Bestimmungen des Dekrets Nr. 1 zum Schutz 
der natürlichen Ressourcen Namibias durch alle 
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ihrer Rechtsprechung unterliegenden Privatper- 
sonen und Gesellschaften zu gewährleisten; 

37. ersucht ferner alle Parlamente in der Welt, ihre 
jeweiligen Regierungen darin zu bestärken, ihre 
Hilfe und ihren Beistand für das namibische Volk 
im Bildungs- und Weiterbildungsbereich auf dem 
Weg über die für solche Zwecke geschaffenen 
Nebenorgane der Vereinten Nationen zu verstär- 
ken und diesem Volk in Anbetracht seiner bevor- 
stehenden Unabhängigkeit technische Hilfe zu 
leisten; 

38. fordert die unverzügliche Realisierung der auf 
der 19. Konferenz der Staats- und Regierungs- 
chefs der OAU angenommenen Entschließung 
AHG/104 und der Entschließungen 40/50 und 41/ 
16 der Generalversammlung der Vereinten Na- 
tionen, um dem Volk der westlichen Sahara die 
Ausübimg seines unveräußerlichen Rechts auf 
Selbstbestimmung und Unabhängigkeit zu er- 
möglichen; 

39. verweist auf die Entschließungen 38/40, 39/40, 
40/50 und 41/16 der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen und die von den Blockfreien 
auf ihrem 8. Gipfel in Harare angenommenen 
Entschließungen über die Frage der westlichen 
Sahara, die den in der Entschließung AHG/104 
(XIX) enthaltenen Friedensplan der OAU auf- 
greifen; 

40. fordert die beiden Konfliktparteien - das König- 
reich Marokko und die Polisario- Volksfront - 
auf, so schnell wie möglich direkte Verhandlun- 
gen über die Herbeiführung eines Waffenstill- 
stands aufzunehmen, um die erforderlichen Vor- 
aussetzungen für ein gerechtes und friedliches 
Referendum zu schaffen, das unter die Schirm- 
herrschaft der OAU und der Vereinten Nationen 
gestellt wird und die Selbstbestimmung des 
Volks in der westlichen Sahara ohne jeden admi- 
nistrativen oder militärischen Zwang ermögli- 
chen soll, und die Bedingungen dafür festzuset- 
zen; 

41. begrüßt die von Seiten des amtierenden Präsi- 
denten der Organisation für Afrikanische Ein- 
heit und des Generalsekretärs der Vereinten Na- 
tionen erfolgten Bemühungen um die Herbei- 
führung einer gerechten und endgültigen Lö- 
sung in der Frage der westlichen Sahara; 

42. fordert alle Parlamente auf, die Vereinten Natio- 
nen und die Organisation für die Afrikanische 
Einheit in ihren Bemühimgen um die Realisie- 
rung der entsprechenden Entschließungen über 
die Entkolonialisierung der westlichen Sahara 
zu unterstützen; 

43. ersucht Marokko, die internationalen Bemühun- 
gen um eine friedliche Lösung nicht zu kompro- 
mittieren und seine auf die Störung des demo- 
graphischen Gleichgewichts in der westlichen 
Sahara ausgerichtete Besiedlungspolitik zu be- 
enden, die eine Verletzung aller internationalen 
Übereinkünfte über besetzte Gebiete darstellt; 


44. bekräftigt erneut das Recht der argentinischen 
Republik auf das Gebiet der Falkland-Inseln 
(Malwinen), Südgeorgiens und der Sandwich- 
Inseln und wiederholt ihren Appell für eine 
friedliche Beilegung des Streits zwischen diesem 
Land und dem Vereinigten Königreich und ver- 
urteilt die von letzteren einseitig getroffene Ent- 
scheidung über die separate Wirtschaftszone; 

45. begrüßt die Tatsache, daß Spanien und das Ver- 
einigte Königreich im Anschluß an die Brüsseler 
Erklärung einen Verhandlungsprozeß in Gang 
gebracht haben, um alle ihre Streitigkeiten über 
Gibraltar, einschließlich der Fragen über die 
Souveränität, beizulegen; 

46. fordert die von der Osttimor-Frage betroffenen 
Parteien auf, mit dem Generalsekretär der Ver- 
einten Nationen zusammenzuarbeiten, um so- 
bald wie möglich eine Lösung zu finden, die den 
Interessen der Bevölkerung dieser Gebiete ent- 
spricht und mit dem Prinzip der Selbstbestim- 
mung in Einklang steht; 

47. bekräftigt erneut das Recht des puertoricani- 
schen Volkes auf Selbstbestimmung, Unabhän- 
gigkeit und Souveränität gemäß der Entschlie- 
ßung 1514 (XV) der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen sowie die volle Gültigkeit 
dieser Entschließung im Fall von Puerto Rico; 

48. unterstützt die Beschlüsse und Entschließungen 
der Generalversammlung der Vereinten Natio- 
nen über die Gebiete von Guam, die Treuhand- 
gebiete im pazifischen Ozean, die britischen und 
amerikanischen Jungferninseln und alle ande- 
ren sogenannten kleinen Territorien, die noch 
unter Kolonialherrschaft stehen. 


Der Beitrag der Parlamente zur Herbeiführung ei- 
nes gerechten und umfassenden Friedens zwi- 
schen dem Iran und dem Irak und zur Sicherheit 
der Schiffahrt im Golfgebietr in Anwendung der 
Entschließung 589 (1987) des Sicherheitsrates der 
Vereinten Nationen 

(Entschließung, angenommen ohne Abstimmung) 

Die 78. Interparlamentarische Konferenz 

verweist auf alle einschlägigen von der Interparla- 
mentarischen Union sowie von der Generalver- 
sammlung und dem Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen angenommenen Entschließungen in be- 
zug auf den Konflikt zwischen dem Iran und dem 
Irak; 

verweist ferner auf die Erklärungen und Bemühun- 
gen des Sicherheitsrates und des Generalsekretärs 
der Vereinten Nationen; 

wird geleitet von der gemäß der Charta der Verein- 
ten Nationen bestehenden Verpflichtung der Mit- 
gliedstaaten, ihre Streitigkeiten mit friedlichen Mit- 
teln und in einer Weise zu lösen, die den Frieden in 
der Welt und die internationale Sicherheit nicht ge- 
fährdet, und in ihren internationalen Beziehimgen 
von der Androhung oder Anwendung von Gewalt 
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gegen die territoriale Integrität oder politische Un- 
abhängigkeit eines anderen Staates abzusehen; 

bekräftigt erneut ihre in den Entschließungen frühe- 
rer Interparlamentarischer Konferenzen in bezug auf 
den Konflikt zwischen dem Iran und dem Irak be- 
kundete entschiedene Unterstützung für einen un- 
verzüglichen Waffenstillstand, für die Beendigung 
aller Kampfhandlungen sowie für den Rückzug aller 
Streitkräfte hinter die international anerkannten 
Grenzen als ersten Schritt in Richtung auf die Beile- 
gung der Konflikts; 

unterstützt die von den Vereinten Nationen, der Be- 
wegung der blockfreien Staaten und der Organisati- 
on der Islamischen Konferenz (OlC) unternommenen 
Bemühungen bei der Suche nach einer friedlichen, 
umfassenden, dauerhaften, gerechten und ehrenhaf- 
ten Lösung des Konflikts zwischen dem Iran und 
dem Irak, ausgehend von der Entschließung 598 
(1987) des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen, 
deren Prinzipien bei der internationalen Gemein- 
schaft eine breite Zustimmung gefunden haben; 

ist überzeugt, daß diese Lösung nur durch gemeinsa- 
me Anstrengungen der beiden Konfliktparteien er- 
folgen kann; 

bedauert den Ausbruch und die Fortsetzung des 
Konflikts; 

ist zutiefst besorgt über die anhaltende Eskalation 
und die Ausweitung des Konflikts, die eine Gefahr 
für den Frieden in der Welt und die internationale 
Sicherheit darstellen; 

ist ebenfalls zutiefst besorgt über die Bombardie- 
rung ziviler Bevölkerungszentren und die Angriffe 
auf Schiffe neutraler Staaten und Flugzeuge der Zi- 
villuftfahrt; 

bedauert die Verletzungen des humanitären Kriegs- 
völkerrechts und fordert die Konfliktparteien zur 
strikten Einhaltung und Durchführung der gelten- 
den Rechtsnormen auf, insbesondere des Genfer 
Protokolls vom 17. Juni 1925 über die Verwendung 
von chemischen Waffen und der Genfer Abkommen 
vom 12. August 1949 über den Schutz von Kriegsge- 
fangenen und Kriegsopfern; 

stellt mit Besorgnis fest, daß der Konflikt zwischen 
dem Iran und dem Irak trotz der von internationalen 
Organisationen und einzelnen Ländern unternom- 
menen Bemühungen mit unverminderter Intensität 
fortgesetzt wird und die beiden Staaten bis jetzt 
noch keine Friedensverhandlungen aufgenommen 
haben, um ihre Streitigkeiten beizulegen; 

bekräftigt das im Völkerrecht verankerte Recht auf 
eine sichere und freie Schiffahrt und bedauert die 
gegen Handelsschiffe und zivile Flugzeuge gerich- 
teten Bedrohungen und Angriffe, die zum Teil zu ei- 
ner Verstärkung der militärischen Präsenz in der Re- 
gion beigetragen haben, einer Entwicklung, die die 
Suche nach einer Lösung des Konflikts nicht leichter 
gemacht hat; 

bekräftigt erneut ihre Überzeugung, daß die Parla- 
mente und die Parlamentarier Verantwortung tra- 
gen in bezug auf die Schaffung einer Atmosphäre 
von Vertrauen und Verständnis in der Region; 


1. fordert den Iran und den Irak auf, ihren Konflikt 
durch Verhandlungen, mit friedlichen Mitteln 
und in weiterer Zusammenarbeit mit dem Gene- 
ralsekretär der Vereinten Nationen im Rahmen 
seiner Bemühungen und Vorschläge, und insbe- 
sondere durch die uneingeschränkte Anwen- 
dung der Entschließung 598 (1987) des Sicher- 
heitsrates der Vereinten Nationen, beizulegen; 

2. fordert den Iran und den Irak auf, ihre Angriffe 
auf zivile Schiffe und Flugzeuge einzustellen 
und das Prinzip der freien Schiffahrt für alle 
Staaten zu beachten; 

3. fordert die Wiederherstellung einer sicheren 
und freien Schiffahrt in der Region sowie den 
Rückzug aller militärischen Streitkräfte; 

4. appelliert an alle anderen Staaten, alle Handlun- 
gen, die zur Fortsetzimg, Eskalation oder Aus- 
weitung des Konflikts beitragen könnten, zu un- 
terlassen; 

5. fordert alle Parlamente und Regierungen auf, al- 
le konstruktiven Anstrengungen, insbesondere 
die im Rahmen der Vereinten Nationen unter- 
nommenen Bemühungen zur Herbeiführung ei- 
ner friedlichen, umfassenden, dauerhaften, ge- 
rechten und ehrenhaften Beilegung des Kon- 
flikts zu unterstützen und zu fördern; 

6. bringt erneut ihre entschiedene Unterstützung 
für die von den Vereinten Nationen, der Bewe- 
gung der blockfreien Staaten und der Organisa- 
tion der Islamischen Konferenz unternommenen 
Bemühungen zum Ausdruck, deren Ziel eine 
friedliche Beilegung des Konflikts ist; 

7. begrüßt die Bemühungen des Generalsekretärs 
der Vereinten Nationen, gemäß der in der Ent- 
schließung 598 (1987) des Sicherheitsrates der 
Vereinten Nationen vorgesehenen Weise und 
Reihenfolge der Maßnahmen festzustellen, wo 
die Verantwortung für den Konflikt zu suchen ist; 

8. betont die Notwendigkeit, auch die striktesten 
der in Kapitel VII der Charta der Vereinten Na- 
tionen vorgesehenen Folgemaßnahmen zu er- 
greifen, wenn das Verhalten einer der beiden 
Parteien nach Abschluß der laufenden Verhand- 
lungen von der Entschließung 598 (1987) des Si- 
cherheitsrates der Vereinten Nationen ab weicht, 
die von der Weltöffentlichkeit als wichtigstes In- 
strument zur Beilegung des Konflikts angesehen 
wird; 

9. fordert die internationale Gemeinschaft und ins- 
besondere die beiden Konfliktparteien dringend 
auf, das humanitäre Völkerrecht einzuhalten 
und durchzuführen, vor allem das Genfer Proto- 
koll vom 17. Juni 1925 über die Verwendung von 
chemischen Waffen und die Genfer Abkommen 
vom 12. August 1949 über den Schutz von Kriegs- 
gefangenen und Kriegsopfern; 

10. äußert ihre Unterstützung für den Vorschlag ei- 
nes Wiederaufbauplans, der nach Beilegung des 
Konflikts mit entsprechender internationaler 
Hilfe durchgeführt werden soll, und für die Ver- 
abschiedung von Maßnahmen zur Förderung der 
Sicherheit und Stabilität in der Region. 
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3. Tätigkeiten der Interparlamentarischen 
Gruppe der Bundesrepublik Deutschland 
zur Weiter- und Fortentwicklung des 
KSZE-Prozesses 

Schreiben der Delegation der Interparlamentari- 
schen Gruppe der Bundesrepublik Deutschland an 
den Generalsekretär der Interparlamentarischen 
Union vom 4. September 1987 

„Auch in dem seit Absendung des letzten Berichts 
verstrichenen Zeitraum hat die Gruppe der Bimdes- 
republik Deutschland in der Interparlamentarischen 
Union zahlreiche Aktivitäten entfaltet. 

Diese Aktivitäten betreffen die parlamentarischen 
Kontakte zu den Teilnehmerstaaten der KSZE seit 
Beginn dieses Jahres. Eine Übersicht von parlamen- 
tarischen Besuchen beim Deutschen Bimdestag so- 
wie von Delegationsreisen von Mitgliedern des 
Deutschen Bundestages in KSZE-Teilnehmerstaaten 
ist als Anlage beigefügt. Darüber hinaus haben eine 
größere Anzahl von Einzelbesuchen deutscher Par- 
lamentarier in folgenden Mitgliedstaaten stattge- 
fimden: Belgien, Dänemark, Frankreich, Italien, Lu- 
xemburg, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, 
Schweiz, Tschechoslowakei, Türkei, Ungarn, Verei- 
nigtes Königreich, Vereinigte Staaten und Zypern. 

Hinzugefügt sei, daß der Einladung des Präsidenten 
der bulgarischen Gruppe in der Interparlamentari- 
schen Union, Dr. Peter Voutow, zu einem Parlamen- 
tariertreffen über Fragen chemie- und nuklearwaf- 
fenfreier Zonen auf dem Balkan und in anderen Re- 
gionen Europas vom 14. bis 16. September 1987 in So- 
fia eine Delegation von drei deutschen Mitgliedern 
der Interparlamentarischen Gruppe gefolgt wäre, 
hätte dieses Treffen stattgefunden. 

Während des Besuches des Staatsratsvorsitzenden 
der Deutschen Demokratischen Republik in der 
Bundesrepublik Deutschland vom 7. bis 9. Septem- 
ber 1987 ist der Präsident der Interparlamentari- 
schen Gruppe der Bundesrepublik Deutschland, 
Bundestagspräsident Dr. Philipp Jenninger, mit dem 
Gast am 8. September 1987 im Deutschen Bundestag 
zusammengetroffen. 

Eine Delegation des Auswärtigen Ausschusses des 
Deutschen Bundestages unter Leitung seines Vorsit- 
zenden und Präsidenten des Interparlamentarischen 
Rates, Dr. Hans Stercken, hat während eines Besu- 
ches beim 3. KSZE-Folgetreffen in Wien am 22. Juni 
1987 Gespräche mit dem Leiter der polnischen KSZE- 
Delegation, mit der Delegation der Deutschen Demo- 
kratischen Republik sowie mit der Delegation der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken geführt. 

Zu unterstreichen in diesem Zusammenhang ist auch 
der Besuch einer offiziellen Bundestagsdelegation 
unter Leitung des Präsidenten der interparlamenta- 
rischen Gruppe der Bundesrepublik Deutschland in 
der IPU, Dr. Philipp Jenninger, in die Tschechoslo- 
wakei vom 28. Juni bis 2. Juli 1987. 

In all diesen Kontakten und Gesprächen haben die 
Parlamentarier der Interparlamentarischen Gruppe 
der Bundesrepublik Deutschland als eines der 
Hauptziele imterstrichen, den KSZE-Prozeß auf allen 
Gebieten voranzubringen. Hierbei ist insbesondere 
die Stärkung der „Menschlichen Dimension" des 


KSZE-Prozesses angesprochen worden, d. h. ihrer 
Aussagen im Prinzip VII des Korbes I zu Menschen- 
rechten und Grundfreiheiten und der Bestimmungen 
über menschliche Kontakte, Information und Kultur 
in Korb III, die für die deutschen Parlamentarier 
gleichzeitig Voraussetzung und Konkretisierung der 
graduellen Öffnung Gesamt europas für den Men- 
schen und für seine kulturelle Identität sind. 

Auf den Inhalt der auf der VI. Interparlamentari- 
schen Konferenz über europäische Zusammenarbeit 
und Sicherheit in Bonn am 31. Mai 1986 verabschie- 
deten Schlußresolutionen ist bei allen Kontakten 
verstärkt Bezug genommen worden. 

Gleichzeitig ging es um größere Sicherheit in Euro- 
pa durch einen stufenweisen Verhandlungsprozeß 
über weitere Vertrauens- und sicherheitsbildende 
Maßnahmen und über die Herstellung von Stabilität 
im Bereich konventioneller Rüstung. 

Auch wirtschaftliche Fragen standen im Vorder- 
grund der Begegnungen. Größere Offenheit und 
Transparenz der Märkte sind für die Gruppe der 
Bundesrepublik Deutschland Voraussetzung zu ei- 
ner besseren wirtschaftlichen Zusammenarbeit. Fra- 
gen der wirtschaftlichen Zusammenarbeit in Korb II 
sollten nach unserer Auffassung im Wiener Schluß- 
dokument deutlich berücksichtigt werden. Auf die 
Intensivierung der Umweltzusammenarbeit zwi- 
schen Ost und West ist dabei hingewiesen worden. 
Schließlich will die Bundesrepublik Deutschland 
durch Einigung auf ein weiteres Folgetreffen den 
KSZE-Prozeß fort setzen und ihm durch eine be- 
grenzte Anzahl von Zwischenveranstaltungen wei- 
tere thematische Tiefe geben. 

Von den Mitgliedern der Interparlamentarischen 
Gruppe der Bundesrepublik Deutschland sind die 
westlichen Vorschläge zu Korb III hervor gehoben 
worden. Für die Bundesrepublik Deutschland als ei- 
nem geteilten Land sind sie von besonderer Bedeu- 
tung. Sie berühren auch innerdeutsche Belange. Im 
Bereich „Menschliche Kontakte" geht es um die An- 
trags- und Bearbeitungsverfahren bei Familienzu- 
sammenführung und Reisen aus familiären Gründen, 
Reisegesuche von kranken und alten Angehörigen, 
Familienzusammenführung von sogenannten „Ille- 
galen", Kontakte zwischen nationalen Minderheiten, 
Aufhebung von Kontaktverboten, Ausbau von Sport- 
kontakten und Städtepartnerschaften. Darüber hin- 
aus sind im Bereich der Information verbesserte Ar- 
beitsmöglichkeiten für Journalisten sowie die Not- 
wendigkeit einer verbesserten Informationsverbrei- 
tung zur Sprache gebracht worden. Die Möglichkeit 
zur Eröffnung von Kulturinstituten, Zugang zu Ar- 
chiven und Datenbanken, verbesserten kulturellen 
Austausches, Zusammenarbeit beim Denkmalschutz 
sowie die Förderung des Schüleraustausches sind als 
wichtige Anliegen im Bereich von Kultur und Erzie- 
hung angesprochen worden. 

Abschließend sei bemerkt, daß die deutsche Bevöl- 
kerung dem KSZE-Prozeß ein großes und nachhalti- 
ges Interesse entgegenbringt. Sie erwartet konkrete 
Ergebnisse. Diese Erwartung zu rechtfertigen, wird 
auch weiterhin die Zielsetzung der Mitglieder der 
Bundesrepublik Deutschland in der IPU bei Förde- 
rung und Fortentwicklung des KSZE-Prozesses 
sein." 
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4. Parlamentarische Kontakte zu den Teilnehmerstaaten der KSZE im Jahre 1987 
A. Parlamentarische Besuche beim Deutschen Bundestag 


Belgien 

18. August 1987 

Finnland 

6. bis 9. September 1987 


Frankreich 

3. Juni 1987 


Jugoslawien 

27. März 1987 


Kanada 

16. bis 26. Januar 1987 


Besuch des Generalsekretärs des Rates der französischen Gemeinschaft des Kö- 
nigreichs Belgien, Herrn Christian Daubie 


Besuch einer Delegation von 17 Mitgliedern des Sozialausschusses des Finni- 
schen Reichstags 


Besuch des Vorsitzenden des Auswärtigen Ausschusses der Französischen Na- 
tionalversammlung, Herrn Staatspräsidenten a.D. Valery Giscard d'Estaing, 
und einer Delegation 


Besuch des jugoslawischen Ministerpräsidenten Mikulic beim Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 


Besuch einer elfköpfigen Delegation beider Häuser des kanadischen Parla- 
ments 


Niederlande 

30. Januar 1987 Besuch einer Delegation des Landwirtschaftsausschusses der Zweiten Kammer 

der niederländischen Generalstaaten 


2. Juni 1987 


Besuch einer Delegation des Ausschusses für Arbeit und Soziales der Zweiten 
Kammer des niederländischen Parlaments 


24./25. Juni 1987 Besuch des Vorsitzenden des Auswärtigen Ausschusses der Zweiten Kammer 

des niederländischen Parlaments, Herrn J. J. P. de Boer, und vier Parlamenta- 
rier 


Norwegen 

23. März bis 2. April 1987 Besuch einer Delegation des Verteidigungsausschusses des norwegischen Par- 
laments 


Polen 

22. bis 29. Juni 1987 Offizieller Besuch S. E. des Sejm-Marschalls der Volksrepublik Polen, Herrn 

Roman Malinowski, und einer sechsköpfigen Delegation 

Spanien 

18. bis 23. Mai 1987 Offizieller Besuch S. E. des Präsidenten des spanischen Abgeordnetenhauses 

und der Cortes, Herrn Felix Pons Irazazabal 


Türkei 

14. bis 20. Juni 1987 Offizieller Besuch S. E. des Präsidenten der Großen Türkischen Nationalver- 

sammlung, Herrn Necmettin Karaduman, und einer siebenköpfigen Delegation 

Ungarn 

30, März bis 3. April 1987 Besuch einer sechsköpfigen Delegation des Wirtschaftsausschusses der Natio- 
nalversammlung der Ungarischen Volksrepublik 

USA 

18./19. April 1987 Besuch des Vorsitzenden des Landwirtschaftsausschusses des US-Repräsentan- 

tenhauses, Herrn Kika de la Garza, und einer vierköpfigen Delegation 
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B. Besuche von Mitgliedern des Deutschen Bundestages 

(Einzelbesuche und Delegationsreisen) im Ausland (KSZE-Teilnehmerstaaten) im Jahre 1987 

Belgien 

2. Juni bis 4. Juni 1987 Delegationsreise des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(gesamter Ausschuß) (EG -Kommission Brüssel) 

Frankreich 

14./15. Juni 1987 Delegation des Ausschusses für Verkehr 

14. Juni bis 16. Juni 1987 Delegation des Verteidigungsausschusses 

18. Juni bis 20. Juni 1987 Delegation des Haushaltsausschusses 

Kanada (+ USA) 

29. Juni bis 9. Juli 1987 Delegation des Finanzausschusses 

29. Juni bis 9. Juli 1987 Delegation des Haushaltsausschusses 

Luxemburg 

18./19. Mai 1987 Delegation des Haushaltsausschusses 

Österreich 

22. Juni 1987 Delegation des Auswärtigen Ausschusses 

Schweiz 

28. Mai bis 31. Mai 1987 Interfraktionelle Delegation aus Anlaß des internationalen Parlamentariertref- 
fens in Locarno 

Tschechoslowakei 

28. Juni bis 2. Juli 1987 Reise einer offiziellen Delegation des Deutschen Bundestages unter Leitung 

des Bundestagspräsidenten, Dr. Philipp Jenninger 

Türkei 

2. Februar bis 8. Februar Delegation des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
1987 

28. Juni bis 4. Juli 1987 Delegation des Innenausschusses 

Ungarn 

28. Juni bis 2. Juli 1987 Delegation des Rechtsausschusses 

Vereinigte Staaten von Amerika 

28. April bis 3. Mai 1987 Delegation des Haushaltsausschusses 

25. Mai bis 1. Juni 1987 Delegation der Kommission des Ältestenrates für den Deutsch-Amerikani- 
schen Jugendaustausch 

Zypern 

28. Juni bis 12. Juli 1987 Delegation des Innenausschusses 
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